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L iebe Leserin, lieber Leser,
kennen Sie das : als Pazifist in einer Disku ssion mit
der Frage konfrontiert zu sein, welche andere Form
als militärischer Widerstand denn gegen den Hit-
ler-Faschismus geholfen hätte ? Diese Frage kann
von durchau s gutwilligen Menschen ge stellt wer-
den (dass sie auch von anderer Seite kommt, wissen
wir sp äte stens seit Geißlers B ehauptung in der
»Nachrüstungs«-D eb atte , der Pazifismus der 3 0er

Jahre hab e Auschwitz erst möglich gemacht) . An-
ge sichts des von den D eutschen entfesselten Zwei-
ten Weltkrieges , des Vernichtungskriege s im O sten
und des Völkermords an Juden, Sinti und Roma fällt
es tatsächlich schwer, einen konsequent p azifisti-
schen Standpunkt zu b ehaupten und davon üb er-
zeugt zu sein, dass auch in einer solchen Situation
die Gewaltfreiheit die einzig richtige Handlungs-
maxime gewe sen wäre . Vielleicht verhindern aber
auch die Monstro sität die ser Verbrechen, die Unsi-
cherheit darüb er, wie man sich selb st in die ser Si-
tuation verhalten hätte , und die Scheu , au sgerech-
net als D eutscher im Nachhinein »kluge Ratschlä-
ge« zu geb en, das vertiefte Nachdenken darüb er,
wie auch und gerade aus p azifistischer Sicht Fra-
gen, Alternativen und Konsequenzen zu b etrach-
ten sind ; zumal dann, wenn der militärische Sieg
üb er den Faschismu s heute als Argument gegen Pa-
zifismu s und zur Legitimierung militärgestützter
gewalttätiger Politik b enutzt wird . Arno Klönne
und Andre as Buro leisten mit ihrem Artikel einen
wichtigen B eitrag zu einer reflektierten p azifisti-
schen Po sitionsbildung.

Mitte Novemb er wird sich die SPD auf einem
Fachkongress mit ihrer Po sition zur Wehrpflicht
b efassen . Ihre einstmals so klare Pro-Haltung brö-
ckelt zunehmend . Zu Recht. Die Allgemeine Wehr-
pflicht ist zur Fassade geworden, von »allgemeiner«
Wehrpflicht kann sp ätestens j etzt keine Rede mehr
sein : nur j eder zweite an sich zur Verfügung Stehen-
de wird tatsächlich zur Bunde swehr einb erufen,
und von 4 1 5 . 0 0 0 j ährlich durch die Wehrpflicht er-
fassten jungen Männern müssen insgesamt nur
knapp 1 5 Prozent Grundwehrdienst leisten . D ass
auch die ideologischen B egründungen für die
Wehrpflicht reine Fassade sind , die Potemkin-
schen D örfern gleich die Re alität verdecken, zeigt
der B eitrag de s Militärhistorikers Wolfram Wette
üb er die »Illusionen der Wehrpflicht-Romantiker« .
Und von denen gibt es b e sonders viele in der SPD .

Stefan K. Ph ilipp
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ur die Waffengewalt der Alliierten ha t uns
vo m Fasch ism us befreit. Pazifistische Poli-

tik hä tte Hitler n ich t stoppen kö nnen.
So o der ähnlich formuliert wird heute Pazifisten

argumentativ entgegen getreten, wenn sie sich ge-
gen militärische Zugriffe und für zivile Konfliktb e-
arbeitung einsetzen . D ab ei b edient sich diese B e-
hauptung der D eutung einer spezifischen histori-
schen Situation, um aktuell eine B egründung für
militärische Gewalt als unab dingb are Vorausset-
zung für eine freie und demokratische Entwick-
lung zu liefern .

Die Argumente lauten etwa so :
� Die west-ö stlichen alliierten Streitkräfte haben
1 9 45 Hitler-D eutschland (und Jap an) b esiegt und
zur Kapitulation gezwungen . Dieser militärische
Sieg und die ihm folgende B efreiung sei der B eweis
dafür, dass man starke s Militär b enötige , um Dikta-
toren niederzuringen und die von ihnen unter-
drückte B evölkerung zu b efreien . Die demokrati-
sche Staatsform, die wir heute in D eutschland ha-
ben, beruhe auf der militärischen B efreiung durch
die Alliierten .
� Dieses Erklärungsmo dell kann leicht in andere
historische Situ ationen versetzt werden . Fürsten,
Feldherren, Seeräub er und War Lords , die ihre Re-
pro duktion o der Exp ansion militärisch b etreib en,
lassen sich demnach nur von ihren Zielen abhalten,
wenn »gute« Soldaten in au sreichender Stärke ih-
nen entgegentreten, sie notfalls präventiv um ihre
M acht bringen . D enn : »Nur das Schwert hält das
Schwert in der Scheide« ! Militär in D emokratien sei
demnach der Hüter de s Friedens und Kohl hab e
grundsätzlich Recht mit dem Au sspruch : »Die Bun-
deswehr ist die größte Friedensb ewegung« .
� Pazifistische B ewegungen könnten Aggresso-
ren nicht abwehren . Sie führten nur zu einer einsei-
tigen Schwächung und ermunterten so gewalttäti-
ge Regime s, die ge schwächten Länder anzugreifen .
Pazifismus sei demnach kriegfördernd . Die er-
folglo se Appe asement-Politik der britischen Regie-
rung unter Chamb erlain gegenüb er dem natio-
nalsozialistischen Hitler-Regime hab e dies eindeu-
tig b ewie sen .

Die hier kurz skizzierten Argumente mit ihrem
historischen Hintergrund wurden auch eingesetzt,

Andreas Buro und Arno Klönne

Der militärische Sieg über den
Faschismus ist kein geeignetes
Argument gegen den Pazifismus
Eine Überprüfung pro-militärischer Argumentationen*

um die Angriffe der NATO auf Jugo slawien und
dann der USA sowie Großbritanniens auf den Irak
zu legitimieren; ein »neue s Auschwitz« hab e verhin-
dert, ein »neuer Hitler« entwaffnet werden müssen .

Anzumerken ist : Die gedankliche Vorgehens-
weise der meisten Pazifismu s-Kritiker ist sehr frag-
würdig . Vorhandene Verhältnisse in der Weltgesell-
schaft werden als »gegeb en« b etrachtet und hinge-
nommen . Wenn dann gewaltträchtige Probleme
auftreten wie Terrorismu s, gescheiterte Staatlich-
keit, B edrohlichkeit von Waffenpotenzialen »in
falschen Händen« , wird , wenn die Konstellation
der Kräfte es erlaubt, militärische Intervention als
notwendig ausgegeb en . Wer dies nun kritisiert,
wie Pazifisten es tun, zieht sich den Vorwurf zu ,
dem Inhumanen »tatenlo s« zuzusehen . Nicht ge-
fragt wird j edo ch nach der Vorge schichte de s B e-
drohlichen – die B etrachtung wird auf eine Mo-
mentaufnahme verkürzt.

Diese Verkürzung ge schieht nicht versehent-
lich, sondern hat Metho de . Wird do ch durch sie
au sgeblendet, dass die » schurkischen« Gewaltpo-
tenziale in aller Regel nicht in den j eweiligen Län-
dern eigenwüchsig zustande gekommen sind . Sie
sind vielmehr meist »Systemimporte« aus angeb-
lich zivilisierten Staaten und durch deren Machtin-
teressen bedingt. Afghanistan und der Irak sind
hierfür jüngste B eispiele . Die se Art der »Glob alisie-
rung von Gewalt« wird bis heute systematisch auch
durch den Handel mit Rüstungs»gütern« weiter b e-
trieb en .

Die pro-militärische Argumentation

D as Grundmuster der pro-militärischen Argu-
mentation hat b e stimmte , meist nicht au sge spro-
chene Voraussetzungen, die zu überprüfen sind .

1 . Eine gängige Unterstellung ist, es gäbe »b ö se s«
und »gute s« Militär. In der Regel erklärt j edo ch j ede
Seite , die Militär einsetzt, ihren Einsatz als legitim
und gerecht. Zahllo se historische D okumente und
die vielen Kriegerdenkmale legen davon Zeugnis
ab . Die Ge schichte zeigt j edo ch, dass Militär
sowohl der Verteidigung wie der Eroberung dient.
Diese Ambivalenz wird am b esten in dem vom Mi-
litär geprägten S atz au sgedrückt »D er Angriff ist die
b e ste Verteidigung. « Zum Charakter von Kriegen
schreibt der preußische General und Militärtheo-* Wir d anken Volker B öge für Kritik und Anregungen .
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retiker C arl von Clau sewitz (Vo m Kriege, Bo nn
1966, S. 92) : »D er Krieg ist ein Akt der Gewalt und
es gibt in der Anwendung derselb en keine Gren-
zen; so gibt j eder dem anderen das Ge setz, es ent-
steht eine Wechselwirkung, die dem B egriff nach
zum Äußersten führen mu ss . « Man muss also die
Schlussfolgerung ziehen, dass e s kein »gute s« und
kein »b ö ses« Militär gibt, sondern nur ein gewalttä-
tige s Militär. Selb st die edelsten Ziele , seien sie
denn das wirkliche Motiv einer Militäraktion, ver-
kommen in aller Regel zu schwersten Verletzungen
der Menschenrechte . E s stellt sich damit die Frage
nach dem trotz schrecklicher Folgen »gerechten
Krieg« .

2 . In der pro-militärischen Argumentation wird ,
was den Zweiten Weltkrieg angeht, ferner mehr
o der weniger deutlich unterstellt, die we st-ö stli-
chen Alliierten hätten den Krieg gegen Hitler-
D eutschland und Jap an nicht nur als Verteidigung
gegen den faschistischen Angriff geführt. D er
Krieg in Europ a sei auch geführt worden wegen
der Vernichtung der jüdischen B evölkerung durch
die Faschisten und allgemein wegen der mörderi-
schen Grau samkeit gegenüber der B evölkerung
der von der faschistischen Ko alition erob erten Län-
der o der gar, um den faschistisch b eherrschten Ge-
sellschaften die D emokratie zu bringen . E s wäre al-
so der west-ö stlichen Ko alition neb en der Verteidi-
gung auch um die B efreiung faschistisch unter-
drückter Völker gegangen . Trifft die s zu , oder dien-
te der Krieg ganz anderen Intere ssen?

3 . Eine weitere , meist unau sge spro chene Prä-
misse geht in die obigen Argumentationen ein :
»wehrlo ser Pazifismus« würde enorme , j a unerträg-
liche Verluste und dauerhafte Leiden verursachen .
Die Opfer der »gerechten« Kriegführung müssten
demgegenüber als vergleichsweise gering, unver-
meidlich und sogar als »ehrenvoll« akzeptiert wer-
den .

4 . Ferner wird von einem ganz unhistorischen
Pazifismus ausgegangen, der in einer äußerst krie-
gerischen Welt sämtliche Gewaltb estrebungen auf-
heben können müsste , um erfolgreich zu sein .
Selb stverständlich mag e s die Anschauung unter
idealistischen Menschen geben, man müsse nur
friedlich sein, dann seien auch die Anderen fried-
lich . Ist damit aber p azifistisches B emühen in histo-
rischer und in aktueller Perspektive in seiner Sub-
stanz erfasst?

Zu 1 : Die Frage des »Gerechten Krieges«

1 . 1 Herrschaftssysteme hab en in der bisherigen
Ge schichte fast immer letztlich mit militärischer
Gewalt ihre Intere ssen verfolgt. Waren sie damit er-
folgreich, b ekamen die Herrscher den B einamen
»der Große« , erlitten sie Niederlagen, wurden sie
eher als schurkisch o der als unfähig ange sehen . B e-
waffnung wurde häufig zum Angriff verwendet,
wenn sich Siegeschancen ausrechnen ließen . Zur

Legitimation solcher Angriffe wurde allerdings
häufig das Argument der Durchsetzung von »ge-
rechten« Ansprüchen o der hehren Zielen vorgetra-
gen . Weitere Rechtfertigungen waren die der an-
geblich erforderlichen Verteidigung gegen B edro-
hungen und möglicherweise b evorstehende An-
griffe von Außen, denen man vorb eugen mü sse .
D as Wort »D er Angriff ist die b este Verteidigung«
bringt dies auf den Punkt. Militär war und ist immer
ein »du al-use-Instrument« für Angriff und Verteidi-
gung. Im Grundgesetz der Bunde srepublik ist frei-
lich nur Verteidigung vorge sehen .

1 . 2 D a die tatsächlichen Ziele der Kriegspolitik
in der Gesellschaft entweder nicht ausreichend mit
Akzeptanz rechnen konnten o der von der Art wa-
ren, dass man sie be sser nicht öffentlich machen
wollte , b edurfte es zusätzlicher Legitimationsideo-
logien, um die Hirne und Herzen der Menschen für
den militärischen Kurs zu gewinnen . D ie se stützen
sich – unter welchem Namen auch immer, ob als
Kreuzzug o der »humanitäre Intervention« – im
Kern immer wieder auf die B ehauptung eine s » Ge-
rechten Kriege s« .

1 . 3 D er in der europ äischen Tradition zunächst
theologisch begründete B egriff des Gerech ten
Krieges geht auf das 4 . Jahrhundert zurück, als
kirchliche und weltliche M acht sich einander zu-
wandten . D ab ei wurde die urchristliche Verweige-
rung de s Kriegsdienstes zum Störfaktor. D as Kon-
strukt des Gerech ten Krieges sollte die Christen zur
Teilnahme am Krieg veranlassen und sie dazu brin-
gen, ihre p azifistischen christlichen Grundsätze zu
verlassen . Die Kirche ermöglichte durch den B e-
griff des Gerech ten Krieges den Christen, das Mor-
den im Krieg mit ihrer Religion vereinb aren zu
können . Schon im Jahr 3 14 belegte die Syno de in
Arles die Fahnenflucht mit der Strafe des Au s-
schlusse s von den S akramenten (Konstantinsche
Wende) . »In dem M aß , in dem der Kaiser der Kirche
Anteil an der politischen Macht vermittelte , mit de-
ren Hilfe sie ihren Monopolanspruch durchsetzen
und die Häretiker zurückdrängen konnte , erwarte-
te er auch von der Kirche die Legitimation und Un-
terstützung seiner M achtausübung. Diese verän-
derte Situation wird in der Lehre vom Gerech ten
Krieg verarb eitet. « (siehe Evang. Staa tslexiko n,
Stuttgart 198 7, 3. A uflage, S. 18 73 f.) D as Konzept
von der Möglichkeit de s Gerech ten Krieges hat also
von B eginn an den Charakter einer Legitimations-
ideologie .

1 . 4 Augustinus und die scholastische Theologie
entwickelten die Lehre vom Gerech ten Krieg und
nannten folgende B edingungen :
� Legitimität der (eigenen) Regierung .
� Gerechter Grund , da ein Anderer das Recht ge-

bro chen hat.
� Wiederherstellung des Friedens als Ziel .
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� E s darf nicht darum gehen, den Gegner zu ver-
nichten, sondern ihn in die Rechtsordnung ein-
zubeziehen .

� D er Schaden durch den Krieg darf nicht größer
sein als das Übel, das b eseitigt werden soll .
In der historischen Wirklichkeit blieb von die-

sen B edingungen nicht viel übrig. Heute distanzie-
ren sich in D eutschland viele christliche Theolo-
gInnen vom B egriff de s Gerech ten Krieges . Die
Grundlegitimation von Militär wird dadurch j e-
do ch auch auf Seiten der Kirchen sonderb arerwei-
se nicht angetastet.

1 . 5 Implikationen de s »Gerechten Krieges«
� D arf man – »Kollateralschäden« in Kauf neh-
mend − Menschen töten und ihre Leb ensgrundla-
gen, also die Infrastruktur ihres Landes , zerstören,
um die Rechte anderer Menschen zu retten? Nach
einem Vortrag zum Ko sovo-Krieg fragte eine Frau :
»B ei wie viel jugo slawischen Toten hört der Gerech-
te Krieg auf, gerecht zu sein?« Eine entlarvende Fra-
ge !
� »D as Ziel rechtfertigt die Mittel . « Dieser weit ver-
breitete Gedanke ist zutiefst inhuman . Die Mittel
hab en einen b estimmenden Einfluss auf die er-
reichb aren Ziele . Freiheit kann eb en nicht durch ei-
ne Diktatur errungen werden . »Offenkundig schaf-
fen hehre und berechtigte Ziele , wie zu früheren
Zeiten christlich formulierte , ein gutes Gewissen,
das dem Gebrauch der Mittel freien Lauf lässt.
Frantz Fanon hat die s vor Jahrzehnten mit seiner
Folgerung aus der durch und durch b erechtigten
Forderung nach der unverkürzten Emanzip ation
der kolonisierten Völker vorgeführt. Indem er das
Gewaltmittel freigab , gab er ein Gutstück der
Emanzip ation preis . Die Maxime ab er lautet : Je
höher die Ziele , und menschenrechtliche sind un-
sere s Erachtens die hö chsten, desto strenger muss
mit den Mitteln verfahren werden . Menschen-
rechtliche Ziele fordern p azifistisch orientierte
Mittel : ein Dritte s gibt e s nicht. Auch in einer Welt
voller Uneindeutigkeiten und Ambivalenzen gibt
es eine Reihe von human sozialen Gewissheiten .
Dies ist eine davon . « (W. -D. Narr/R. Ro th/K. Vack:
Wider kriegerische Menschenrech te. Eine pazifis-
tisch-menschenrech tliche Streitschrift, Köln 1999,
S. 99)
� Die Orientierung auf das Konstrukt de s Gerech-
ten Krieges hat zur Folge , dass man seine Aufmerk-
samkeit nicht auf präventive Friedenspolitik rich-
tet, sondern auf den möglichen Einsatz militäri-
scher Mittel . Ge sellschaftliche Ressourcen werden
für Rüstung, nicht ab er für die rechtzeitige Kon-
fliktlö sung verwandt. Braucht man also , selb st
wenn ein Militäreinsatz angeblich nur das letzte
Mittel sein soll, kriegerischen Zugriff, um huma-
nitär zu intervenieren, so schafft man damit eine
D auerlegitimation für Aufrüstung und Militär, die
andere Staaten als bedrohlich und destabilisierend
empfinden . Dieser Mechanismus unterstützt auch

eine Eigendynamik der »internationalen Rüstungs-
wirtschaft« – als eine s Zu sammenhangs von Ge-
schäftsinteressen, B edrohungsszenarien, militär-
technischen Innovationen, von »Erprobung« unter
»realistischen B edingungen« und Verbrauch von
Waffen, um kontinuierlich immer neue Rüstungs-
generationen hervor zu bringen .
� Kriegerisch intervenieren kann man nur mit
überlegenen Kräften . Dies hat zur Folge :
� D as Militär muss ständig qualitativ aufgerüstet

werden, um die se Üb erlegenheit zu sichern .
� D as führt zu einer Militarisierung der Außenpo-

litik, die sich nun stets auf das Militär als letzte s
Mittel b eziehen kann . D amit verschiebt sich
auch die Zielsetzung der Konflikb earb eitung :
Militärische Intervention zielt auf Sieg und Nie-
derlage , während zivile Konfliktbe arbeitung
Verständigung und erneute Ko operationsb e-
reitschaft zu erreichen sucht.

� Verhandlungen im Zeichen der Militärpolitik
werden zur Durchsetzung von Po sitionen ge-
führt, ab er nicht, um Kompromisse zu finden :
»Und bist Du nicht willig, so brauch‘ ich Gewalt«
ist die D evise . Die Verhandlungen der NATO in
Ramb ouillet im Vorfeld des Krieges gegen Jugo-
slawien geb en dafür drastisches Anschauungs-
material .

� Militärische Intervention steht unter dem
Zwang der Starken, siegen zu müssen, ko ste es ,
was es wolle . Andernfalls würden die Interventi-
onskräfte als Papiertiger erscheinen . Auch das
war im NATO-Jugo slawien-Krieg zu beob ach-
ten .

� Insgesamt lässt sich sagen, dass aus diesem ideo-
logischen B o den die Quelle des Militarismu s
kräftig sprudelt. Militarismu s ist hier gemeint im
Sinne der Ausrichtung wichtiger ideologischer,
ökonomischer und technologischer Elemente
der Ge sellschaft auf gewalttätige Formen der
Austragung internationaler und innernationa-
ler Konflikte – mitsamt dem D emokratieverlu st,
der dab ei anfällt.

� D er Gerech te Krieg kann nur gegenüber ver-
mutlich schwächeren Staaten und nicht gegenüb er
starken Staaten geführt werden . Wer könnte in der
Gegenwart schon militärisch in Ru ssland , den USA
o der China o der anderen Atomwaffen-Staaten in-
tervenieren? D er Gerech te Krieg wird damit zum
Herrschaftsinstrument der großen und militärisch
b e sonders potenten Staaten . Wenn ab er militäri-
sche Aufrüstung und gar der B esitz von Atomwaf-
fen b elohnt werden, wer will dann no ch abrüsten?
� Um glaubwürdig zu sein, muss das Konstrukt
des Gerech ten Krieges ständig durch b ehauptete
Fakten legitimiert werden .

Sind keine »B eweise« vorhanden, so müssen sie
erfunden werden . E s b e steht somit der ständige
Drang zur Verbreitung von Falschdarstellungen
und Lügen . Dies war im Irak- und im Ko sovo-Krieg
reichlich zu beob achten . D er damalige »Verteidi-
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gungs«minister Scharping erfand einfach ein Kon-
zentrationslager und den »Hufeisen«-Vertreibungs-
plan . Legitimierende Momente können auch durch
Dramatisierungen pro duziert werden . So sprach
Außenminister Fischer in B ezug auf den Ko sovo
von Auschwitz .

Solche irreführenden D arstellungen verhetzen
die B evölkerung und schaffen p sychische Feindbil-
der vom Gegner (Pentagon-B egriff de s Schurken-
staate s) , dem alles Schlechte angelastet wird .
Außerdem verstellen sie den Blick auf die wirkli-
chen Verhältnisse und führen zu einem Realitäts-
verlu st.

Menschenrechtspo stulate werden missbraucht
und in Kampfinstrumente zur Diffamierung des
potenziellen Gegners umge schmiedet.
� Wo sind eigentlich die »guten« Staaten, die tat-
sächlich zur Sicherung der Menschenrechte und
nicht au s ganz anderen Intere ssen militärisch inter-
venieren? Ein Blick auf das vergangene Jahrhun-
dert o der selb st nur auf dessen letzte Hälfte macht
ratlo s .

Fazit : Ein Wechsel der Mittel b ei Konfliktlö sungen
vom militärischen zum zivilen Instrumentarium
erscheint menschenrechtlich geb oten . Die Mittel
müssen menschenrechtlichen Kriterien entspre-
chen . Einen Gerech ten Krieg gibt e s nicht.

Zu 2 : Die Kriegsziele der Alliierten
im Zweiten Weltkrieg

2 . 1 Die b eiden Weltkriege des vorigen Jahrhun-
derts waren imperialistische Konkurrenzkriege , in
denen »versp ätete« Industrienationen versuchten,
ein koloniale s/neokoloniales Imperium für sich zu
gewinnen . Im Ersten Weltkrieg trifft die s insb eson-
dere für D eutschland zu . Im Zweiten Weltkrieg tra-
ten Italien und Jap an als Bündnisp artner an die Sei-
te des D eutschen Reichs . Die ser Versuch stieß auf
die Abwehr der imperialen Altb e sitzer und großen
Kolonialmächte , insb esondere Englands und
Frankreichs . Er verstieß ferner gegen die Intere s-
sen der USA, Weltmarktöffnung und -offenheit für
ihre auf Wachstum angewiesene Indu strie durch-
zusetzen . Die von den imperial nachholenden Staa-
ten ange strebten neuen Imperien, sei e s in O steu-
rop a, Afrika o der in Asien, sollten protektionistisch
abge schottet werden und damit andere Indu s-
trieländer, nicht zuletzt die USA, wirtschaftlich au s-
schließen . D as war der Kern des Konflikts , um den
herum sich selb stverständlich no ch viele Neb en-
ziele der verschiedenen Akteure rankten .

2 . 2 Die alten europ äischen Imperialmächte ,
aber auch die USA, hatten ihre Kolonien und Ein-
flussgebiete mit großer B rutalität und Menschen-
verachtung erob ert und regiert. Genozide , direkt
o der strukturell b etrieb en, b egleiteten Erob erung
und Ausb eutung. D as b egann b eim Sklavenhandel,

führte üb er die M assenausrottung der nord- und
südamerikanischen Urbevölkerung, zeigte sich in
der sp anischen, portugiesischen, franzö sischen,
b elgischen, holländischen und englischen Koloni-
alpolitik auf vielen Kontinenten und mündete in
die Brutalitäten, die eine B efreiung von den Ko-
lonialmächten verhindern sollten . Man kann also
nicht von friedfertigen Nationen sprechen, die in
den b eiden Weltkriegen angegriffen wurden . Zivi-
lisatorische Fortschritte und brutale M achtpolitik
schlo ssen und schließen sich nicht aus .

2 . 3 D er Kriegszielsetzung nach be stand eine
Kontinuität zwischen dem deutschen Kaiserreich
und seinem Militarismus und dem zu allem ent-
schlo ssenen Hitler-D eutschland , das alle Kräfte für
den Krieg faschistisch bündelte . D as nationalsozia-
listische Regime hatte seine spezifischen Herkünf-
te in deutschen Traditionen, Ideologien und Kräf-
teverhältnissen und seine Singularität in der staat-
lich organisierten rassistischen Vernichtungspoli-
tik. D o ch der Weg des Nationalsozialismus zur
Macht und in den Krieg verlief nicht in einer »p azi-
fistischen« Umwelt anderer Nationen . Er war viel-
mehr eingeb ettet in eine Weltlage , in der imperia-
listische Zugriffe und militärische Aggressionen
weithin als normal galten – dies entgegen allen
Hoffnungen, die sich auf den »Völkerbund« richte-
ten . Opfer der deutschen faschistischen Imperial-
politik sollten insb esondere Polen und die So-
wj etunion sein . In Ru ssland war durch die Revolu-
tion 1 9 1 7 ein Systemwechsel eingetreten, durch
den innerge sellschaftliche soziale Klassenkämpfe
eine internationale Dimension b ekamen . Ver-
meintlich hatte die Arbeiterklasse nun, vertreten
durch das »Vaterland der Werktätigen« , auf der in-
ternationalen Eb ene mitzureden, und das in der
Zeit der 3 0er Jahre , in der die bürgerlich-kapitalis-
tischen Ge sellschaften durch die Weltwirtschafts-
krise innenpolitisch äußerst gefährdet erscheinen
mussten . Nicht zuletzt durch die Macht- und Mi-
litärpolitik und die militärischen Interventionen
der großen kapitalistischen Industriestaaten wäh-
rend der russischen Revolution hatte die Militari-
sierung der Sowj etunion einen b eträchtlichen An-
stoß erhalten . E s gab also zwei Feinde der we stli-
chen Alliierten : D en imperial-exp ansiven Faschis-
mus mehrerer Nationen unter deutscher Führung
und den sowj etisch-exp ansiven bürokratischen So-
zialismus , der ein Intere sse hab en musste , sein Sy-
stem zu exportieren, um seine eigene Machtb asis
abzusichern . Faschismus wie Sowj etismu s waren
b eide sehr brutal in der Durchsetzung ihrer Ziele .

2 . 4 Wer in den 3 0er Jahren des vorigen Jahrhun-
derts spekuliert hatte , Faschismus und Sowj etis-
mus würden sich gegenseitig so vernichtend b e-
kämpfen, dass anschließend die Hegemonie der
we stlich-kapitalistischen Staaten wieder herge-
stellt wäre , wurde zunächst durch die militäri-
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schen Erfolge der faschistischen Staaten ent-
täuscht. Die We st-Mächte rüsteten auf und nahmen
sich den im Augenblick weniger gefährlichen
Feind zum Kriegsp artner, nämlich die Sowj etuni-
on . Mit einer Politik der Menschenrechte hatte die s
nichts zu tun, sondern mit M achtkalkül . Durch den
Eintritt der USA in den Krieg konnte auch endlich
die wirtschaftliche Stagnation üb erwunden wer-
den, was die New-D eal-Policy de s US-Präsidenten
Roo sevelt nicht erreicht hatte .

2 . 5 In den 3 0er Jahren rü steten die faschisti-
schen Staaten, und insb esondere D eutschland mit
aller Macht auf. Frankreich, England und die USA,
die Sieger des vor eineinhalb Jahrzehnten zu Ende
gegangenen Ersten Weltkrieges , re agierten darauf
zum Teil mit erheblicher Verzögerung durch eige-
ne Aufrüstungsschritte . Nationale Differenzen
blo ckierten entschlo ssene Schritte des Völker-
bunds . Als die Aufrüstung D eutschlands weit
vorange schritten war, praktizierten England und
Frankreich die so genannte Appe asement-Politik,
eine Politik der B e sänftigung Hitler-D eutschlands
bei gleichzeitiger Hinnahme der Vertragsbrüche
und Aggre ssionen, die von ihm ausgingen . Diese
Perio de wird oftmals fälschlicherweise als eine er-
folglo s p azifistische Politik b ezeichnet. Sie zeige
das Versagen p azifistischer Politik gegenüb er rück-
sichtslo sen Gewaltregimes . Die Wahrheit ist j e-
do ch, dass es damals keine p azifistische Politik ge-
geb en hat. E s gab nur eine Politik ehemaliger Sie-
germächte , die sich in B ezug auf die B ereitschaft ih-
rer faschistischen Gegner zur Revision der Ergeb-
nisse de s Ersten Weltkriege s verkalkuliert hatten –
o der vielleicht hofften, dass die geb allte Macht
D eutschlands sich nach O sten entladen würde .

2 . 6 Von den West-O st-Alliierten wurden vor und
während des Kriege s so gut wie keine Anstrengun-
gen unternommen, die vom Faschismu s verfolgten
Juden, Roma, Sinti, politischen Gegner de s Faschis-
mus und andere Verfolgte zu retten . Ein B efrei-
ungskrieg für sie wurde nicht geführt. Die s gilt
auch für die sowj etischen Truppen, die im Rahmen
ihres Vormarsche s nach D eutschland die S S-Hen-
ker von Auschwitz vertrieb en . Die so genannte »B e-
freiung vom Faschismus« war also eine siegreiche
militärische Re aktion auf einen imperialen Gegner
gefährlichster Art, die sich aller Vernichtungsmit-
tel der damaligen Kriegsführung bis hin zur gerade
neu entwickelten Atomb omb e b ediente . In
D eutschland und Jap an, in denen sich keine breite
in der B evölkerung verankerte antifaschistische
Widerstandsb ewegung entwickelt hatte , wurde
der Sieg der Alliierten üb erwiegend durchaus als
eine Niederlage und nicht als eine B efreiung erlebt.
M an hatte einen Krieg mit fürchterlichen Opfern
auch auf der eigenen Seite verloren . Man muss lei-
der davon ausgehen, dass in die sen Ländern einem
siegreichen Faschismus von der B evölkerung zuge-

jub elt worden wäre , selb st wenn dieser andere Völ-
ker weiter grau sam unterdrückt und entrechtet
hätte .

2 . 7 Kriege b ewirken nicht nur »Kollateralschä-
den« , sie hab en auch »Kollateralnutzen« . E s kann
sein, dass b elagerte Städte und Zonen entsetzt, er-
ob erte Gebiete/Staaten befreit und B e satzungsre-
gime s zerschlagen werden . Die B efreiung
Frankreichs, der Niederlande , B elgiens , D äne-
marks, Norwegens , von Teilen der Sowj etunion, Ju-
go slawiens , Griechenlands , Polens und so weiter
von der faschistischen, deutschen B e satzung ist in
ihrer B edeutung für die Menschen dieser Länder
nicht ho ch genug einzu schätzen . Ein solcher »Kol-
lateralnutzen« kann allerdings nicht zur Legitimati-
on eines kriegerischen Grundmusters von Politik
erhob en werden, und zwar aus zweierlei Gründen :
Erstens haben militärisch ausgerichtete Politik und
der darau s folgende Krieg erst zu den B e setzungen
geführt, die sp äter kriegerisch b e seitigt wurden .
Zweitens stehen »Kollateralschäden« zu den »Kolla-
teralnutzen« in einem eklatanten Missverhältnis .
Argumente zugunsten von Kollateralnutzen setzen
stets voraus , dass die präventive friedliche Lö sung
von Konflikten historisch verfehlt wurde – eb en
weil keine p azifistische Politik betrieb en wurde .

Zu 3 : Die »Kosten«
des Zweiten Weltkrieges

3 . 1 D er Zweite Weltkrieg hatte mit vermutlich
etwa 5 0 bis 60 Millionen Toten und riesigen Zer-
störungen der Infrastruktur für menschliches Le-
b en in vielen Teilen der Welt ungeheure »Ko sten«
zur Folge . Er hat ferner das technische Niveau der
Kriegführung auf eine bisher nicht gekannte Höhe
der Zerstörungskraft und der gegenseitigen B edro-
hung gehob en . Er schuf damit die Voraussetzungen
für b arb arische Zerstörungen in den Folgekriegen
des West-O st-Konflikts und für die weltweite Ver-
schwendung von Re ssourcen, die nicht mehr der
Entwicklung menschlichen Wohlstande s zur Ver-
fügung standen und stehen .

3 . 2 B ald nach 1 9 45 aktualisierte sich der Gegen-
satz zwischen den we stlichen und den ö stlichen
Alliierten de s Zweiten Weltkriege s . D er We st-O st-
Konflikt mit dem Kalten Krieg in Europ a, nuklea-
rer Overkill-Ab schreckung und vielen heißen Stell-
vertreterkriegen in der ganzen Welt – die Kriege in
Kore a, Vietnam und Afghanistan sind Zeichen
dafür im B ewusstsein vieler Menschen geworden −
nahm die Feindseligkeit zwischen den bürger-
lich-kapitalistischen und den »real-sozialistischen«
Gesellschaftssystemen aus den 1 9 2 0er und 1 9 3 0er
Jahren erneut auf. Die sowj etische Planwirtschaft
ließ in ihrem B ereich keine sich glob alisierende
M arktwirtschaft, also keine ungehinderte Kapital-
exp ansion, zu . Eine Üb erwindung zentraler Kon-
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fliktinhalte zwischen dem »Westen« und dem
»O sten« wurde also durch den Krieg und die angeb-
liche »Waffenbrüderschaft« nicht erreicht. Die un-
geheuerlichen Ko sten de s dem Zweiten Weltkrieg
folgenden O st-West-Konflikts müssen den Gesamt-
lasten imperialer M acht- und Militärpolitik des 2 0 .

Jahrhunderts hinzu gerechnet werden .

3 . 3 D er wieder aufbrechende We st-O st-Konflikt
war auch die Vorau ssetzung für die deutsche Tei-
lung mit der folgenden We st- und O steinbindung
der j eweiligen deutschen Staaten . Die Bunde srepu-
blik wie die DDR hatten im neuen Kampf des
West-O st-Konflikts mit ihrem industriellen und
geo strategischen Potenzial j eweils an der Seite der
Kontrahenten zu stehen . D as hatte auch sozialp sy-
chologisch enorme Ko sten . In Westdeutschland
konnte die Grundtendenz der faschistischen Legi-
timationsideologie für den Kampf gegen die So-
wj etunion − möglichst unausgespro chen − b eib e-
halten und in den Kalten Krieg üb erführt werden .
D em entsprach, dass zum großen Teil die ehemali-
gen faschistischen Eliten in ihren ge sellschaftli-
chen Po sitionen weitgehend unge stört verblieb en .
Die Gründe für den Hitler-deutschen Kampf gegen
den »Westen« mussten nicht mehr untersucht und
konnten verdrängt werden, denn Westdeutschland
war j a nun mit seinen ehemaligen Gegnern in der
neuen Waffenbrüderschaft gegen den »O sten« ver-
bündet. Die DDR und ihre B evölkerung hingegen
wurden dem sowj etischen D ogmatismus und der
damit verbundenen Repre ssion unterworfen .

3 . 4 Niemand kann sagen, welche Ergebnisse ei-
ne rechtzeitige und präventive p azifistische Poli-
tik, die nach den mörderischen Erfahrungen des
Ersten (»modernen«) Weltkriege s 1 9 1 8 hätte einset-
zen müssen, gehabt hätte und ob durch sie die
Durchsetzung de s Faschismus hätte verhindert
werden können . Unvorstellb ar ist dies nicht. E s ist
nicht einmal unwahrscheinlich, wenn man b e-
denkt, an welchen dünnen Fäden die Machtergrei-
fung des deutschen Nationalsozialismus hing und
wie leicht sie hätte scheitern können . D er deutsche
Nationalsozialismus ab er war der Kern der faschis-
tischen Ko alition . Ohne ihn wäre ein derartiger im-
perialistischer Angriffskrieg nicht zu führen gewe-
sen . Die Vorstellung, Geschichte hab e stets so ver-
laufen müssen, wie sie in allen ihren Scheußlichkei-
ten verlaufen ist, zeugt von gedanklicher B e-
schränktheit, und sie wirkt lähmend , wenn es um
politische Alternativen in der Gegenwart geht.

3 . 5 An j eden Krieg und j ede Nach- und Vor-
kriegszeit, so auch an den Zweiten Weltkrieg und
die Zeit zwischen 1 9 1 8 und 1 9 3 3 , lassen sich Fragen
üb er einen möglichen anderen Verlauf stellen . Sie
können selb stverständlich nur hypothetisch b e ant-
wortet werden . So z . B . die Frage : Hätte der deut-
sche Faschismus verhindert werden können, wenn

die deutsche Sozialdemokratie 1 9 1 4 eine antimili-
taristische Politik vertreten hätte ? Hätte nach 1 9 1 8
die zunächst be stimmende Sozialdemokratie
durch friedenspolitische Entschlo ssenheit Milita-
rismus und Nationalismu s zurückdrängen, Revan-
chismu s verhindern und statt dessen eine Politik
der europ äischen Ko operation – wie sie nach dem
Zweiten Weltkrieg von der Adenauer-Regierung
nach Westen hin b etrieb en wurde – einleiten kön-
nen? Hätten die siegreichen Alliierten de s Ersten
Weltkriegs mit einer p azifistischen Politik in die-
sem Sinne dem Faschismus den Weg zur Macht ver-
b auen können? Fragen üb er Fragen, die im Nachhin-
ein nicht zu b eantworten sind , die ab er do ch den
Blickwinkel für Alternativen erweitern können .

Zu 4: Pazifismus − was ist das eigentlich?

4 . 1 Antimilitarismu s bedeutet Protest gegen
weltpolitische Verhältnisse , in denen Rüstung und
Kriegsb ereitschaft das ge sellschaftliche Leben b e-
stimmen . Wer massenmörderische Kriege nicht
hinnehmen will, wird nach den Chancen einer p a-
zifistischen Politik fragen . Pacem facere ist die
Menschheitsaufgab e , den gewalttätigen Konflikt-
austrag zugunsten ziviler Konfliktb earb eitung zu
üb erwinden . Die Möglichkeiten hierzu werden von
den j eweiligen historisch gesellschaftlichen Kon-
stellationen maßgeblich b estimmt. Wie Konflikte
friedlich zu lö sen sind , ist also nicht allein ein
anthropologisches Problem, sondern auch eine s
der gesellschaftlichen Systeme und ihrer Formen
der Repro duktion . Ein Herrschaftssystem, das vor-
wiegend auf der Eintreibung von Tributen b eruht
und dazu immer wieder Unterwerfung abfordert,
wird nicht auf Gewalt verzichten wollen . Entgegen
der verbreiteten The se , p arlamentarische D emo-
kratien seien be sonders friedfertig, stellt sich so
auch die Frage nach dem systemimmanenten » Ge-
waltb edarf« der ho ch entwickelten »we stlichen«
Länder, deren Wohl und Wehe von wirtschaftlicher
Exp ansion abzuhängen scheint − und die nach den
Spielräumen für zivile Konfliktbe arbeitung.

4 . 2 Pazifisten können nicht damit rechnen, dass
die Welt von heute auf morgen auf Waffen verzich-
tet. Pacem facere heißt deshalb , die Welt in einem
Prozess dem friedlichen Konfliktaustrag näher zu
bringen . D as verlangt realistische Konzepte , um
Umschwünge von der gewaltsam-militärischen zur
zivilen Konfliktb earb eitung zu erreichen . D abei
gehen Pazifisten von der Annahme au s, dass die ser
Prozess innerhalb der gegenwärtig glob al dominie-
renden kapitalistischen Ge sellschaftsordnung b e-
ginnen muss . E s geht also um Systemkritik und
zugleich um systemimmanente Spielräume , in
denen sich Politik für den Frieden zu b ewegen hat.

4 . 3 Pazifistische Politik ist auf Kriegsvermei-
dung, auf den rechtzeitigen (präventiven) Abb au
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von Konfliktursachen und die D ee skalation sp an-
nungsreicher Situationen gerichtet. Sie ist nicht zu-
letzt »metho dische« Politik durch Fe stlegung von
Verfahren, Normen, Institutionen und Strategien
des zivilen Umgangs mit Konflikten . Dies ist als ein
gradueller Proze ss in vielen Schritten – mit mögli-
chen Rückschritten – zu verstehen . Pazifisten war-
ten nicht auf eine heile und friedliche Welt ohne
Waffen und B edrohung, sondern versuchen, auf al-
len Eb enen Prozesse der zivilen Konfliktbe arb ei-
tung und die dafür notwendigen Rahmenb edin-
gungen zu fordern und zu fördern .

4 . 4 E s gilt dabei, sowohl ge sellschaftliches B e-
wusstsein zu verändern als auch die Politik der Staa-
ten . Diese sind nach wie vor die wichtigsten, wenn
auch nicht die alleinigen Träger von Aufrüs- tung,
Kriegsdrohungen, Verherrlichung militärischer
Gewalt und militärischer Unterdrückung. Sie sind
vorherrschend in fast allen wichtigen internationa-
len Gremien wie UN (Vereinte Nationen) , O SZE
(Organisation für Sicherheit und Zu sammenarbeit
in Europ a) , IWF (Internationaler Währungsfonds) ,
Weltb ank, WTO (Welthandelsorganisation) u sw.
Die in den staatlichen Handlungen sich ausdrüc-
kenden Interessen sind oft nicht identisch mit den
Intere ssen der j eweiligen Gesellschaften und ihrer
B evölkerungsmehrheiten .

4 . 5 Pazifistische Politik wendet sich gegen den
weiteren Ausb au von Militärpotenzialen und for-
dert Abrüstung, weil sie sich der Eigendynamik de s
militärischen Aufb au s und seiner Machtoptionen
bewu sst ist. Am B eispiel der unipolaren Militär-
macht USA, ihrer Militarisierung der Außenpolitik
und ihrer glob alen Durchsetzungsanspüche auf
dem Hintergrund von Kriegsb ereitschaft wurde
die se Problematik gegenwärtig in der Auseinan-
dersetzung um den Angriffskrieg gegen den Irak
nur allzu deutlich .

4 . 6 Pazifistische Politik »von unten« b esteht also
darin, au sgehend von dem weltgesellschaftlichen
Entwurf friedlichen Konfliktaustrages die Wege
aufzuzeigen, auf denen au s der Gesellschaft herau s
die sem Ziel näher gekommen werden kann . Diese s
auch, um graduell einen Kurswechsel staatlicher
Politik in Richtung zivile Konfliktbe arbeitung zu
erreichen . Nicht nur manifeste Gewalt, sondern
auch strukturelle Gewalt stellt den friedlichen
Konfliktaustrag in Frage . Sie muss als eine Ursache
von manife ster Gewalt in den au szuarbeitenden
Konzepten mit b edacht werden . Diese Sichtweise
verbindet Friedensbewegung und Glob alisie-
rungskritiker.

4 . 7 Pazifistische Konzepte müssen für verschie-
dene Sektoren, in denen Friedenspolitik voran
kommen kann, entwickelt werden . Die wichtigs-
ten sind :

� Präventive Zivile Konfliktb earb eitung (ZKB) an
möglichst vielen Orten der Erde . B ereitstellung
der erforderlichen Mittel, die für ZKB b enötigt
werden, vorwiegend durch Abb au von Militär
und Rü stung : Kap azitäten von Zivilen Friedens-
diensten für Arb eit vor Ort im In- und Ausland
und für Vermittlungs- und Rechercheaufgab en
z . B . für O SZE und UN . E s b e steht ein eklatante s
Missverhältnis von Ausgab en für Militär zu Frie-
densaufgaben . UN-Generalsekretär Kofi Annan
fragte deshalb einmal angesichts der fast 1 . 0 0 0
Milliarden US-D ollar für Militärau sgab en : » . . .
sollten wir nicht wenigstens 1 -2 Milliarden für
Friedenssicherung au sgeb en?«

� Internationales Recht, internationale Regime s
und Institutionen mit der Aufgab e der Verrecht-
lichung der internationalen B eziehungen und
der B earb eitung von Konfliktursachen . Hier
können Pazifisten auch an dem B egriff der
»Weltinnenpolitik« anknüpfen .

� Regionale Integrationen : EU, Ausb au der O SZE
im Sinne einer europ äischen Friedensordnung,
ab er auch Stabilitätsp akte für b e stimmte Regio-
nen als Vorstufen für B efriedung und Aussöh-
nung. Einen B eleg für die Möglichkeit der zivi-
len B e arb eitung von Konflikten zwischen Staa-
ten stellt die heutige EU dar – was ihren Binnen-
raum betrifft. Keiner kann sich vorstellen, dass
zwischen den EU-Staaten Kriege geführt wer-
den . Nach außen hin b etreibt allerdings die EU
keine Politik, die dem Krieg abgesagt hätte .

� Akzeptanz für ZKB in den Ge sellschaften und ei-
ne Kultur de s Friedens . Hierzu gehören auch So-
zialisationsarbeit und Friedensp ädagogik, um
eine ko operative Lö sung von Konflikten im in-
nerge sellschaftlichen B ereich einzuüb en . Hier-
zu gehört e s auch, gegen nationalistische und
rassistische Tendenzen anzugehen .

� Abrüstungskontrollsysteme , die über den Weg
der D efensivierung der Waffensysteme B edro-
hung vermindern und weitere Schritte der
Abrüstung und Konversion ermöglichen . Pazifi-
stische Politikkonzepte können sich stützen auf
den weltweit anwachsenden Prote st gegen die
herrschende Militär- und Kriegspolitik.

Schlussbemerkungen zur Ausgangsfrage

� D er Zweite Weltkrieg wurde zur Wahrung ver-
meintlicher nationaler und zur Durchsetzung im-
perialer Interessen geführt. Im militärischen
Kampf wurden die faschistischen Staaten be siegt.
Eine p azifistische Politik zur Verhinderung o der
Eindämmung de s Faschismu s wurde nicht entwi-
ckelt und praktiziert. D er ge schichtliche »Fall« lässt
deshalb keine Schlussfolgerungen üb er die Chan-
cen p azifistischer Konzepte , präventiver Konflikt-
b e arbeitung und der Vermeidung gewaltsamer
Konflikte zu .
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� Die Kriegsteilnahme der Alliierten war weder in
der Ab sicht zur Rettung der vom deutschen Fa-
schismus in ihrer Existenz b edrohten Juden und
anderer B evölkerungsgruppen, no ch in dem Wil-
len zur B efreiung der Völker von ihren faschisti-
schen Regimes b egründet. E s ging teils um militäri-
sche Verteidigung, teils um die Niederwerfung des
konkurrierenden Machtblo cks im Kampf imperia-
listischer Mächte . Hier kämpfte also nicht das
»Gute« gegen das »B ö se« .
� Die Niederlage der faschistischen Achsenmäch-
te b ewirkte keineswegs eine p azifistische Um-
orientierung der Gesellschaften . D a der Krieg b e-
stehende Gegensätze nicht gelö st hatte , kam es im
West-O st-Konflikt zu neuen gewaltträchtigen Zu-
ordnungen D eutschlands (und Italiens) zu NATO
und Warschauer Pakt. Die se Blö cke b edrohten sich
gegenseitig mit atomarem »overkill« und führten
Stellvertreterkriege . Auch das Wettrüsten im An-
schluss an den Zweiten Weltkrieg gibt keine Auf-
schlüsse über die Chancen einer p azifistischen Al-
ternative , da diese von keiner Seite versucht wurde .
E s führte ab er zu extremen B edrohungssitu atio-
nen und zur weltweiten Vergeudung von Ressour-
cen .
� Um no ch einmal zur Au sgangsfrage zurück zu
kommen : Stellt die Auseinandersetzung zwischen
den Alliierten und der faschistischen Ko alition im
Zweiten Weltkrieg historische s B eweismaterial dar
für eine Notwendigkeit, heute weltweit militäri-
sche Interventionen vorzunehmen und p azifisti-
sche Politik abzulehnen? Die Motive , Abläufe und
Folgen de s Zweiten Weltkrieges bieten in ihrer his-
torischen Realität keine B egründung für die ge-
dankliche , zeitlo se o der aktuelle Konstruktion ei-
nes »gerechten Kriege s« . Sie lassen sich auch nicht
als Wertmaßstäbe heranziehen für die weltpoliti-
sche Situation, in der heute üb er »präventive« Mi-
litärpolitik zu urteilen ist. Im Zweiten Weltkrieg

hatten die Alliierten den militärischen Angriff der
faschistischen Achsenmächte abzuwehren . Die se
Aggression ging aus dem verhängnisvollen Grund-
muster von Weltpolitik hervor, von dem auch die
Westmächte und die UdS SR geprägt waren : Krieg
als Mittel glob aler Umverteilung von Macht. D er
Zweite Weltkrieg stand in der historischen Konti-
nuität brutaler militärischer Interessendurchset-
zung . D ass p azifistische Politik nicht einmal ver-
sucht wurde , war Teil des internationalen Kontex-
tes , aus dem der Faschismus heranwuchs .
� Pazifismus ist kein kurzfristig wirkendes Wun-
dermittel, um aufeinander zurasende Militärzüge
no ch vor dem Zusammenprall zu stoppen . Pazifisti-
sche Politik ist langfristig angelegt und anzulegen .
Sie peilt graduelle Erfolge an, nutzt aktuell b e ste-
hende Spielräume . Ab er sie hat nicht weniger im
Sinn als einen Bruch mit j enem kriegerischen
Grundmuster von Politik, das immer no ch als Nor-
malität gilt. Pazifisten meinen : Eines Tages werden
Menschen nicht mehr verstehen, wieso ihre Vor-
fahren so töricht waren, sich in Kriegen gegensei-
tig umzubringen und glob al die Leb ensgrundlagen
zu zerstören .

Prof. Dr. A ndreas Buro war bis zu seiner Emeritie-
rung Hochsch ullehrer für Politikwissenschaft/In-
terna tio nale Bezieh ungen an der Johann Wolf-

gang Goethe- Un iversitä t in Franfurt am Ma in.
Prof. Dr. A rno Klö nne war bis zu seiner Emeritie-
rung Hochsch ullehrer für Sozialwissenschaften
an der Un iversitä t in Paderborn. Beide waren in
der Ostermarschbewegung aktiv und haben das
»Sozialistische Büro « m itbegründet. A ndreas Buro
ist Mitin itia tor des Ko m iteesfür Grundrech te und
Dem okra tie und dessen friedenspolitischer Spre-
cher, A rno Klö nne ist Mithera usgeber der Zeit-
schrift » Ossietzky«.
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Arnold Köpcke-Duttler

Ziviler Ungehorsam
− ein menschenrechtliches Aufbegehren
Über Staatsgewalt und Gewaltfreiheit, Gesetze, Recht und Widerstand

u B eginn erinnere ich an einige Lehr- und
Leb emeister de s zivilen Ungehorsams auf

der Suche nach einigen seiner Quellen .
Gandhis Leb en lehrt, dass Friede mehr ist als die

Abwe senheit von Krieg, dass ihn soziale Gerechtig-
keit, Freiheit von Unterdrückung, von Not, Angst
und Gewalt zeichnen . Friede ist zudem nicht ein
dingfest zu machender Zustand eines Harmonis-
mus , sondern ein konfliktreicher Weg, auf dem die
Menschen ge schwisterlich miteinander und mit
der Natur umzugehen sich üb en .

1 )

Friede und ge-
waltfreier Kampf bilden keinen Gegensatz für ihn;
dab ei leitete Gandhis Leb en die Suche nach der
Wahrheit.

2 )

Er üb erwand die Gewalt, indem er sie
erlitt. Aus seiner Stärke und aus seinem Feigheit
nicht leugnenden Mut heraus ersann und prakti-
zierte er Metho den de s gewaltfreien Widerstehens .

Ein weiterer Anreger de s zivilen Ungehorsams
ist Alb ert Schweitzer. Er stellte in seiner Grunder-
fahrung der Ehrfurcht vor dem Leben die politi-
sche Theorie der Aufrechterhaltung de s Friedens
durch die atomare Ab schreckung in Frage . Gegen
die Gefahr eine s Ato mkriegs als de s unvorstellb ar
Sinnlo sen helfe nur das Tun des ersten Schritts : die
Weigerung, sich an Ab schreckung und Aufrüstung
zu b eteiligen . Seine Ethik fassen die folgenden S ät-
ze zusammen : »Leben heißt für uns nicht nur, unse-
re eigenen Schicksale erleb en, sondern alle s, was
sich mit anderem Sein um uns ereignet, mit der
Kreatur wie mit den Menschen, zugleich als ein
dem unsrigen nicht fremde s Schicksal miterleb en,
die Sorge in Sorge mitempfinden, die Angst als un-
sere Angst mitmachen, mithelfen, wo eine Anstren-
gung gemacht wird auf Erhaltung oder Steigerung
und Vervollkommnung de s Leb ens . Miterleben
heißt, sich für alles , was sich in unserem B ereiche
ab spielt, verantwortlich fühlen . «

3 )

Die Totalität die-
ser Verantwortung ist freilich so umfassend , dass e s
nicht schwer fällt, das eigene Leb en für ungenü-
gend zu halten . Gleichwohl : Alb ert Schweitzer
beugte sich nicht unter die Logik des Atomzeital-
ters .

D as Ungenügen de s gewaltfreien Aufbegehrens
ist auch Alb ert Einstein und Max B orn nicht entgan-
gen . D er Bruch zwischen Humanität und Wissen-
schaft drängte Einstein zum gewaltfreien Wider-
stand

4)

gegen die Anwendung von atomaren Ver-
nichtungsmitteln in einem künftigen Atomkrieg .
Im Zusammenhang mit der Pugwash-B ewegung
traten nach Einstein ungezählte Forscher in den
Vereinigten Staaten für den Au sschluss der Rüs-
tungsforschung aus dem akademischen Raum ein;
Mikrobiologen, die tö dliche Viren zu militärischen
Zwecken herstellten, Chemiker, die an chemischen
Waffen arb eiteten, wurden als unverantwortlich
kritisiert und nicht als Wissenschaftler anerkannt.

5 )

Die Weigerung, sich an zerstörerischen For-
schungsproze ssen zu b eteiligen, bildete und bildet
nach wie vor ein hoffnungsvolles Zeichen zivilen
Widerstehens .

Ein weiteres Zeichen entdeckt Theo dor Eb ert
mit einem Blick auf das Leb en Abraham Johanne s
Muste s .

6)

Aus seinem ungeb eugten Leb en erwähne
ich hier die Unterstützung eines Streiks von Textil-
arb eitern zu Anfang des Jahre s 1 9 1 9 . Streiks wur-
den damals in den Vereinigten Staaten blutig unter-
drückt ; der p azifistische Pastor informierte sich
über die Lage der Textilarb eiter und unterstützte
ihre Lohnforderungen mit einem Flugblatt. Mu ste
wurde schließlich zum Leiter de s Streik-Komitee s
gewählt, verprügelt und verhaftet. Ange sichts von
durch die Polizei aufgerichteten Maschinengeweh-
ren sagte ein Arb eiter: »Mit Maschinengewehren
können sie keine Wolle spinnen . «

7)

D amit war einer
gewaltsamen Notwehr eine Ab sage erteilt. Mu ste
lehnte Gewalt und Widerstandslo sigkeit gleicher-
weise ab und rief zur Verweigerung der B eteili-
gung an Kriegshandlungen auf. Zum zivilen Wider-
stand , zum gewaltfreien Ungehorsam gehörten
sp äter D emonstrationen gegen Atombombenver-
suche , Proteste gegen Interventionskriege , Go-ins
in Militärstützpunkte . Unrecht sollte nicht p assiv

1 ) Wolfgang S te rns tein : M oh and as Karamch and G andhi . In : H ans-
Jürgen S chultz (Hrsg .) : Liebh ab e r de s Frie d ens . Stuttgart 1 9 8 2 , S . 3 1

2 ) Arnold Kö p cke-Duttle r: Wege d es Frie de ns . Würzburg 19 8 6 . S .
Re inhold S chne id er: D ie inne re B efreiung . Ge de nkwo rt zum 2 0 .

Juli . Stuttgart o . J . ( 1 94 6) . Hie r ist vo n e ine m »ge is tigen S anitäts-
diens t« die Re d e .

3) Alb e rt S chweitz er: Was s olle n wir tun? H eidelb e rg 1 974 , S . 1 1 8

4) Alb ert E ins tein/S igmund Freud : Warum Krieg? Zürich 1972

5 ) Rob e rt Jungk, Alb e rt E instein . In : Liebhab e r de s Frie d ens . A. a. O . ,
S . 97

6) N at H entho ff (Hrsg . ) : Pe ac e Agitato r. The S to ry o f A.J . Mus te . N ew
Yo rk 19 63

7) The o do r Eb ert : Ab raham Johannes Muste . In : Liebhab e r de s Frie-
de ns . A. a. O . , S . 1 0 4 . Zur S olid arität de r Arb eite r als Pro te s t gegen
die D iktatur eine s auto ritären S oz ialis mus s iehe J oz e f Tis chner:
E thik der S olid arität. In : Wilhelm B reuning/H ans p ete r H e inz
(Hrsg .) : D amit die E rde me ns chlich ble ib t. Fre iburg 19 8 5 , S . 1 2 6
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volle Institutionen kritisiert ; zugleich proklamiert
er, dass das Gewissen und das Gesetz Gottes über al-
ler weltlichen Autorität stehen, auch üb er dem Ur-
teil der Mehrheit. Die Spiritu alität von S atyagraha,
die machtlo se Macht der Wahrheit und de s Lei-
dens , verb and Gandhi im Wissen um die Unaufheb-
b arkeit der Gewalt mit dem Handeln in der Welt, ei-
nem selb stlo sen Tun und Nicht-Tun . Angespro-
chen von Thoreaus E ssay »Üb er die Pflicht zum Un-
gehorsam gegen den Staat« , von dessen Aufruf, erst
Mensch, dann Untertan zu sein, schuf Gandhi das
Wort »ziviler Widerstand« , der üb er einen p assiven
Widerstand (p assive resistance) und auch üb er ei-
nen zivilen Ungehorsam no ch hinausgehe .

1 1 )

Die
b este Regierung sei die , die am wenigsten regiere ,
vielleicht sogar nicht regiere . Die se menschliche
und politische Idee einer »aufgeklärten Anarchie«
(Michael Blume) nannte Gandhi auch ramaraj :
Herrschaft Gotte s auf Erden . D azu gehört auch,
dem Gesetz den Gehorsam zu verweigern, wenn e s
zum Arm de s Unrechts gegen einen anderen Men-
schen wird . Michael Blume fasst in seinem Buch
»S atyagraha« Gandhis Hoffen und Handeln gegen
alle Formen der Gewalt zu sammen : M acht gehe
nicht nur aus ge setzgeb enden Versammlungen
hervor; der zivile Ungehorsam wird als Schatzkam-
mer der Macht ge sehen

1 2)

, genauer : einer machtlo-
sen Macht. Politisch gesprochen geht e s um eine
aufgeklärte , gewaltfreie Herrschaftskritik, um den
zivilen Ungehorsam als Menschenrecht und Men-
schenpflicht zugleich .

1 3 )

Ein wahrer D emokrat sei,
wer auf gewaltfreiem Weg seine Freiheit, die seine s
Lande s und die der Menschheit verteidige . Solange
der Mensch ein Mensch sei, hüte er sich, das Recht
auf zivilen Ungehorsam aufzugeb en . Die se Form
de s Ungehorsams wird von j edem kriminellen Un-
gehorsam unterschieden . Versuche , den zivilen
Ungehorsam zu unterdrücken, betrachtet Gandhi
als gewaltförmiges B e streb en, die Freiheit des Ge-
wissens einzusperren . Die für manche Juristen
schwer zu ertragende Erkenntnis de s S atyagrahi
lautet, dass der zivile Ungehorsam zur (heiligen)
Pflicht wird , wenn der Staat selb er gesetzwidrig
agiert o der seine Gesetze rechtswidrig sind . Für
Gandhi kann das Recht auf zivilen Ungehorsam
nicht aufgegeb en werden ohne den Verlust der
Selb stachtung. Der in Gewaltfreiheit Ungehorsa-
me verstoße öffentlich gegen ein Ge setz, de ssen
B efolgung er als menschliche Schmach erachte
und nehme die Strafe für die sen Bruch ruhig auf
sich . D ie Einsicht in ein Gesetz, nicht die Furcht vor
ihm geb en Gandhi ein Maß , wobei der zivile Unge-
horsam als Ausdruck der Gewaltfreiheit der Star-
ken verbunden wird mit dem Glaub en an die Wirk-
kraft des unschuldigen Leidens .

14)

D er zivile Unge-
8) M artin Luther King : S chö p feris cher Wide rs tand . D e rs . : Aufruf

zum zivilen Ungeho rs am und E rklärung vo r de m Richter Euge ne
Lo e . In : C o retta S co tt King : M e in Leb e n mit M artin Luther King .
Stuttgart 1 970 , S . 2 7 1 f.

9) H ans Jürgen S chultz : M artin Luther King . In : Liebh ab e r de s Frie-
de ns . A. a. O . S . 3 2 6 f.

1 0) Siehe Le o Tols to i : D as Reich Go ttes is t inwendig in euch . Siehe
au ch Arnold Kö p cke-Duttle r: Le o Tols to i . In : Franziskanis che Stu-
dien 1 9 8 0 . S . 2 72 ff.

erduldet werden . Gemäß einem Aufruf Muste s ver-
weigerten sich junge M änner dem Einsatz in Viet-
nam; viele verbrannten öffentlich ihre Einb eru-
fungsb escheide , nahmen an Friedensmärschen
teil .

Die Kraft des kleinen Widerstands , de s gewalt-
freien Widerstehens , wird deutlich in j ener Hoff-
nung, die Martin Luther King trotz aller Einsicht in
menschliche Schwächen, Gewaltneigung, in un-
leugb aren Egoismus nicht aufgegeben hat. Züge
der Re signation werden dabei üb erhaupt nicht ge-
leugnet; do ch der Mut zum Ungehorsam ist größer.
King, ein Meister de s Glaub ens an die Wirkungs-
macht des Wortes , riefversammelten Menschen zu ,
ihre Gewehre nach Hau se zu bringen o der ins Meer
zu werfen . Die Fähigkeit des Gegners , Leid zuzufü-
gen, könne nur wettgemacht werden mit der eige-
nen Fähigkeit, Leid zu ertragen . Sein Aufruf zum
Bus-B oykott

8)

trägt den Mut zur Selb stveränderung
in sich; er ist geleitet von der Dialektik zwischen
Selb stveränderung und Änderung der Leb ensb e-
dingungen . Störungen ohne Zerstörungen könn-
ten Ausmaße eines Erdb eb ens annehmen . Kings
Ungehorsam weiß um die Dreidimensionalität des
Leb ens . D as Zusammenspiel dieser Dimensionen
richtet sich auf das künftige Jerusalem : Länge , B rei-
te , Höhe der Stadt seien gleich . Mit der Länge ist die
Selb stfindung gemeint, die ein Weg zu sich, nicht
ein B esitz ist. Die Breite geht auf Du-Findung, An-
teilnahme , Geschwisterlichkeit. Die Höhe ist die
Hoffnung, die Erkenntnis der Unfertigkeit, der Un-
vollendetheit.

9)

Diese Hoffnung widersteht der Un-
menschlichkeit der Sklaverei, der Segregation; die
zwingende Stimme des Gewissens widerspricht
der Ungerechtigkeit und der Erniedrigung, der Ge-
walt, die Menschen schwarzer Hautfarbe zugefügt
werden . Mit seinem b ereitwillig ertragenen Leiden
und seinem gewaltfreien Prote st wollte King ande-
re Menschen aufrütteln, Brutalität und Gewalt b an-
nen .

Gandhi und die Gewalt des Staates

Angeregt von Tolstois christlichem Anarchis-
mus und seiner Lehre des Widerstehens im
Nicht-Widerstehen hat auch Gandhi zur Gewalt-
freiheit und zur Verweigerung gegenüb er der Exe-
kution politischer M acht aufgerufen, die viele der
Übel in der Welt hervorrufe . In der Nachfolge des
ru ssischen Dichters und Pädagogen heißt e s b ei
Gandhi, dass der Staat die Gewalt in einer konzen-
trierten und organisierten Form verkörpere .

1 0)

Die
Armee , die Polizei, die Gerichte werden als gewalt-

1 1 ) The C olle cte d Wo rks o f M ah atma G andhi [ CWMG ] LIX. S . 3 1 8

1 2 ) M ichael Blume : S atyagrah a. Gl ade nb ach 1 9 87, S . 1 1 0 f.

1 3) CWMG LXXV. S . 148

14) CWMG VII , S . 2 1 1 ff. Blume erwähnt no ch G andhis Unte rs che i-
dung zwis che n individuelle m Ungeho rs am und Ungeho rs am auf
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horsam ist gezeichnet von Mut und Tapferkeit, von
strikter Disziplin; seinen Horizont bildet ein kon-
struktive s Programm gegen die Gewalt der alten
Gesellschaft und des Staate s, seine Stärke die Ge-
waltfreiheit in Gedanken, Worten und Taten . Die
nähere Diskussion, ob Gandhis Selb stdisziplin
nicht ohne gegen ihn selber sich richtende Gewalt
erfolgte , ob er mit seinem Fasten Zwang au sübte ,
kann hier nicht geführt werden; Gandhi stellte sich
die ser Frage , wobei er die Kraft des Selb st-Leidens
von einem gegen sich selb st gewandten Zwang un-
terschied und b eide von j enem Zwang, der die
Ausübung einer verletzenden Macht gegen eine
Person b edeutet, die zu einem b e stimmten Verhal-
ten gedrängt wird . Wer das Ziel de s Fastens als ego-
istisch b estimmt ansehe , solle sich weigern, die sem
Motiv nachzugeb en, sich der Au sübung de s
Zwangs enthalten .

Ziviler Ungehorsam und Recht

D er Rechtsphilo soph Arthur Kaufmann hat mit
einem Seitenblick auf Martin Luther King ge-
mahnt, Gewaltlo sigkeit und Frieden seien nicht
mittels Gewalt zu hab en . Jede s ungeduldige Er-
zwingenwollen der Gewaltlo sigkeit und de s Frie-
dens b edeute eine Niederlage für die S ache .

1 5 )

Skep-
tisch gegenüb er einer Vergeistigung des Gewaltb e-
griffs im Strafrecht – insb esondere dann, wenn sie
sich immer weiter ausdehnt − deutet Kaufmann
darauf, dass mit der Gewalt zwar nicht unb edingt
ein rohes , wohl ab er ein aggressives Verhalten ge-
meint sei, durch das Leib o der Leb en der angegrif-
fenen Person b eeinträchtigt oder unmittelb ar ge-
schädigt werde . Ein bloße s D asitzen stelle keine
Gewalt dar.

1 6)

Üb e eine demonstrierende Gruppe ,
die die ganze Breite einer Fahrb ahn einnehme , sich
Gehör zu verschaffen, Gewalt au s, sei auch eine
Fronleichnamsdemonstration ein Gewaltakt. Jeder
Mensch werde das als unsinnig b ezeichnen . Kauf-
mann beurteilt Sitzstreiks von Gegnern der
Nachrüstung, p assiven Widerstand gegen die Sta-
tionierung von Raketen nicht als gewalttätige Nöti-
gung, nicht als Entfaltung körperlicher Kraft gegen
andere Menschen . Hellsichtig weist er nach, dass
die Rechtsprechung – selb stwidersprüchlich – b ei
Vergewaltigungen nie nur auf die Wirkung b ei dem
Opfer, auf das Empfinden der Frau abgestellt hab e .
Diese Kritik einer selektiven Wahrnehmung von
Gewalt bedeutet freilich keine Zu stimmung zu
rohem Handeln und zur Leugnung der Opferper-
spektive ; vielmehr geht es um ein neues Durchden-

ken des Gewaltb egriffs auf dem Feld de s Straf-
rechts : ein p assives , nicht-aggre ssive s Verhalten ist
keine Gewalt im strafrechtlichen Sinn . In einem tie-
fer gehenden Sinn konnte Gandhi auch Spuren der
Gewalt wie z . B . in einem Sitzstreik von Studenten
entdecken, die andere Menschen durch ihr Verhal-
ten zwingen, sie – wider Willen – zu verletzen o der
körperlich zu bedrängen . Eine solch hohe Emp-
findlichkeit gegenüb er subtilen Formen der Ge-
walt mag Gandhi b esessen haben; do ch für das
Strafrecht als äußerliche Regelung der Abgrenzung
menschlicher Freiheitssphären ist die ser Maßstab
zu ho ch angesetzt. Kaufmann bezweifelt die
menschliche Fähigkeit, einen »Zu stand völliger Ge-
waltlo sigkeit«

1 7)

zu erlangen; dieser sei eine uner-
reichb are Utopie . D o ch die Unerreichb arkeit ist
wie b ei Gandhi gerade das Incitament (= die Her-
a usforderung) dafür, die Gewalt – auch die subtile
– weiter zu b egrenzen .

Kaufmann fügt an, einen (Rechts-) Staat, in dem
die Gerechtigkeit vollständig verwirklicht sei, kön-
ne es eb enfalls nicht geben . In einem Rechtsstaat
sei die Anwendung von Gewalt nur in den ge setz-
lich vorgesehenen Fällen erlaubt: Notwehr, Nothil-
fe , Widerstand gegen unrechtmäßige Staatsgewalt.
D er Rechtsphilo soph b ekräftigt in seinem Buch
»Gerechtigkeit – der vergessene Weg zum Frieden« ,
gegen rechtmäßige Akte von Staatsorganen sei Ge-
walt niemals erlaubt, auch nicht im Rahmen der
schillernd »ziviler Ungehorsam« genannten . Die-
sen Standpunkt vertritt er gerade de shalb , weil er
den Unrechtsstaat des Nationalsozialismu s erlebt
hat und den Widerstand dagegen von Prote staktio-
nen zu unterscheiden weiß . Er plädiert vor allem
für gewaltfreie Methoden der Konfliktlö sung im
zwischenstaatlichen B ereich.

In seiner »Rechtsphilo sophie« hat Kaufmann sei-
ne Ablehnung de s zivilen Ungehorsams korrigiert.
Entgegen j enem Po sitivismus , der j ede s Gesetz für
geltendes Recht erachtet, zeigt er, dass po sitive s
»Recht« auch ge setzliches Unrecht, Nicht-Recht
sein kann . Unterschieden wird dann zwischen dem
Widerstand , dem Recht auf Widerstand gegen ei-
nen Unrechtsstaat und der Kritik an einzelnen
ungültigen Gesetzen in einem Rechtsstaat. Im ers-
ten Fall gehe e s um den Widerstand gegen eine ille-
gitime Obrigkeit (»großer Widerstand«) , im zwei-
ten um den Widerstand im Rechtsstaat, den zivilen
Ungehorsam (»kleiner Widerstand«) .

1 8)

D as Widerstandsrecht in einem Unrechtsstaat,
den Widerstand gegen eine Tyrannis erörtere ich
hier nicht.

1 9)

Ich geb e nur zu b edenken, dass die Ent-
gegensetzung: hier Rechtsstaat, dort Unrechtsstaat

M ass enb as is , zwis chen aggres sive m und defe nsive m zivile n Un-
geho rs am (a. a. O . , S . 2 61 f.)

15 ) Arthur Kaufm ann : G ere chtigkeit – der ve rges s ene Weg zum Frie-
de n . Münche n 1 9 8 6 , S . 87. S iehe ders . : M artin Luther King . G e d an-
ken zum Wid ers tandsre cht. In : Re chtsphilo s o phie im Wandel . 2 .
Aufl . Köln u . a. 19 84 , S . 2 5 1 ff.

1 6) D as b ekannte Urte il de s Landgerichts Köln vo m 3 1 . 1 0 . 1 9 68 , s eine
Aufhebung durch de n Bund esgerichtsho f am 8 . August 1 9 69 und
die weite re Judikatur kö nnen hier nicht zus ammenge fass t we r-
de n .

17) Siehe Arthur Kaufm ann : G es e tz und Evangelium . In : G e d ächtnis-
s chrift für Pe ter N oll . Zürich 1 9 8 4 , S . 61 ff. − Hier geht e s um die Tu-
gend der E p ikie , die d as G es etz b erichtigt in Fällen, in d ene n e s
wegen s einer Allge me inheit vo r de m Ans p ruch der M ens chlich-
ke it ve rs agt.

1 8) Siehe Arthur Kaufmann : Vo m Ungeho rs am gege n die Ob rigkeit.
Karls ruhe 1 9 9 1

19) Siehe Arnold Kö p cke-Duttle r/Günte r M etz (Hrsg .) : Vo m Re cht de s
Widerstehens . Frankfurt 1 9 8 8
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1 4

nicht stimmt, eine Simplifizierung bildet, dass kein
Rechtsstaat der Gefahr einer Perversion zum Un-
rechtsstaat entronnen ist, dass j ede Obrigkeit Un-
recht verschuldet. B ei dem Widerstandsrecht im
Rechtsstaat, insb esondere b ei dem zivilen Unge-
horsam, nimmt Kaufmann Gandhis Anspruch auf,
der zivile Ungehorsam hab e gewaltlo s zu sein, der
Ungehorsame mü sse die ihm zugeteilte Strafe an-
nehmen .

Ist nun der zivile Ungehorsam etwas Rechtswid-
riges , etwas Gesetzwidrige s? Die se Frage b ej aht
Kaufmann; mit John Rawls wird von dem zivilen
Ungehorsam gegenüb er einer rechtmäßigen de-
mokratischen Gewalt gesprochen, von einem
Pflichtenkonflikt. D er Konflikt bewegt sich zwi-
schen der Pflicht, sich den von dem Ge setzgeber
(der Mehrheit) b e schlo ssenen Gesetzen zu fügen,
und der Pflicht, Ungerechtigkeiten zu widerste-
hen . Rawls definiert den zivilen Ungehorsam als öf-
fentliche , gewaltfreie , gewissensb e stimmte , poli-
tisch gesetzwidrige Handlung, die eine Änderung
der Gesetze o der der Politik der Regierenden her-
b eiführen soll .

2 0)

D er zivile Ungehorsam drücke Un-
gehorsam gegenüb er dem Ge setz innerhalb der
Ge setzestreue aus , b ewege er sich auch an deren
Rand . D as Gesetz wird gebro chen gemäß dem Sinn
von Gerechtigkeit ; die Treue zum Ge setz wird deut-
lich in dem öffentlichen und gewaltfreien Charak-
ter der Handlung, in der B ereitschaft, die gesetzli-
chen Folgen de s eigenen Handelns auf sich zu neh-
men .

Andere sehen den zivilen Ungehorsam dann als
grundrechtlich gerechtfertigt an, wenn er sich ge-
gen schwerwiegende s Unrecht richtet, gewaltlo s
und verhältnismäßig ist.

2 1 )

Wie sein Lehrer Gustav
Radbruch spricht Kaufmann klarer von einem ge-
setzlichen Unrecht, dem widerspro chen werden
soll . Auch im Rechtsstaat geb e es Akte erlaubter
(und geb otener?) Auflehnung gegen Unrecht, ge-
nannt das Widerstandsrecht der kleinen Münze .

2 2)

Formen stellen dar das Misstrauen gegen die Mäch-
tigen, der Mut zur unerschrockenen Kritik, die Ent-
tarnung von Missständen, die Weigerung, sich
herrschenden Meinungen zu fügen, der Mut der
Weigerung, am Unrecht sich zu b eteiligen, die Epi-
kie (= der Zweifel, o b das Gesetz a uch Rech t ist) ,
der »leidende Gehorsam« , die Zivilcourage .

D er zivile Ungehorsam sucht nach einem üb er-
ge setzlichen Recht in seinen Akten praktischer
Vernunft, in seinem der Angst abgerungenen Mut,
der Tapferkeit, die mit den Tugenden der Klugheit,
der Gerechtigkeit und des Maßes verbunden ist.
D er zivile Ungehorsam soll menschenfreundlich
sein; anders als der große , heroische und oft schei-

ternde Widerstand ist er b e ständig zu tun, damit
der große Widerstand nicht nötig wird . D eutlich
wird darin, dass das Widerstehen ein Grundzug des
Rechts selb er werden, dass der leidende Gehorsam
zum Ungehorsam, zur Zivilcourage transzendieren
kann . D as Widerstehen gehört von Innen her zum
Recht selb er; das kann in Taten wie Sitzblo ckaden
deutlich werden, die in der Strafrechtsprechung
viel zu oft noch als Nötigung geahndet werden .
D o ch fehlt hier der Raum, Einzelheiten der Recht-
sprechung näher nachzugehen .

2 3 )

Ziviler Ungehorsam und Verfassungsrecht

Nicht üb ergangen werden darf auf der verfas-
sungsrechtlichen Eb ene , dass dem zivilen Unge-
horsam nur eine geringe Aufmerksamkeit zuge-
wandt wird . Mit der so genannten Notstandsverfas-
sung wurde in das Grundgesetz ein Artikel 2 0 Ab-
satz 4 aufgenommen, ein po sitiviertes Recht auf
Widerstand gegen j eden, der es unternimmt, die
verfassungsmäßige Ordnung der Bunde srepublik
zu b eseitigen . Ein solche s limitiertes Recht ver-
dankt sich einem menschenrechtlichen Irrtum,
denn das Recht auf Widerstand kann gerade nicht
po sitiv festgelegt werden, sondern entzieht sich
dieser B estimmung . Versuchen, Artikel 2 0 Ab satz 4
de s Grundgesetze s als Legalisierung de s zivilen Un-
gehorsams zu deuten

2 4)

, halten manche Staatsrecht-
ler entgegen, damit würde einer Reprimitivierung
de s Rechts und einem kulturellen Rückschritt
B ahn gebro chen . Andere b etonen, auf Grund einer
Sonderstellung de s Widerstandsrechts (in der B e-
schränkung des Art. 2 0 Ab s . 4) erfasse die se s den zi-
vilen Ungehorsam nicht.

2 5 )

Einer Norm des po siti-
ven Rechts aus Gewissensgründen die Gefolg-
schaft zu verweigern sei schon wegen der Inkauf-
nahme der Rechtsfolgen eine B estätigung der po si-
tiven Rechtsordnung im Ganzen; als politischer
Appell zu deren punktueller Verbe sserung könne
solche Widerständigkeit zwar moralisch legitim,
nicht ab er verfassungsrechtlich legal sein . D er zivi-
le Ungehorsam entb ehre qua definitione j eder
Rechtfertigung durch das Recht ; als symb olischer
Akt könne er allenfalls eine moralische Rechtferti-
gung finden . Als öffentliche , gewaltlo se , gewis-
sensb e stimmte Handlung schließe er den vorsätzli-
chen Bruch einzelner Rechtsnormen ein, ohne
dass der Handelnde der Rechtsordnung als ganzer
den Gehorsam versage .

2 6)

Die ser schnellen Verb annung in den B ereich
der Moralität ist zu entgegnen, dass der gewaltfreie
öffentliche Protest gegen ein schwerwiegende s

2 0) The o rie d er G e re chtigke it. Frankfurt 1 975 , S . 39 9 ff.

2 1 ) Ralf D reier, Widerstand und ziviler Ungeho rs am im Re chtss taat,
in : Pe te r Glo tz (Hrsg .) : Z ivile r Ungeho rs am im Re chtss taat. Frank-
furt 19 83 , S . 5 4 ff.

2 2 ) Arthur Kaufm ann : D as Wide rs tands re cht de r kleinen Münz e . In :
Obj ektivie rung de s Re chts denke ns . G e d ächtnis s chrift für Ilmar
Tammelo . 19 8 4, S . 8 5 ff.

2 3) BVerfGE 73 , 2 0 6 ff. ; BVe rfGE 9 2 , 1 ff. ; B GH St 4 1 , 1 8 2 ; BVerfG NJW
2 0 0 2 , 1 0 3 1 ff. ; Arnold Kö p cke-Duttle r: Nö tigung der M e ns chhe it
(unv. M s .) ; D ie te r Umb ach/Tho m as Cle mens : Grundge s etz . H ei-
delb e rg 2 0 0 2 , Art. 8 Rz . 2 8

2 4) Ralf D reier: Re cht – Staat – Ve rnunft. Frankfurt 19 9 1 , S . 39 f.

2 5 ) Umb ach/Cle me ns : Grundges e tz . A. a. O . , Art. 2 0 , Rz . 2 17

2 6) Ru dolf D olz er: D e r Widerstands fall . In : H andbuch de s Staats-
re chts . B d . VII . H e id elb erg 1 9 9 2 , S . 469 f.
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1 5

Unrecht und die Kritik eine s öffentlichen Missstan-
des gehalten sind von der Unabgegoltenheit und
Verletzb arkeit der Menschenrechte .

2 7)

Im Wissen
darum, dass das Grundge setz kein lückenlo se s
Schutzsystem bilden kann, begründet der Rechts-
philo soph Ralf Dreier die Rechtfertigung de s zivi-
len Ungehorsams so : »Wer allein o der gemeinsam
mit anderen öffentlich, gewaltlo s und au s poli-
tisch-moralischen Gründen den Tatbe stand einer
Verb otsnorm erfüllt, handelt grundrechtlich ge-
rechtfertigt, wenn er dadurch gegen schwerwie-
gende s Unrecht protestiert und sein Protest ver-
hältnismäßig ist. «

2 8)

D er Protest gegen ein schwer-
wiegende s Unrecht und die Kritik eines öffentli-
chen Missstande s b ekunden ein Element direkter
D emokratie und die Fehlb arkeit einer repräsentati-
ven Staatsordnung.

D er Rechtsstaat, der seine eigene Unvollkom-
menheit ignoriert, verkehrt sich in das System ei-
nes autoritären Legalismu s; ohne ihrerseits einem

elitären Gestu s zu verfallen, sollten die sich im ge-
waltfreien Ungehorsam Üb enden zeigen, dass die
Grundregeln eines menschlichen Zusammenle-
b ens nicht verwirklicht sind , ihre öffentliche Wirk-
lichkeit au ssteht. Die begrenzte Regelverletzung
deutet auf die Gefahr, dass auch ein Rechtsstaat –
gewissermaßen gegen sich selb st – seine Grundla-
gen vergessen und ignorieren, Züge einer Un-
rechtsordnung üb ernehmen kann . Angesichts die-
ser Gefahr zeigt der skeptisch nach Zivilität Su-
chende , dass ein öffentlicher Raum der Bildung der
Menschlichkeit nicht einfach feststeht, dass im Ho-
rizont kritischer Vernunft der gewaltfreie Unge-
horsam die Offenheit der permanenten Entste-
hung der D emokratie einklagt, erinnert an die Un-
abgegoltenheit der politischen Idee der D emokra-
tie als Macht der Selb stregierung . D eutlich wird in
dem zivilen Ungehorsam, dass der Sinn für die
Antastb arkeit der Menschenrechte stets wach zu
halten ist ange sichts der Gefahr, in Selb stgerechtig-
keit die D emokratie zu einer Staatsform erstarren
zu lassen und den offenen Prozess der D emokrati-
sierung zu verdinglichen .

Prof. Dr. A rnold Köpcke-Du ttler, Jurist und Di-
plo m-Pädagoge, ist Mitglied der DFG- VK.

2 7) Arnold Kö p cke-Duttle r: Ziviler Ungeho rs am . In : Ko mite e für
Grundre chte und D emokratie (Hrsg .) : Z ivile r Ungeho rs am . S e ns-
b achtal, o .J . , S . 3 1 3 ff.

2 8) Ralf D re ie r: Widerstandsre cht und ziviler Ungeho rs am im Re chts-
s taat. In : Z ivile r Ungeho rs am im Re chtss taat. A. a. O . , S . 6 0 . S . Jürgen
H ab e rm as : Z ivile r Ungeho rs am – Tes tfall für de n demokratis chen
Re chtss taat. Eb d . , S . 52

Hans-Ernst Böttcher

Strafbare Nötigung
oder Ausübung von Grundrechten?
Die gerichtliche Auseinandersetzung
mit den Sitzblockaden gegen den NATO-Doppelbeschluss

enn, sagen wir, im Jahre 2 1 0 3 eine »Eu-
rop äische Rechtsge schichte«

1 )

erscheinen
würde , so würde sie womöglich für die ersten 5 0
Jahre der Bunde srepublik D eutschland , also die
zweite Hälfte des 2 0 . Jahrhunderts, eine B e sonder-
heit b enennen : die perio disch auftretenden mas-
senhaften Verurteilungen wegen strafb arer Nöti-
gung laut § 2 4 0 des Strafgesetzbuches als eine b e-
sondere Erscheinungsform de s politischen Straf-
rechts .

2 )

Jede Zeit und j edes politische Herrschaftssy-
stem kennen ihr politisches Strafrecht, das j e nach
Grad der Freiheitlichkeit weniger oder mehr Kon-
junktur hat. E s gibt dab ei die offen erkennb aren
Tatb e stände des politischen Strafrechts wie Ho ch-

verrat, Lande sverrat, Landfriedensbruch, und e s
gibt die subtilen Formen . D er Nötigungstatb e stand
des Reichsstrafge setzbuche s von 1 87 1 hatte durch-
au s eine Vergangenheit in die se Richtung. Ur-
sprünglich wurde nach ihm b estraft, »wer einen an-
deren widerrechtlich durch Gewalt oder B edro-
hung mit einem Verbrechen o der Vergehen« nötig-
te . Für die Strafgerichte der Kaiserzeit war e s kein
Problem, den Streik hierunter zu fassen . Ab er das
Streikrecht genießt b ekanntlich inzwischen Ver-
fassungsrang (vgl . Art. 9 Ab s . 3 GG) .

D amit der Nötigungstatb estand ( § 2 4 0 StGB) zu
seinem zweifelhaften, kurzen und hoffentlich j etzt
b eendeten Ruhm als S äule de s politischen Straf-
rechts in der Bunde srepublik D eutschland kam,
musste freilich zweierlei ge schehen : zum einen ei-
ne doppelte Veränderung de s Wortlauts der Norm
und zum zweiten die Mutation de s B egriffs »Ge-
walt« von der physischen zur p sychischen Gewalt.

1 ) Als o s ozus agen ein »H atte nhau er II« , vgl . H ans H attenh auer: Eu-
ro p äis che Re chtsge s chichte . H e idelb e rg 1 9 9 2 .

2 ) Zur p olitis chen Jus tiz als de m G eb rauch/Mis sb rau ch d es Re chts
zu p olitis che n Zwe cke n vgl . d en Kl as sike r vo n O tto Kirchhe imer:
Politis che Jus tiz . Verwendung j uristis che r Ve rfahre ns möglichkei-
te n zu p olitis che n Zwe cke n ( 19 61 ) . Neuwie d/B e rlin 1 9 65 .
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Die zweifache Wandlung des § 240 StGB

Im Jahre 1 9 4 3 erhielt der § 2 4 0 StGB eine neue
Fassung . Durch die »Verordnung zur Angleichung
de s Strafrechts de s Altreichs und der Alpen- und
D onaugaue«

3 )

wurde er in Richtung de s heutigen
Textes »mit Gewalt o der durch Drohung mit einem
empfindlichen Üb el« umformuliert. Weil dadurch
der Tatbe stand derart au sgeweitet wurde , dass eine
einengende Korrektur angebracht werden
musste ,

4)

fügte der damalige Verordnungsgeber
hinzu , dass die Tat nur rechtswidrig sei, »wenn die
Anwendung der Gewalt o der die Zufügung de s an-
gedrohten Üb els zu dem ange strebten Zweck dem
ge sunden Volksempfinden widerspricht« . B egreif-
licherweise fragte sich die Juristenwelt nach 1 9 45 ,
ob § 2 4 0 StGB in dieser Form weiter gelte . War es
zunächst in Rechtsprechung und Literatur
durchaus eine gängige Meinung, dass § 2 4 0 als ty-
pisch nationalsozialistische s Recht ungültig ge-
worden sei,

5 )

wurde das Anwendungs- und Ausle-
gungsproblem schließlich dadurch gelö st, dass
1 9 5 3 die mit dem NS-Geruch b ehaftete Formel in
Ab s . 2 ersetzt wurde durch den Wortlaut »Rechts-
widrig ist die Tat, wenn die Anwendung der Gewalt
o der die Androhung de s Üb els zu dem angestreb-
ten Zweck als verwerflich anzusehen ist« .

D as war die eine Veränderung. Die andere Ver-
änderung vollzog sich durch die Rechtsprechung.
Sie fand ihren Höhepunkt in der Entscheidung des
Bundesgerichtshofs in Strafsachen vom 8 . August
1 9 69 , dem so genannten »Läpple-Urteil« .

6)

Aus dem
ehemals umgangssprachlich wie unter Juristen für
eindeutig ange sehenen B egriff der Gewalt im Sin-
ne physischer Gewaltanwendung wurde nunmehr
der »vergeistigte Gewaltb egriff« . Die ser umfasste
auch und gerade die p sychische Einwirkung auf
den Willen eine s Dritten . Im Ausgangsfall im Jahr
1 9 66 hatten der Angeklagte , der damals AStA-Vor-
sitzender an der Universität Köln war, und weitere
Personen zu einer D emonstration auf Straßen-
b ahnschienen gegen Fahrpreiserhöhungen der
Verkehrsb etrieb e aufgerufen . Die D emonstration
hatte die Form, die sp äter unter dem Namen »Sitz-
blo ckade« auf den B egriff gebracht werden sollte .
Hierzu der Bundesgerichtshof: »Die Studenten, die
sich auf den Gleiskörper der Straßenb ahn setzten
o der stellten, um damit den Straßenb ahnverkehr
zu blo ckieren, nötigten die Führer der Straßen-
b ahn mit Gewalt, ihre Fahrzeuge anzuhalten . Die-
ser B ewertung steht nicht entgegen, dass die Stu-
denten die Straßenb ahn nicht durch unmittelb a-

ren Einsatz körperlicher Kräfte aufhielten, son-
dern mit geringem körperlichen Kraftaufwand ei-
nen p sychisch determinierten Prozess in Lauf setz-
ten . Entscheidend ist hierb ei, welche s Gewicht der
von ihnen ausgeübten p sychischen Einwirkung zu-
kam . Ob das Anbinden eines Hundes auf den Glei-
sen, um ein B eispiel der Verteidigung aufzuwerfen,
ausreichen würde , weil hier einem Weiterfahren
nur p sychische Hemmungen weit geringeren Ge-
wichts entgegenwirken, kann dahinstehen . Stellt
sich ein Mensch der B ahn auf den Schienen entge-
gen, so liegt darin die Au sübung eines Zwange s, der
für den Fahrer sogar unwiderstehlich ist, denn er
muss halten, weil er sonst einen Totschlag b eginge .
Durch den gleichzeitigen massierten Einsatz vieler
Personen auf dem Gleiskörper wird die Zwangs-
wirkung no ch gesteigert. E s ist nicht einzu sehen,
dass die weitere B egehungsform des § 2 4 0 StGB ,
nämlich Nötigung durch Drohung mit einem emp-
findlichen Übel, die ser B etrachtung im Wege stün-
de , weil sie au sschließlich auf p sychische Einwir-
kungen ab stellt ; das könnte höchstens dazu führen,
das ge schilderte Verhalten auch unter die sem
rechtlichen Gesichtspunkt als strafb ar zu b eurtei-
len . «

7)

Wo bleibt das Verfassungsrecht ?

M an fragt sich b ei einer derartigen Entschei-
dung de s Bundesgerichtshofes im Jahre 1 9 69 ver-
wundert: Wo bleibt das Verfassungsrecht? E s ist an
dieser Stelle dringend geb oten, zunächst etwas In-
formation üb er den allgemeinen Rechtszustand
unter dem Grundgesetz, also seit 1 9 49 , au szubrei-
ten .

D as Grundge setz hat – erstmals in der deut-
schen Verfassungsgeschichte – das Verhältnis der
Grundrechte zu den so genannten einfachen Ge-
setzen im Sinne eine s verbindlichen Vorrangs der
Grundrechte geregelt. Art. 1 Ab s . 1 GG sagt es so :
»Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetz-
gebung, vollziehende Gewalt und Rechtsprechung
als unmittelb ar geltende s Recht. « Und in Art. 1 9
Ab s . 2 GG ist klargestellt (nach Aussagen in Ab s . 1
zu Einschränkungen von Grundrechten) : »In kei-
nem Fall darf ein Grundrecht in seinem Wesensge-
halt angetastet werden . « Die Aufstellung dieser kla-
ren Hierarchie mit dem Vorrang der Grundrechte
ge schah nicht ohne Sinn und nicht ohne Grund .

8)

Die Grundrechte sind auf die se Weise von bloßen
Programmsätzen »fortge schrieb en und verfe stigt«
zu echten – und konsequenterweise mit der Verfas-
sungsb eschwerde einklagb aren – Rechten, eine Re-
aktion zum einen auf die zur Durchsetzung der Bür-
gerfreiheiten unwillige B eamtenschaft und Justiz

3) RGBl . I vo m 2 9 . 5 . 1 9 43 , S . 3 4 0 .

4) Vgl . d azu Ingo Müller: D ie angekl agte Frie de nsb ewegung – E in
histo ris cher Rückblick. In : Chris to ph Butterwegge/B ernhard W.
D o cke/Wolfgang H achme is ter (Hrsg .) : Krimin alisierung de r Frie-
de nsb ewegung – Ab s chre ckung nach inne n? Köln 1 9 85 , S . 15 ff. ,
2 2 .

5 ) Vgl . die N achwe is e b ei Ingo Müller: Frie d ensb ewegung (s iehe
Anm . 4) , S . 2 4, Anm . 3 6 .

6) E nts che idunge n des Bund esgerichtsho fs in Strafs ache n (B GH-
StE) , B d . 2 3 , S . 4 6 ff.

7) Eb end a, S . 5 4 .

8) I ch nehme hier G e d anken aus eine m Vo rtragstext vo n 19 8 4/85
auf: H ans-E rnst B ö ttcher: Aktuelle Tendenz en d er Strafverfolgung
vo n Rüs tungsgegnern . In : Chris to ph Butterwegge u . a. (Hrsg .) : Kri-
min alis ierung (s iehe Anm . 4) , S . 2 5 ff.
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1 7

der Weimarer Republik wie auch auf den Unrechts-
staat des Nationalsozialismu s .

E s verwundert nicht, dass es der Verwaltungs-
praxis und der Rechtsprechung auch nach 1 9 49
zunächst auf allen Rechtsgebieten schwer fiel, die-
se veränderte Rangordnung im Verhältnis zwi-
schen Staat und Bürger nachzuvollziehen, sie zu ak-
zeptieren und zu praktizieren .

Hier war e s das Bundesverfassungsgericht
(BVerfG) , das in seiner frühen Rechtsprechung B e-
deutung und Tragweite der Grundrechte klarstel-
len musste . Die s ge schah insb esondere in Entschei-
dungen zur Meinungsfreiheit, grundlegend in ei-
ner Entscheidung im 7. B and der Entscheidungs-
sammlung des Gerichts .

9)

Sie ist unter dem Namen
»Lüth-Urteil« b ekannt geworden, und sie ist es wert,
näher b etrachtet zu werden : D er B eschwerdefüh-
rer Erich Lüth, seinerzeit Senatsdirektor und Pres-
se sprecher de s Hamburger Senats, hatte in einem
privaten Vortrag zum B oykott des Films »Unsterbli-
che Geliebte« de s NS-Regisseurs Veit Harlan (»Jud
Süß«) aufgerufen . Er war de shalb von den Zivilge-
richten auf Klage der Filmgesellschaft und des Ver-
leihs zur Unterlassung verurteilt worden . D as Bun-
desverfassungsgericht hob die Entscheidung auf
und nahm den Fall zum Anlass klarzustellen, dass
selb st dort, wo Einschränkungen von Grundrech-
ten im Grundge setz enthalten sind ,

1 0)

diese Schran-
ken an den Grundrechten und der Wertordnung
des Grundgesetze s geme ssen werden müssen . D as
ist nur konsequent, denn anderenfalls wäre der
Vorrang de s schlichten, vielfach vorkonstitutionel-
len Ge setzes vor den in der Verfassung verankerten
Grundrechten auf kaltem Wege wiederhergestellt
gewesen .

Wer meinte , dass nach dieser und ähnlichen Ent-
scheidungen für alle Zeit klarge stellt wäre , wie das
Rangverhältnis zwischen Grundrechten und etwa
den Strafge setzen auch im Einzelfall aussieht, der
hatte sich getäu scht. Und nicht nur das . Auch in der
Rechtsprechung des Bunde sverfassungsgerichts
(das im übrigen aus zwei Senaten b esteht, die nahe-
zu unabhängig voneinander Recht sprechen) gibt
es Zackenlinien : mal ein Ausschlagen in Richtung
Bürgerfreiheit und mal ein solche s in Richtung
Staatsraison . Für das Gebiet der Meinungsfreiheit
(Art. 5 GG) ist j edo ch durch eine kontinuierliche
Rechtsprechung des Bunde sverfassungsgerichts
j eder Richterin und j edem Richter klar: wenn üb er
die Grenzen privater o der politischer Au seinander-
setzung zu judizieren ist, üb er B eleidigung und
üble Nachrede , dann müssen sie B edeutung und
Tragweite der Meinungsfreiheit b erücksichtigen .
Kurz ge sagt: was bis 1 9 49 eine B eleidigung war,
braucht heute no ch lange keine solche zu sein .

Ganz anders zur Versammlungsfreiheit (Art. 8
GG) . Hier gab es , um e s vereinfacht zu sagen, bis
1 9 8 6 üb erhaupt keine Entscheidung des Bundes-

verfassungsgerichts, die für Konfliktlagen juristi-
sche Entscheidungshilfen lieferte , die gewisser-
maßen die sich aus der Versammlungsfreiheit erge-
b enden Mindeststandards festhielt, auch wenn an-
dere Rechtsgebiete tangiert sind ; und erst 1 9 9 5
kam die wirklich klärende Entscheidung.

1 1 )

Auf die-
se Leuchttürme für die Neuorientierung werde ich
unten ausführlich eingehen .

Erste grundrechtsorientierte Lichtblicke
in der juristischen Literatur

Als 1 9 69 das Läpple-Urteil gefällt wurde , waren
fundierte Handreichungen für eine verfassungsge-
leitete , demokratieadäquate Interpretation de s
Grenzb ereichs zwischen Ausübung der Versamm-
lungsfreiheit und der eventuellen strafb aren Nöti-
gung durchau s vorhanden . Drei von ihnen will ich
hier benennen . Sie waren eb enso verfassungs-
rechtlich fundiert wie praxisb ezogen, und sie
stammten allesamt aus der Feder von Praktikern .

Eine erste Grundlegung für eine verfassungs-
gemäße D oktrin zur Anwendung und Auslegung
des § 2 4 0 StGB stammt von dem Bremer Rechtsan-
walt Heinrich Hannover. Sie findet sich im ersten
Heft der Zeitschrift, die bis heute Hecht im
Karpfenteich der juristischen Literatur in der Bun-
desrepublik D eutschland ist, der »Kritischen Ju-
stiz« (KJ) .

1 2)

Hannover machte nicht mehr und nicht
weniger, als die Gedanken de s frühen Bundesver-
fassungsgerichts zu dem »etablierten« Grundrecht
der Meinungsfreiheit, insb esondere aus der Lüth-
Entscheidung und der Schmid-Spiegel-Entschei-
dung,

1 3 )

auf das »pleb ej ische Grundrecht« (Ulrich
K. Preuss) der Versammlungsfreiheit zu üb ertra-
gen .

D ann folgten zwei Arb eiten, nach denen eigent-
lich anzunehmen gewesen wäre , dass nun Recht-
sprechung und Lehre auf diese verfassungskonfor-
me Linie einschwenkten . Die b eiden Pionier-Arbei-
ten, von denen ich spreche und die – neb en Hanno-
ver – viel früher mehr B eachtung verdient hätten,
waren eb enfalls von Praktikern geschrieb en . E s
sind die Aufsätze von Hans Janknecht »Verfassungs-
und strafrechtliche Fragen zu Sitzstreik«

14)

und von
Heinrich Maul »D emonstrationsrecht und allge-
meine Strafb e stimmungen« .

1 5 )

Intere ssant sind schon die Autoren : Janknecht
war damals Staatsanwalt und wurde sp äter Gene-
ralstaatsanwalt in B remen . Maul war damals Land-

9) Ents cheidunge n des Bunde sverfassungsge richts (BVe rfGE) , B d .
7, S . 1 9 8 .

1 0) Art. 5 Ab s . 2 G G e twa s agt : »D ies e Re chte finde n ihre S chranken in
de n Vo rs chrifte n der allgemeinen G es e tz e , de n ge s etzlichen B e-
s timmungen zum S chutz e der Jugend und d em Re cht de r p ers ö n-
lichen Ehre . «

1 1 ) D ie b eiden ge nannten E nts che idungen s ind d as Urte il vo m
1 1 . 1 1 . 19 8 6 (BVe rfGE 73 , 2 0 6 ff. ) und de r B es chluss vo m 1 0 . 1 . 19 9 5
(BVerfGE 9 2 , 1 ff.) .

1 2 ) H einrich H annove r: D emo ns tratio nsfreiheit als de mokratis che s
Grundre cht. In : KJ 1/6 8 , S . 5 1 ff.

1 3) BVerfGE 1 2 , 1 1 3 ff.

14) In : Goltd amme rs Archiv (GA) 19 69 , S . 3 3 ff.

15 ) Juristis che Runds ch au (JR) 1 970 , S . 8 1 ff.
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1 8

gerichtsrat und wurde sp äter Bundesrichter in
Karlsruhe . B eide sind inzwischen im Ruhestand .

Janknecht b ehandelte den Sitzstreik als öffentli-
che Versammlung und Au sübung der Meinungs-
freiheit und kam bei seiner immer die Umstände
de s Einzelfalles prüfenden B etrachtung der Einwir-
kung der Meinungs- und Versammlungsfreiheit auf
das Strafrecht für die uns im Hinblick auf die sp äte-
re Rechtsprechung de s Bunde sverfassungsge-
richts intere ssierenden Fallgruppen 1 9 69 (!) zu
dem Ergebnis : » [ . . . ] wird etwa ein Sitzstreik, der aus
nicht unerheblichem Anlass veranstaltet wird ,
nicht als rechtswidrig zu b eurteilen sein, wenn der
ge samte Verkehr einer Großstadt für einige Stun-
den zum Erliegen gebracht würde , ab er ein hö chst
b edeutsamer Anlass vorläge , b eispielsweise gegen
eine geplante Stationierung von Atomraketen in
unmittelb arer Nähe der Stadt Stellung genommen
würde . D enn der Protest gegen die Herb eiführung
einer Gefahr, die sich b ei einem internationalen
Konflikt mit großer Wahrscheinlichkeit zur Le-
b ensgefahr für eine unübersehb are Menschen-
menge ausweitet, hat mehr Gewicht als die Rei-
bungslo sigkeit de s Verkehrs . «

1 6)

Auch Heinrich Maul bezog Anlass , Art, Umfang,
Ort und Zeit der D emonstration in seine Abwä-
gung ein und kam so für den Regelfall der D emon-
strationen dazu , dass für eine Anwendung der Straf-
normen kein Raum ist.

Wir wissen, den Autoren blieb – von Ausnah-
men abge sehen – lange Zeit die Anerkennung ihrer
Argumentation und die Üb ernahme als Rechtspre-
chung versagt. Janknecht selb st sah sp äter – j eden-
falls zeitweilig bis zur endgültigen Klärung durch
das Bundesverfassungsgericht – sein Frühwerk
mehr als Jugendsünde . . .

Auch hier ein deutscher Sonderweg?

Um auf unsere imaginäre Europ äische Rechtsge-
schichte aus der Sicht des Jahre s 2 1 0 3 zurückzu-
kommen : Auffällig ist eine – der deutschen Staats-
rechts- und Strafrechtstradition ge schuldete – Un-
terordnung von S achverhalten, die mehr der ge sell-
schaftlich-politischen Sphäre oder dem Verfas-
sungsrecht zuzuordnen sind , unter das Strafrecht.
Ich hatte schon immer Schwierigkeiten, Richter-
kolleginnen und -kollegen aus dem we steurop äi-
schen Ausland zu vermitteln, warum an b estimmte
Formen politischer Artikulation, b e stimmte For-
men von D emonstrationen mit dem Maßstab des
Strafrechts herangegangen wird . Kein Mensch
würde dort, wenn und solange nicht andere
Straftatb estände (wie etwa Körperverletzung o der
S achb e schädigung) verwirklicht sind , durch die
D emonstration als solche Straftatb estände ver-
wirklicht sehen .

1 7)

Und ich gehe wohl auch nicht zu

weit, wenn ich b ehaupte , dass kein franzö sischer
Jurist, hätte er eine Üb ersetzung des deutschen Pa-
ragraphen 2 4 0 de s Strafgesetzbuches zur Hand , auf
die Idee käme , b ei einer – auch länger dauernden –
D emonstration etwa vor Werks- o der Kasernento-
ren o der auf öffentlichen Verkehrseinrichtungen
das Tatb e standsmerkmal der Gewalt zu b ej ahen
und schon gar nicht die Handlungen als verwerf-
lich und damit strafrechtlich als rechtswidrig im
Sinne des Ab s . 2 des § 2 4 0 StGB anzusehen .

Hier offenb art sich – j edenfalls in der traditio-
nellen Linie der Rechtsprechung – klassische deut-
sche Juristentradition . Sie liest sozusagen in das
Grundge setz immer den Vorb ehalt hinein : »Wenn
es nicht üb erkommenen Rechtsstandards wider-
spricht. « O der auch : »Wenn nicht die – von uns defi-
nierte – Staatsraison entgegensteht. « Diese Linie
findet sich übrigens bis heute in dem von j edem
Strafjuristen in der Bunde srepublik D eutschland
b enutzten Kommentar zum StGB von Herbert
Tröndle und Thomas Fischer.

1 8)

Freilich gab e s auch vor den Entscheidungen de s
Bundesverfassungsgerichts zu Gunsten der D e-
monstrationsfreiheit Ausnahmen in der juristi-
schen B eurteilung von »Blo ckaden« , in die sem Falle
sogar bei Kundgebungen sozusagen »unter er-
schwerenden Umständen« : Lastwagenfahrer blo-
ckierten b ei Kiefersfelden die Autob ahn mit ihren
Fahrzeugen (! ) , um Steuererleichterungen zu
Gunsten des Transports auf der Straße zu erzwin-
gen; in dem anderen Fall blo ckierten streikende
Stahlarb eiter in Oberhausen in ähnlicher Weise
Verkehrsadern wegen der drohenden Stillegung ei-
nes Hochofenwerke s . Ab er während sonst die j e-
weiligen Innenminister ihre Polizei in Marsch setz-
ten, waren hier die damaligen Ministerpräsidenten
Strauß und Rau sozu sagen die Protektoren die ser
Veranstaltungen und b eehrten sie durch ihre An-
we senheit. D as war ab er no ch keine swegs der Um-
schwung der rechtlichen B etrachtung in Richtung
einer »grundrechtsgeneigten« Perspektive , son-
dern blanker Populismus und somit eher ein Au s-
druck der Willkür als ein Indiz für den real existie-
renden demokratischen Verfassungsstaat.

Pluralisierung der Richterschaft
und der Rechtsprechung, Pluralisierung
des rechtswissenschaftlichen Diskurses

Die 8 0er Jahre brachten nicht nur – ausgelö st
durch die NATO-B eschlüsse zur Raketenho chrü s-
tung als Reaktion auf die Hochrü stung im damali-

1 6) GA 19 69 , S . 37.

17) S o wie j a auch in de r d emokratis che n Bund es republik D euts ch-
l and der Stre ik als s olche r nicht mehr als s trafb are Nö tigung im
Sinne de s § 2 4 0 StGB anges ehe n wird .

1 8) Strafge s etzbuch und Neb e nge s etz e , e rl äutert vo n He rb ert Trö nd-
le und Tho mas Fis cher, 5 1 . neu b e arb eite te Aufl age d es vo n O tto
S chwarz b egründe ten, in d er 2 3 . b is 37. Aufl age vo n E du ard D re-
he r b e arb eite te n Werke s . Nicht nur in de n frühere n Auflage n der
8 0 er J ahre , s o nd ern auch no ch heute is t die Ko mmentierung zu
§ 2 4 0 StGB eher e ine Kamp fs chrift (n ach wie vo r b e s o nders ge-
gen d as BVerfG) und nicht e in E rläute rungswerk, wie e s der Juris t
e rwarten s ollte , e ine abgewoge ne , alle M e inungen b e rücks ichti-
gende D ars tellung de s M einungs standes in Re chts p re chung und
Wis s e ns chaft, gegeb enenfalls ergänzt um eine eige ne Auffas sung .
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gen Warschauer Pakt – die großen Friedensdemon-
strationen in B onn und andere bunde sweite Aktio-
nen, sondern vor allem kleinere , regionale und lo-
kale Kundgebungen vor Ort, das heißt vorzugswei-
se vor Einrichtungen der NATO-Infrastruktur in
D eutschland . Die s führte gemäß der nach wie vor
herrschenden juristischen Meinung natürlich zu
Tausenden von Ermittlungsverfahren . Aber durch
die se Entwicklung kam B ewegung in die juristi-
sche Diskussion, und schließlich – so kann man sa-
gen – tobte sie in den kritischen juristischen Blät-
tern – »Kritische Justiz« , »B etrifft Justiz« , »ÖTV in
der Rechtspflege« – eb enso wie in den etablierten
allgemeinen juristischen Zeitschriften – »Neue Ju-
ristische Wo chenschrift« (NJW) und »Juristenzei-
tung« (JZ) – o der den Spezialzeitschriften, z . B . im
» Strafverteidiger« (StV) .

Auch in der Justiz, zunächst in den Eingangsin-
stanzen, fand sich der Meinungsstreit wieder. M an
muss dab ei b erücksichtigen, dass mit den Genera-
tionsveränderungen in der Ju stiz – j edenfalls an-
satzweise – eine Pluralisierung der Richterschaft
begonnen hatte .

Hier ist e s wieder angebracht, das Grundgesetz
zu zitieren . E s heißt in Art. 9 2 : »Die rechtsprechen-
de Gewalt ist den Richtern anvertraut. « Mit dem B e-
griff des »Anvertrauens« wird deutlich, dass die
Üb ertragung der rechtsprechenden Gewalt durch
das Volk als Souverän nicht auf Institutionen, also
B ehörden o der Gerichte erfolgt, sondern auf Rich-
terinnen und Richter, also auf Personen . D er Ver-
fassungsgeb er hat also , wie er explizit deutlich ge-
macht hat, Menschen vor Augen gehabt. Diej eni-
gen, denen die rechtsprechende Gewalt anvertraut
ist, sind Frauen und Männer verschiedenen Alters ,
verheiratete , ledige , ge schiedene , verwitwete Men-
schen, Menschen mit unterschiedlicher sexueller
Orientierung, mit den unterschiedlichsten Weltan-
schauungen und politischen Orientierungen, ins-
be sondere ab er mit unterschiedlichen Anschauun-
gen zum Verhältnis der Rechte der Individuen und
des Staates , Menschen mit unterschiedlichem Rich-
terbild , b ei M ännern auch ehemalige wehrpflichti-
ge Soldaten sowie Kriegsdienstverweigerer. Die s
sind nur einige der Facetten, die insgesamt zu einer
Vielfalt in der Richterschaft führen sollten, einer
Pluralität, die in ihrer Ge samtmischung die demo-
graphische und demokratische Vielfalt der Gesell-
schaft abbilden sollte , um damit umso mehr die
Formel »Im Namen de s Volke s« zu rechtfertigen .

Und in der Tat b egann die Idealvorstellung de s
Verfassungsgeb ers allmählich Wirklichkeit zu wer-
den, der ehemals monolithische Blo ck der Richter-
schaft pluralisierte sich . So gab es , erst vereinzelt,
dann häufiger, Entscheidungen der Eingangsin-
stanzen, die im Sinne der ob en b eschrieb enen
»grundrechtsnahen« Interpretationen au sfielen .
B eispielhaft seien hier die Urteile der Richter Piira
(Amtsgericht Münster/We stfalen)

1 9)

und Dubb ers
(Amtsgericht Reutlingen)

2 0)

genannt.

Anderswo freilich wurde weiterhin wegen Nöti-
gung verurteilt. Wegen der zahlreichen D emon-
strationen vor dem US-amerikanischen Raketende-
pot in Mutlangen kam es zu b esonders vielen Straf-
verfahren vor dem hierfür örtlich zuständigen
Amtsgericht Schwäbisch-Gmünd . Ein Kurio sum
b e steht darin, dass damals das Gericht personell
b eträchtlich verstärkt werden musste , weil e s den
plötzlichen Geschäftsanfall nicht mehr b ewältigen
konnte . Als Eiferer im Sinne eine s »Kampfe s gegen
den D ammbruch« tat sich dort der Richter Werner
Offenlo ch hervor, dem auch die sonst eher wissen-
schaftlich orientierte »Juristenzeitung« (JZ) ihre
Sp alten öffnete .

2 1 )

Jedoch auch in Schwäbisch-
Gmünd b egann es zu bröckeln . Einzelne Richter
wurden nachdenklich und machten den »verurtei-
lungsfreudigen« Kurs nicht mehr mit; ebenso am
Landgericht Ellwangen/Jagst, der nächsthöheren
Instanz . So und ähnlich geschah e s in der gesamten
Republik.

2 2 )

Mitte der 8 0er Jahre richteten sich alle Hoffnun-
gen auf das Bundesverfassungsgericht, b ei dem
längst Verfassungsb e schwerden anhängig waren,
die sich gegen die extensive Au slegung de s Worte s
» Gewalt« in § 2 4 0 StGB wandten .

Ehe wir uns j edo ch dem Bunde sverfassungsge-
richt zuwenden, sei als b e sondere Stimme im juri-
stischen Konzert Richard Schmid erwähnt.
Schmid , der in den 5 0er Jahren durch den öffentli-
chen Gebrauch der Meinungsfreiheit eine der
wichtigsten Entscheidungen des Bunde sverfas-
sungsgerichts zu Art. 5 GG angestoßen hatte ,

2 3 )

schreibt im Frühj ahr 1 9 8 5 , im Alter von knapp 8 6
Jahren, kaum ein Jahr vor seinem To de , in Erinne-
rung an die grundrechtsnahe D oktrin des US-ame-
rikanischen Supreme Court und insb esondere de s
Richters Oliver Wendell Holme s ( 1 84 1 - 1 9 3 5 ) : »Was
auch die Konsequenzen sein mögen : wir müssen
die klare B edeutung klarer Worte anerkennen . «
(Im Original : »We must accept the plain me aning of
plain words . «) Hätten sich der Amtsrichter Dr. Of-
fenloch in Schwäbisch-Gmünd und die Kommenta-
toren, auf die er sich stützte , an diesen klaren S atz
gehalten, so hätte er die b eiden Profe ssoren Walter
Jens und Norb ert Greinacher nicht wegen Nöti-
gung durch Gewalt b e strafen können und dürfen .
Sie hab en nicht Gewalt ausgeübt, sondern einen
p sychisch-moralischen Druck gegenüb er den Fah-
rern der Militärfahrzeuge , um sie ihrerseits von Ge-
walt abzuhalten . Ein solcher Druck ist nicht nur kei-
ne Gewalt, sondern der Gegensatz von Gewalt.

19) In : Neue Juris tis che Wo chens chrift (NJW) 19 8 5 , S . 2 1 3 .

2 0) In : Strafve rte idige r (S tV) 19 8 5 , S . 62 .

2 1 ) O ffenlo ch in : Juris te nz e itung (JZ) 1 9 8 6 , S . 1 1 ; 1 9 8 8 , S . 1 2 ; 1 9 9 2 , S .
4 3 8 .

2 2 ) E ine gute Üb ersicht üb er den M e inungs s tand 19 84/85 b ie te t Ul-
rich K. Preus s : Nö tigung durch D emo ns tratio n . Zur D o gm atik de s
Art. 8 G G . In : H ans-E rnst B ö ttcher (Hrsg .) : Re cht Jus tiz Kritik. Fe s t-
s chrift für Richard S chmid zum 85 . Geburts tag . B ad en-B ad en
1 9 85 ; vgl . au ch die vo range stellte Literaturüb e rs icht zu § 2 4 0 StGB
b e i H erb ert Trö ndle/Tho m as Fis cher: Strafge s e tzbuch (s iehe
Anm . 1 8) .

2 3) BVerfGE 1 2 , 1 1 3
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Gewalt im Sinne des Nötigungsp aragraphen ist
nicht metaphorisch gemeint, sondern nur im phy-
sischen Sinne . D ass höhere Instanzen o der staatli-
che Verfolgungsinteressen in dem p sychischen
Druck, der keine körperliche Gewalt androht,
do ch Gewalt sehen und b estrafen wollen, rechtfer-
tigt e s nicht, dass ein Richter vom klaren Sinn –
plain meaning – de s vom Gesetz verwendeten Wor-
tes abgeht. Und wenn keine Gewalt angedroht wur-
de , stellt sich die Frage der »Verwerflichkeit« , um
die e s im zweiten Ab satz des Paragraphen geht, gar
nicht mehr.

2 4)

D as Verfassungsgericht
ist noch nicht soweit

Im November 1 9 8 6 schrieb Rolf Lamprecht im
»Spiegel« : » [ . . . ] nun hab en die Verfassungsrichter
das Wort: Sie wollen den Gewaltbegriff, der die
Bundesrepublik in zwei Lager sp altet, in dieser Wo-
che bindend definieren . «

2 5 )

Lamprecht schreibt
den Juristen ins Stammbuch und gibt dem Verfas-
sungsgericht mit auf den Weg:

»So mach t es a us Sich t derJustiz erkennbar ei-
nen Un tersch ied, o b Lastwagenfahrer a us öko no-
m ischen Gründen die Inn tal-A uto bah n blockieren
und sich dabei des Zuspruchs vo n Franz Josef
Stra uß erfreuen dürfen, oder o b sich A nhänger der
Friedensbewegung, un terstützt vo n den Professo-
ren Walter Jens und Norbert Greinacher, vor die
Tore des Raketendepo ts in Mutlangen setzen, um
gegen die A nlieferung vo n Massen vern ich tungs-
waffen zu pro testieren.

Die eine Begründung liest sich so schlüssig und
flüssig wie die andere. Wenn gute Rech tshandwer-
ker das n ich t kö nn ten, wären sie ihr Geld n ich t
wert. Sie haben gelern t, eine Positio n zu rech tferti-
gen – oder das sch iere Gegen teil. Dennoch bleibt
wahr, dass Defin itio nen keine Do mäne vo n Rich-
tern sind. Um zu beschreiben, was Gewalt ist,
bra uch t man n ich tJura studiert zu ha ben.

Weder der Ph ilosoph ie-Professor noch die
Marktfra u hä tten Mühe, wenn sie spo n tan sagen
sollten, was ih nen zum BegriffGewalt einfällt. Ihre
A n twort wäre wohl: Wer Brechsta ngen ben utzt,
Fra uen seinen Willen a ufzwingt oder Gegner m it
Kn üppeln, Schlagringen und Fä usten traktiert,
wendet Gewalt an. So realitä tsnah brach te selbst
das Reichsgerich t die Sache noch a uf den Punkt.

Bürger, die sich friedlich a uf die Straße setzen,
erfüllen gerade diesen Ta tbestand n ich t. Die nahe-
liegende Reaktio n, Sitzblockaden als Ordn ungs-
widrigkeit im Straßen verkehr einzustufen, er-
sch ien den Oberrich tern, der m ilden Sa nktio n we-

gen, offenbar als unangemessen. Krim inelles Un-
rech t m usste es sch o n sein. So erfanden sie die be-
sagte Vergeistigung der Gewalt – ein Gedanken un-
getüm, das n ur noch die Verfassungsrich ter a us
der Welt schaffen kö nnen.

Die juristische Denka ufgabe ließe sich einfach
lösen, n ich t m it dem gesunden Volksempfinden,
wohl aber m it gesundem Menschen versta nd. Nur
kra use L ogik kann den friedlichen Sch neidersitz
vor einem amerikan ischen Kasernen tor als Ge-
walt qualifizieren und den angestrebten Zweck ,
nämlich die Äch tung vo n Massen vern ich tungs-
waffen, als verwerfliche A bsich t. «

26)

E s kam am 1 1 . November 1 9 8 6 nur die b ekannte
Vier-zu-Vier-Entscheidung de s Ersten Senats de s
Bundesverfassungsgerichts in der damaligen B e-
setzung Herzog, Simon, He sse , Katzenstein, Nie-
meyer, Heußner, Henschel, Seidl zu Stande .

2 7)

Offenb ar war es so : D er Riss o der, wie Lam-
precht sagte , die Sp altung in zwei Lager ging nicht
nur durch die Republik, sondern auch durch das
Gericht – selb st durch den für seine grundrechts-
näheren Po sitionen sonst gerühmten Ersten Senat.
Warum sollte es im hö chsten Gericht, das sich zu-
dem gegenüb er dem Gesetzgeb er zurückzuhalten
hat, anders sein als in den Parteien, der B evölke-
rung o der an den Gerichten sonst?

Ließe sich die Entscheidung vielleicht als » sozi-
aladäqu at« , als situationsgerecht rechtfertigen? D as
wäre wohl zu einfach, wir hab en e s hier schließlich
mit der Anwendung von Recht, mit der Üb erprü-
fung gerichtlicher Entscheidungen am Maßstab
der Verfassung zu tun .

Aus der Rückschau können wir heute feststel-
len, dass die Situation im Ersten Senat no ch nicht
reif war, etwa so , wie in der Weimarer Republik der
frühen 2 0er Jahre die historische Reife no ch nicht
da war, um die vorhandenen, juristisch-technisch
durchgearb eiteten und politisch plausiblen Ge-
setzentwürfe au s dem Justizministerium Gustav
Radbruchs zum Eherecht, zum Straf- und Strafvoll-
zugsrecht Wirklichkeit werden zu lassen, die dann
zur Zeit Gu stav Heinemanns und seiner Nachfolger
im B onner Justizministerium mit Erfolg auf den
p arlamentarischen Weg gebracht wurden . Was im
p arlamentarischen und vorp arlamentarischen
Raum normal zu sein scheint, nämlich dass bei zu
geringem ge sellschaftlichem Konsens ein no ch so
gutes Reformwerk nicht Ge setz wird , kann auch im
verfassungsrechtlichen Streit so starke Wirkung
entfalten, dass – zumal b ei Rechtsfragen nahe an
grundsätzlichen politischen Streitfragen und vor
dem Hintergrund einer stark p arteipolitisierten
Richterwahl – der Schritt der verfassungsrichterli-
chen Klarstellung »im Lichte der Verfassung«
zunächst unterbleibt.

E s gab also nur das Ergebnis , wie es der Senat in
den Leitsätzen zusammengefasst hat:

2 4) Richard S chmid : Fre i s ollen nicht Ve rträge , s o nde rn die M e ns che n
s ein . In : D ie Z eit vo m 15 . 3 . 1 9 85

2 5 ) Rolf Lamp re cht : Vo m D iener de s Re chts zum D ie ner de r M acht. In :
D er Sp iegel, H eft 4 6/ 1 9 8 6 , S . 1 0 1 ff. ; de r Text vo n Lamp re cht is t wie-
de r ab ge dru ckt (S . 2 1 1 ff. ) n ach meinem Aufs atz : H ans-Erns t B ö tt-
cher: D iene r d es Re chts und D iene r d er M acht. In : H elmut Ker-
s che r/Chris tine Landfrie d/E rnst Go ttfrie d M ahrenholz (Hrsg .) :
Lamp re cht im S p iegel . B ad en-B ad en 19 9 5 , S . 17 ff.

2 6) Rolf Lamp re cht, D iener d es Re chts (s iehe Anm . 2 5 ) , S . 2 8 f.

2 7) BVerfGE 73 , 2 0 6
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» 1 . Soweit in § 2 4 0 StGB Nötigungen mit dem
Mittel der Gewalt unter Strafe ge stellt werden,
genügt die Normierung durch den Gesetzgeb er
dem aus Art. 1 0 3 Ab s . 2 GG folgenden B e stimmt-
heitsgeb ot. «

[ 2 8) ]

Infolge Stimmengleichheit kann
nicht festgestellt werden, dass das aus Art. 1 0 3 Ab s .
2 GG herleitb are Analogieverb ot verletzt wird ,
wenn Gerichte die Gewaltalternative de s § 2 4 0
StGB auf Sitzdemonstrationen erstrecken, b ei
denen die Teilnehmer Zufahrten zu militärischen
Einrichtungen ohne gewalttätiges Verhalten durch
Verweilen auf der Fahrb ahn versperren .

2 . Die Verfassung gebietet nicht, die Teilnahme
an derartigen Sitzdemonstrationen sanktionslo s zu
lassen . § 2 4 0 StGB ist j edo ch in dem Sinne verfas-
sungskonform auszulegen und anzuwenden, dass
die B ej ahung nötigender Gewalt im Falle einer Er-
streckung die se s B egriffs auf solche Sitzdemonstra-
tionen nicht schon zugleich die Rechtswidrigkeit
der Tat indiziert. Infolge Stimmengleichheit kann
nicht festgestellt werden, dass e s von Verfassungs
wegen in der Regel zu be anstanden ist, wenn Straf-
gerichte Sitzdemonstrationen der genannten Art
unter Würdigung der j eweiligen Umstände als ver-
werflich im Sinne von § 2 4 0 Ab s . 2 StGB b eurtei-
len . «

Die Entscheidung war also insge samt nicht der
erhoffte Durchbruch. Im Klartext heißt der als S atz
2 im ersten Ab satz der Ziffer 2 zitierte Leitsatz : Die
»Verwerflichkeit« und damit die Rechtswidrigkeit
ist in j edem Einzelfall zu prüfen . Wo das nicht ge-
schehen ist, war dies verfassungswidrig. Dieser
Punkt der Entscheidung des Bunde sverfassungsge-
richts – mit der gesetze sgleichen Bindungswir-
kung nach § 3 1 de s Bundesverfassungsgerichtsge-
setzes (BVerfGG) – b edeutete j edo ch schon eine
kleine Revolution . D enn für eine Vielzahl von Fäl-
len, in denen rechtskräftig mit dieser B egründung
verurteilt worden war, ergab sich damit der Grund
für eine Wiederaufnahme des Verfahrens nach § 79
Ab s . 1 BVerfGG . Dies brachte einer Vielzahl von
Verurteilten zuminde st die Chance einer abgeän-
derten Entscheidung, und einige nahmen diese
Chance wahr.

Nicht nur ein juristisch-begriffliches
Glasperlenspiel . . .

D er Streit ging weiter: auf der politischen Eb ene
durch praktische Ausübung des D emonstrations-
rechts, auf der juristischen in Form von kontrover-
sen Gerichtsentscheidungen . Ab er er war b eileib e
nicht nur akademischer und juristischer Natur.
Von der spontanen, vorläufigen Entscheidung ei-
nes Einsatzleiters der Polizei zur Frage » Strafb are
Nötigung o der Ausübung von Grundrechten?«
hing ab , ob sich die Blo ckadeteilnehmer im Poli-

zeigriff und anschließend im Gewahrsam wieder-
fanden; ob sie erkennungsdienstlich b ehandelt
wurden; ob an den Auto s, mit denen sie gekommen
waren, die Luft fehlte ; ob sie üb erhaupt an den von
ihnen ange steuerten Ort des Ge schehens gelassen
wurden; ob das Verteilen werbender Flugblätter
lange vor der Veranstaltung als B etätigung der Mei-
nungsfreiheit oder als öffentliche Aufforderung zu
Straftaten (wiederum strafb ar nach § 1 1 1 StGB) an-
gesehen wurde ; ob Wohnungen durchsucht o der
Schreibmaschinen b eschlagnahmt wurden, auf
denen das Flugblatt hatte ge schrieb en sein kön-
nen; ob man aus einem die ser Gründe die Arbeit
o der das Seminar versäumt mit allen daran hängen-
den Folgen – die Reihe ließe sich endlo s fortsetzen .
Von der endgültigen Antwort der Gerichte hing e s
dann ab , ob nach der »Anordnung über Mitteilun-
gen in Strafsachen« die B ehörde des Kultu sminis-
ters eine s Lande s schließlich von einem Amtsge-
richt erfuhr, die Lehrerin A. o der der Professor B .
sei wegen einer strafb aren Handlung verurteilt
worden .

In diese Zeit fällt es auch, dass 2 2 Richterinnen
und Richter ein Signal setzten und selb st als Träger
des Grundrechts au s Art. 8 GG in Mutlangen vor
dem Tor de s Raketendepots eine Sitzblo ckade ver-
anstalteten, um gegen den die Menschheit b edro-
henden Wahnsinn der atomaren Ho chrüstung zu
protestieren und zugleich für das Grundrecht der
D emonstrationsfreiheit offensiv einzutreten .

Der Durchbruch:
die zweite Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts von 199 5

Ab er dann kam es ganz anders . Die Jahre gingen
ins Land , der Streit um die Raketenho chrüstung
erübrigte sich durch die Implo sion des Warschau-
er Pakte s, die Schritte zur D emokratisierung der
Staaten Mittel- und O steurop as und insb esondere
durch die deutsch-deutsche Wiedervereinigung .
Ab er die b ereits laufenden strafrechtlichen Verfah-
ren gingen ihren Gang, auch wenn sie zum Teil nur
noch mit wenig Engagement b etrieb en wurden .
B ei einigen Ob erlande sgerichten zeigten sich Dif-
ferenzierungen der Rechtsprechung, während der
Bunde sgerichtshof bei seiner harten Linie blieb
und judizierte , dass die so genannten Fernziele der
D emonstranten nicht b ei der B eurteilung der Ver-
werflichkeit zu b erücksichtigen seien – ganz an-
ders als die ob en zitierte frühe »verfassungsoffene«
Interpretation von Janknecht.

Am 1 0 . Januar 1 9 9 5 kam endlich das erlö sende
Urteil de s Ersten Senats des Bunde sverfassungsge-
richts , die smal mit den fünf Stimmen der Richter
Henschel, Grimm, Kühling und der Richterinnen
Seib ert und Jäger gegen die drei Stimmen der Rich-
ter Seidl und Söllner und der Richterin Haas . Die
B otschaft der Mehrheit (und damit die mit der B in-
dungswirkung nach § 3 1 BVerfGG versehene Ent-

2 8) Art. 1 0 3 Ab s . 2 GG laute t : »E ine Tat kann nur b e straft we rde n, wenn
die Strafb arke it ge s e tzlich b es timmt war, b evo r die Tat b egangen
wurde . «
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scheidung des Gerichts) wurde in dem knappen
Leitsatz zusammengefaßt: »Die erweiternde Ausle-
gung de s Gewaltbegriffs in § 2 4 0 Ab s . 1 StGB im Zu-
sammenhang mit Sitzdemonstrationen verstößt
gegen Art. 1 0 3 Ab s . 2 GG . «

2 9)

M an kann in der Argu-
mentation de s Bunde sverfassungsgerichts , wenn
man will, Richard Schmid wiedererkennen : D as Ab-
gehen vom klaren Sinn klarer Worte als Verstoß ge-
gen das B estimmtheitsgeb ot.

Nun war und ist der Streit geklärt. Die no ch
nicht abge schlo ssenen Verfahren konnten mit Ein-
stellung bzw. Freispruch beendet werden . Zahlrei-
che Verfahren, in denen Verurteilungen erfolgt wa-
ren, konnten wiederaufgenommen werden und
sind wiederaufgenommen worden, was zu Frei-
sprüchen führte .

Freilich hatten viele D emonstranten aus der
Friedensb ewegung re signiert und b eließen es b ei
den rechtskräftigen Verurteilungen . Andere b e-
ließen e s ganz b ewusst dab ei, sozusagen aus Stolz
auf die zu Unrecht erfolgte Verurteilung, ohne die
es womöglich keinen verfassungsrechtlichen Fort-
schritt gegeb en hätte .

Insge samt könnte man sagen : Ende gut, alle s gut.
Die im Grundge setz angelegte Werteverteilung mit
dem Vorrang der Grundrechte de s Bürgers gegen-
üb er der Staatsraison hat gesiegt. Die Ambivalenz
de s Rechts als Waffe im politischen Kampf hat sich
am Ende zu Gunsten der Bürgerfreiheiten au sge-
wirkt. Ab er so einfach ist es do ch nicht.

Wermutstropfen

D er Bunde sgerichtshof (insb esondere de ssen
1 . Senat) hat, wie e s scheint, immer no ch nicht ganz
seine Re serven gegenüb er einer »grundrechts-
näheren« Rechtsprechung zu § 2 4 0 StGB aufgege-
b en . Die Gelegenheit hierzu b oten ihm die soge-
nannten Autob ahnblo ckaden,

3 0)

b ei denen D emon-
stranten spontan eine Autob ahn durch ihre eige-
nen Körper versperrten und dadurch einen größe-
ren Stau auslö sten . D er Bundesgerichtshof urteilte
dazu , dass das Aufhalten der Kraftfahrer in den
Kraftfahrzeugen der »zweiten Reihe« – auch unter
B erücksichtigung der Entscheidung des Bunde s-
verfassungsgerichtes vom Januar 1 9 9 5 – nicht
mehr durch das D emonstrationsrecht gegen die
Einordnung als strafb are Nötigung gefeit sei (so ge-
nannte »Zweite-Reihe-Rechtsprechung«) . Die Reni-
tenz des Bunde sgerichtshofs erinnert an die Au s-
einandersetzungen zwischen die sem Obersten
Bundesgericht und dem frisch errichteten Bunde s-
verfassungsgericht in den frühen fünfziger Jah-
ren .

3 1 )

D erartige Au seinandersetzungen des Ob ers-
ten Bundesgerichts mit dem Verfassungsgericht,
wie man sie auch au s den neuen D emokratien Mit-

tel- und O steurop as nach 1 9 89/9 0 und nach der er-
folgten Errichtung von Verfassungsgerichten
kennt, hätte ich an sich für üb erwunden gehalten .

Ab er nicht nur gelegentliche Rechtsprechung
de s Bundesgerichtshofs gibt Anlass zur Sorge im
Hinblick auf die Nachhaltigkeit der Rechtspre-
chung im Bundesverfassungsgericht zu § 2 4 0 StGB ,
sondern in einigen Einzelfällen auch die Recht-
sprechung de s Verfassungsgerichts selb st. So hat e s
die Rechtsprechung de s Bunde sgerichtshofs zu
Formen der Autob ahnblo ckaden mittels Kraftfahr-
zeugen mit folgender B egründung b estätigt: »Die
Autob ahnblockade war durch eine von körperli-
cher Kraftentfaltung ausgehenden Zwangswir-
kung geprägt. D as Anhalten der Fahrzeugkolonne
und das Ab stellen der von den Teilnehmern b e-
nutzten Fahrzeuge auf den b eiden Fahrstreifen und
dem Seitenstreifen der Autob ahn stellten die Er-
richtung eines Hindernisse s durch körperliche
Kraftentfaltung dar, von dem eine Zwangswirkung
ausging. Die Üb erwindung die ser physischen B ar-
riere hätte das Risiko der Selb stb eschädigung für
diej enigen au sgelö st, die sich hätten widersetzen
wollen . «

3 2 )

Immerhin hat das Bunde sverfassungsgericht da-
mit die »Zweite-Reihe-Rechtsprechung« des Bun-
de sgerichtshofs

3 3 )

nicht verfassungsrechtlich gebil-
ligt. D er Erste Senat führte vielmehr aus : »D ass in
Folge der Blo ckade weitere Kraftfahrzeuge Dritter
stehenblieb en, ist für die B eurteilung des Verhal-
tens de s B e schwerdeführers als Gewaltausübung
im Sinne de s § 2 4 0 Ab s . 1 StGB ohne B elang. D er
S achverhalt gibt daher keinen Anlass auf die so ge-
nannte Zweite-Reihe-Rechtsprechung [ . . . ] einzuge-
hen . «

D er Erste Senat des Bunde sverfassungsgerichts
hat eine »gewaltsame« Sitzblo ckade auch für den
Fall b ej aht, dass sich die auf der Fahrb ahn ohne ge-
walttätiges Verhalten verweilenden Personen zu-
sätzlich j eweils eine Kette um die Hüfte geschlun-
gen hatten, die wiederum mittels einer Kette mit
der Kette des j eweiligen Nachb arn verbunden war;
die am Ende der so gebildeten Gesamtkette stehen-
den Personen hatten sich mit Sicherheitsschnapp-
schlö ssern unmittelb ar an die Torpfo sten eine s To-
re s ange schlo ssen .

3 4)

M an wird in der Zukunft genau b eob achten
müssen, ob das Bundesverfassungsgericht die eige-
ne , mit dem Urteil von 1 9 9 5 fe stgefügte klare
Rechtsprechung verwässert, und ob es damit vor-
handenen o der potenziellen Tendenzen anderer
Gerichte Vorschub leistet, denen »die ganze Rich-
tung nicht p asst« .

Insge samt ist die Geschichte vom langen und b e-
schwerlichen Weg der Rechtsprechung in der Bun-
de srepublik D eutschland zu einer Anerkennung
von D emonstrationsformen, b ei denen »neue so-

2 9) Vgl . B GH St 4 1 , 1 8 2

3 0) D okumentiert in BVerfGE 6 , 1 32 ; vgl . auch die D ars tellung b e i In-
go Mülle r: Furchtb are Juris ten . Münche n 1 9 87, S . 2 0 9 f.

3 1 ) BVe rfGE 1 0 4 , 9 2 , 1 0 2 f.

32 ) BVerfGE 9 2 , 1

33) Vgl . B GH St 4 1 , 1 8 2

3 4) BVerfGE 1 0 4 , 9 2 , 1 0 1
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ziale B ewegungen die eingefahrenen Gleise politi-
scher Artikulation und Kommunikation verlassen
und neue Formen öffentlicher D arstellungen ihrer
Ziele , ihrer Symb ole und Leb ensstile entwi-
ckeln«

3 5 )

ein Lehrstück zum Thema: Wie lange brau-
chen die Ge sellschaft und insb esondere die Ge-
richte eines ehemals durch und durch an der Staats-
raison orientierten Landes , die Wirkkraft der
Grundrechte zu b egreifen, zu b eherzigen und in
handhabb are M aßstäb e für die tägliche Praxis um-
zu setzen?

Dr. Ha ns-Ernst Bö ttcher ist Präsiden t des La ndge-
rich ts L übeck.

Der Text wurde als Vortrag bei der vo m ForumJus-
tizgesch ich te m itvera nstalteten Tagung »Justiz
und Pazifism us im 20. Jahrh undert« im Okto ber
2002 in derJustizakadem ie des Landes Nordrhein-
Westfalen gehalten.

Zusa mmen m it den weiteren dort gehaltenen
Refera ten und ergänzt um weitere Beiträge ist er
in dem soeben ersch ienen vorzüglichen, vo n Hel-
m u t Kramer und Wolfram Wette hera usgegebe-
nen Buch »Rech t ist, was den Wafen n ützt. Justiz
und Pazifism us im 20. Jahrh undert« veröffen t-
lich t worden. (A ufba u- Verlag Berlin, 432 Seiten,
gebunden, 24, 90 Euro, ISBN 3-351-025 78-5)

35 ) Ulrich K. Preus s : N ö tigung (s iehe Anm . 2 2 ) , S . 4 19

ch bin dankb ar für die Einladung an die sem
b edeutsamen Tag. E s folgen nun einige Ge-

danken, die zwar nicht neu sind , die uns aber als
christliche Friedensfreunde an Grundwahrheiten
erinnern sollen, die wir immer wieder auf frische
Art zum Ausdruck bringen müssen .

Ich fange mit der Frage an : was ist heute unser
Kontext? Heute ist kein b eliebiger Tag. Am 6 . Au-
gust feiert die Kirche das Fest der Verklärung
Christi . D er Menschensohn Jesus steht vor uns in
hellem Licht, er, der selb st das Licht der Welt ist.
Wir stehen vor einem erlö senden Wunder, und
do ch stürzt unser Gedächtnis zugleich in die Tiefen
des menschlichen Versagens ab . Ein unerträgliche s
Licht leuchtete auch zum dunkelsten aller Tage auf:
am 6 . August 1 945 sind etwa 1 5 0 . 0 0 0 Menschen im
Bruchteil einer Sekunde zu Asche geworden . In Hi-
ro shima b egann das atomare Zeitalter, unser Zeital-
ter.

Wenn wir Gottes Schöpfung und alles , was sie
verspricht, mit diesem Unheil vergleichen, wenn
wir unsere Fähigkeit, diese Schöpfung völlig zu ver-
nichten, mit dem vergleichen, was die Herrlichkeit
Gotte s verspricht, dann wird uns klar, wie radikal
sich alles ändern muss , wenn wir überleb en wol-
len . Die Umkehr muss mit uns selb st b eginnen . D as
Gespräch mit Gott − nennen wir es beten − wäre
ein guter Anfang . D em folgt die Tat. Die neue Welt
muss möglich sein . Dies ist mir auch klar: das neue
B ewusstsein wird sich nicht auf Christen b eschrän-
ken . E s geht nicht um die Erlö sung der Gläubigen,
sondern um die Rettung der Welt, der Menschheit
selb st.

Paul Oestreicher

Der lange Weg zur Welt ohne Krieg
Vortrag bei der Tagung 90Jahre Versöhnungsbund am 6. August in Köln

Weil Gott in Je sus Mensch wurde , können wir
getro st b ehaupten, dass Menschlichkeit Christlich-
keit nicht voraussetzt. Wir hab en kein Monopol auf
Weisheit, alle s b esser zu wissen . Vielmehr befinden
wir uns als Menschen alle im gleichen B o ot. Und
nun, um ein anderes Bild zu gebrauchen, befinden
wir uns auf einer gemeinsamen Wüstenwande-
rung.

Die gute Nachricht ist, dass es viele O asen in der
Wü ste gibt. Gäb e es sie nicht, gäb e es uns Men-
schen auch nicht mehr. Für die se O asen gibt e s ein
Wort: Hoffnung. Zwar hab en wir guten Grund , pes-
simistisch zu sein, ab er bei klarer Sicht haben wir
kein Recht, die Hoffnung auf eine gute Zukunft auf-
zugeb en . Ein kleine Schar sind wir zwar, ab er was
z . B . Alb ert Einstein forderte , die Entwicklung eine s
neuen B ewusstseins , ist wirklich möglich. D er
Fortb e stand de s Leb ens hängt von die sem radika-
len Umdenken ab .

Wenn wir heute , 9 0 Jahre nach dem histori-
schen Handschlag auf dem Kölner B ahnhof, dafür
dankb ar sind , gilt diese D ankb arkeit den Wenigen,
die so früh erkannten, wie gefährdet unsere Welt
schon damals war. D azu gehörte Einsicht und Hell-
sicht, denn die meisten Menschen b egrüßten den
Ersten Weltkrieg als erlö sende Erfahrung . Sie tau-
melten bewu sst und zugleich unb ewusst in eine
Katastrophe , in einen Weltkrieg, der zum Irrsinn
wurde . Nur manche ahnten e s . Mein eigener Vater
b e stimmt nicht. 1 8-j ährig meldete sich der Prima-
ner b egeistert zur Truppe , zum 9 . B ayrischen Artil-
lerieregiment. Über meinem Schreibtisch hängt ei-
ne Zeichnung von einem seiner Kameraden, einem
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b egabten Künstler. Sechs Soldaten ziehen eine
schwere Kanone aus einem tiefen Grab en . Solche
Gräb en wurden zu Gräb ern . Wenige üb erlebten .
D er Künstler auch nicht. Seine Kunst starb mit dem
Künstler. Was wurde aus meinem Vater, angesichts
dieser Erfahrung? Er, gebürtiger Jude , ab er ohne
j egliche Religion erzogen, wurde zum gläubigen
Christen . Niemand soll sagen, aus B ö sem kann
nichts Gute s werden . Aus dem jungen deutschen
Patrioten wurde ein üb erzeugter christlicher Pazi-
fist. Im neu seeländischen Exil wurde er Quäker
und lib eraler Weltbürger, ohne aber seine Vater-
landslieb e j emals zu verlieren no ch zu verneinen .

Die persönliche Erfahrung von Menschen ist die
Grundlage ihres B ewu ssseins . D as gilt nicht weni-
ger für ganze Völker. D as möchte ich anhand der
deutschen und der britischen Erfahrung b eschrei-
b en . Die zwei Völker hab en die Zeitge schichte des
2 0 . Jahrhunderts völlig anders erlebt. B eide zogen
mit B egeisterung in den Ersten Weltkrieg. Die
D eutschen feierten das in Formen, die für die heuti-
ge Generation kaum vorstellb ar sind . Mit » Gott mit
uns« auf den Koppelschlö ssern (das sogar auch
no ch in Hitlers Wehrmacht) wurde der Krieg zum
Kreuzzug. Auf britischer Seite war e s nicht b esser,
nur das man etwas so Selb stverständliches wie
»Gott mit uns« nicht b etonen musste , denn j eder
glaubte , ein britischer Sieg sei zugleich ein Sieg
Gottes . Die meisten Menschen sind heute hoffent-
lich etwas weiter und erkennen das als einen Miss-
brauch Gotte s .

Was j edo ch nach die sem ersten Weltkrieg ge-
schah, war eigentlich erstaunlich . Zwei Völker ha-
b en p sychologisch völlig verschieden re agiert. Die
Briten b endeten die sen Krieg zutiefst enttäu scht :
sie hatten den Krieg zwar gewonnen, do ch eigent-
lich gar nichts gewonnen, nur hunderttausende
junger Tote , sinnlo s gestorb en . So wurde die briti-
sche Volksstimmung nach dem ersten Weltkrieg
zum unerwarteten, gefühlsmäßigen Pazifismus .
Die deutsche Reaktion kam dem Gegenteil nah' :
Wut, Frustration, Ärgernis , Bitterkeit. Vor allem B it-
terkeit darüber, wie D eutschland durch den Ver-
sailler Vertrag geschmäht worden war. Zutiefst ver-
letzter Nationalstolz, eine Stimmung, die dem jun-
gen b e siegten Soldaten Adolf Hitler den Weg zur
Macht ebnete . Nächstes Mal, po saunte er in alle
Welt, werden wir gewinnen . D as deutsche Volk war
stimmungsmäßig dab ei .

Obwohl in England Einige die Gefahren erkann-
ten, waren Wenige b ereit, als Hitler die Macht er-
griff, an die Möglichkeit eine s weiteren Kriege s zu
denken . Nie wieder Krieg, war die herrschende
Stimmung . Hitler be schlagnahmte Ö sterreich, das
Sudentenland , dann Prag. Um fast j eden Preis woll-
ten die B riten b eim Frieden bleib en . Die se Haltung
hieß im Nachhinein »Appeasement« . M an wollte
keinen Krieg, und fühlte sich dann do ch gezwun-
gen, ihn zu führen . D er Zweite Weltkrieg wurde zur
ungewollten Fortsetzung des Ersten . D as führte

zum radikalen Umdenken im britischen B ewu sst-
sein : »Wir hab en uns grundsätzlich mit unserem Pa-
zifismu s geirrt. D as dürfen wir nie wieder tun . «

D anach kehrte sich alles wieder um . Die Briten
waren stolz, diesen Krieg gewonnen zu hab en . Sie
hatten letztlich doch Hitler die Stirn gezeigt und zu
B eginn allein gekämpft und den Teufel b esiegt.
Kein Durchschnitts-Brite (so wenig wie ein Russe)
könnte heute vom Gefühl her sagen : Nie wieder
Krieg ! Viel mehr ist man stolz, das B ö se b esiegt zu
haben . Die Opfer waren groß , ab er nicht zu groß .
So wurden die Briten zu einem kampfb ereiten
Volk.

Und zugleich wurde die bisher so militaristische
und nationalistische deutsche Gesellschaft zur p a-
zifistischsten B evölkerung Europ as . Zwei Weltkrie-
ge verloren, sinnlo s verloren, umsonst gekämpft.
D er Durchschnitts-D eutsche konnte und kann heu-
te no ch mit Üb erzeugung sagen : Nie wieder Krieg !
Ein Soldat in Uniform ist auf deutschen Straßen, in
West und in O st, keine ho chgelobte Re spektsper-
son .

Was Menschen üb er Krieg und Frieden empfin-
den ist also hö chst subj ektiv, die kontextb ezogene
Folge de s Erlebten . Wir als Kriegsgegner müssten
wissen, dass ein neue s B ewusstsein organisch
wachsen mu ss . Predigten werden es nicht erzeu-
gen, auch nicht bei den Wenigen, die sie anhören .
Wir müssen uns fragen : was bewegt die Menschen?
Wir müssen mit Anderen zu sammen, die mit uns er-
kannt hab en, dass die Ab schaffung de s Krieges ein
notwendiges Ziel ist, sowohl die Gefühle als auch
die Vernunft der Menschen ansprechen . Sie mü s-
sen erkennen, es geht um das Leben o der Ab ster-
b en der ganzen Welt. E s geht in die sem Prozess de s
Umdenkens und Umfühlens zugleich um Rationa-
le s als auch um tief Emotionales , um Vernunft und
Gefühl . Und hier sind Christen und Nichtchristen
in ihrer Aufnahmefähigkeit nicht verschieden . Die
Ab schaffung des Kriege s mu ss als erreichb ares Ziel
erkannt werden . D arin liegt unsere Aufgab e .

D as führt unweigerlich zur Frage : sind wir zur
Feinde slieb e fähig und sind wir fähig, Andere da-
von zu üb erzeugen, dass Feindeslieb e vernünftig
ist? Was will ich damit sagen? E s kann unmöglich
das b edeuten, diej enigen, die mich zerstören wol-
len, gerne zu hab en, sie zu mögen . Vielmehr geht e s
darum zu erkennen, dass diej enigen, die ich nicht
ausstehen kann, mit denen ich nicht üb ereinstim-
me , trotzdem nichts anderes sind als ein Spiegel-
bild des eigenen Ich . E s m uss mir um ihr Wohl ge-
hen, weil ihr Wohl letztlich auch mein Wohl ist.

Je sus spricht in der B ergpredigt davon, den
Feind nicht zu verachten, sondern vielmehr zu lie-
b en . Ist das ein unerreichb arer Ide alismus ? Als jun-
ger Mensch hielt ich diesen Pazifismus für das
Zeugnis der Wenigen, die B ereitschaft derj enigen,
die j etzt schon b erufen sind , gegen den Strom zu
schwimmen, sei e s no ch so weltfremd . Ich hielt al-
so eine solche Einstellung für das Streben nach
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dem schier Unmöglichen . D as glaub e ich nicht
mehr. Heute kann ich als Christ, ab er auch als ge-
lernter Politologe sagen : Jesus war kein Ide alist,
sondern Re alist. Seine Weisheit, die er vorlebte , ist
für die Welt, wie sie ist, gemeint, sein B eispiel eine
Forderung an die Vernunft. D as ist das Ausmaß de s
neuen D enkens und des neuen Fühlens . Intellektu-
ell bin ich mir heute völlig im Klaren darüb er: so
muss es sein . Emotional hab e auch ich noch einen
Weg vor mir.

Ganz konkret müssen wir durch internationale
Vereinb arungen, durch verbindliche Verträge ,
durch die Stärkung der Vereinten Nationen, das
Recht von Staaten und Gruppen innerhalb von
Staaten, zur Waffe zu greifen, radikal eingrenzen .
D as Ziel : der Krieg mu ss illegal werden, ein Rechts-
bruch, der strafrechtlich verfolgt werden kann und
muss . All das b efindet sich no ch im Anfangsstadi-
um . E s gibt schon Instrumentarien, die die Kriegs-
führung erschweren, es sind be scheidene Anfänge .
Wir sind unterwegs . Die Kriegsbegeisterung von
1 9 1 4 ist kaum no ch vorstellb ar. D er unb eliebte und
ungerechte Irak-Krieg ist ein B eweis dafür, do ch
zugleich ein Hinweis darauf, wie weit der Weg
noch ist.

Die Tatsache , dass Streitkräfte heute zwar no ch
bestehen, do ch schon zumindest in der Ab sicht
weitgehend mit dem Ziel, nicht Kriege zu führen,
sondern sie zu beenden o der zu verhindern, ver-
körpert, bei aller Unvollkommenheit, einen zivili-
satorischen Fortschritt. Die Tatsache , dass das briti-
sche Verteidigungsministerium vor sechs Monaten
die Fakultät für Friedensstudien an der Universität
Bradford − eine von Qu äkern gegründete Fakultät
– damit b e auftragt hat, britische Offiziere umzuer-
ziehen, damit sie Peacekeeping-Rollen erfüllen
können, wäre no ch vor einigen wenigen Jahren un-
denkb ar gewesen .

Alles ist komplizierter geworden . Proteste der
Friedensb ewegung genügen nicht mehr. Vielmehr
verlangt die heutige Situation einen geduldigen
Dialog zwischen Pazifisten und Militärs , auch zu-
sammen mit Politikern und Akademikern . D as setzt
gegenseitigen Re spekt vorau s . Auf allen Seiten
müssen Vorurteile üb erwunden werden . D as ist
nicht leicht, aber leb enswichtig. Wenn der angebli-
che Feind Terrorismu s heisst, dann mu ss gefragt
werden, worin liegen die Ursachen? Sie mit Gewalt
bekämpfen zu wollen wird nichts erreichen, son-
dern vielmehr das Gegenteil . Wir werden uns
ernstlicher als bisher mit Fragen der Weltwirt-
schaft b efassen müssen, ohne den Fehler zu b ege-
hen, dass wir die Wirtschaft für die Macht halten,
die für alle Gewalt die eigentliche Schuld trägt. Viel-
mehr werden wir erkennen mü ssen, dass j ede
Form der intoleranten Religion, j ede Form de s reli-
giö sen o der ideologischen Fundamentalismu s
friedlich üb erwunden werden muss . Christentum,

Judentum und I slam sind heute alle nicht nur Quel-
len de s Friedens, sondern auch des Unfriedens . In

dem Kampf gegen Fanatismus ist j ede s herkömmli-
che Militär hilflo s . Hab en wir b essere Waffen?

All diese Dinge werden wir mit Anderen − man-
che werden Christen sein, viele aber nicht – zusam-
men erarbeiten müssen . Wie wir dem, was Jesu s als
das Reich Gotte s b ezeichnete , näher kommen,
bleibt unsere Aufgab e . An Vorbildern dürfte es uns
nicht fehlen . Als Pilger in der Wüste sind wir hoff-
nungsvoll unterwegs von O ase zu O ase . D en D ämo-
nen werden wir nicht au s dem Weg gehen können,
ab er unb ewaffnet sind wir nicht. Mit einem Schuss
Glaub en, mit der schon erwähnten Hoffnung und
mit dem Wunder der Lieb e , was brauchen wir
mehr?

Dr. Pa ul Oestreicher ist emeritierter Do mkapitu-
lar und L eiter des Friedenszen trums an der Ka the-
drale Co ven trys, die im Zweiten Weltkrieg, am 14.
No vem ber 1940, durch die deutsche Luftwaffe zer-
stört wurde. Der 1931 im th üringischen Mein in-
gen geborene Deutsche, Neuseeländer und Englän-
der ist Politikwissenschaftler und Theologe und
war beruflich als Pastor, Jo urnalist und Diplo ma t
tä tig.

Dieser Text ist die vo m A u tor überarbeitete Mit-
schrift seines Vortrags a m 6. A ugust in der Kölner
A n to n iter-Kirche bei einer Vera nstaltung a us A n-
lass des neunzigsten Jahrestages der Gründung
des In terna tio nalen Versöh n ungsbundes.
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Ullrich Hahn

Versöhnung ist eine ständige Aufgabe
Begrüßungsansprache bei der Jubiläumstagung
des Versöhnungsbunds am 6. August in Köln

n den ersten Tagen des Monats August
1 9 14 , vor nunmehr 9 0 Jahren, b egann der

1 . Weltkrieg. Er ist nicht »ausgebro chen« wie man
oft sagt ; er war gewollt und wurde vorb ereitet, wie
auch heute no ch Kriege vorbereitet werden : durch
Aufrüstung und Militärbündnisse , durch den Geist
de s Nationalismus und eine vom Nationalismu s ge-
prägte Erziehung, durch das Streben nach Macht
und Üb erlegenheit, und nicht zuletzt durch die kol-
lektive Verleugnung de s einen und für alle Völker
gleichen Gotte s, der seine Schöpfung und die
Menschheit als Ganzes liebt.

Im August 1 9 1 4 richteten sich die Geb ete und
Gottesdienste zumeist nur no ch dem Namen nach
an diesen einen Gott, dem Inhalt nach ab er an ver-
schiedene Stamme s- o der Nationalgötter, die als
Bündnisp artner der j eweiligen Obrigkeit für den
Sieg der eigenen Seite be sorgt sein sollten .

Nacht fiel über Europ a. D er Krieg führte nicht
nur zu einem tiefen und dauerhaften Riss in der
abendländischen Kultur, sondern zerstörte auch
die geistigen Fundamente , auf denen das Leb ens-
gefühl und das Vertrauen der Menschen auf eine
fortschreitende Verb esserung der Lebensverhält-
nisse b eruht hatten : nicht nur das christliche
Ab endland hatte versagt, sondern auch die Solida-
rität der internationalen Arb eiterb ewegung und
insb esondere die Vernunft als Garant für den wis-
senschaftlichen und zivilisatorischen Fortschritt.

E s ist no ch heute peinlich zu le sen, wie die Geis-
teselite von üb er 1 0 0 deutschen Wissenschaftlern,
Künstlern und Theologen in einem »Aufruf an die
Kulturwelt« im Herb st 1 9 1 4 den Krieg und die von
deutscher Seite schon b egangenen Kriegsverbre-
chen rechtfertigten .

Die se Kriegsverbrechen b egannen schon in den
Tagen nach dem 4 . August mit dem Einmarsch der
deutschen Truppen in das neutrale B elgien, mit der
Erschießung von Zivilisten, der b ewussten Zer-
störung ihrer Häuser außerhalb von Kampfhand-
lungen, mit der Geiselnahme von Zivilpersonen
und ihrer Mitnahme als menschliche Schutzschilde
für die deutschen Truppen auf deren Vormarsch .

Die Kriegsverbrechen setzten sich sp äter fort
mit dem Gaskrieg, den der deutsche Nob elpreisträ-
ger für Chemie , Fritz Hab er, technisch vorb ereitet
und an der Front eingeführt hatte , sowie mit der
weiteren Entscheidung zum unb eschränkten
U-B o ot-Krieg gegen zivile Handels-, Passagier- und
selb st Lazarettschiffe .

D ab ei darf der B egriff des »Kriegsverbrechens«
nicht üb ersehen lassen, dass die se Verbrechen da-
mals wie heute nur unter der B edingung de s viel
größeren Verbrechens stattfinden können, wel-
che s der Krieg selb st darstellt : erst der Krieg eröff-
net den Freiraum für die genannten weiteren Ver-
brechen, die im Einzelfall völkerrechtlich als
Kriegsverbrechen bezeichnet werden .

E s ist für mich als Jurist b esonders b e schämend
zu sehen, dass diese Verbrechen des 1 . Weltkriegs
in D eutschland juristisch nie aufge arb eitet wur-
den . Zwar hatte sich das D eutsche Reich im Versail-
ler Vertrag verpflichtet, Strafverfahren gegenüber
9 0 0 namentlich b ezeichnete Personen durchzu-
führen, die für einzelne o der viele Kriegsverbre-
chen verantwortlich waren . Ab er nur wenige der
vor dem Reichsgericht in Leipzig eröffneten Ver-
fahren kamen zum Ab schluss . Auch die fachlich
hoch qualifizierten Richter de s Reichsgerichts wa-
ren nicht in der Lage , unvoreingenommen die na-
tionalistische Rechtfertigung des Kriege s zu hin-
terfragen .

Zur gleichen Zeit, als sich die dunkle Nacht über
Europ a legte , gingen da und dort auch einzelne
Lichter an : dazu gehörte in b e sonderer Weise die
Konstanzer Konferenz protestantischer Theolo-
gen aus den USA und mehreren europ äischen Län-
dern, welche die Arbeit der Kirchen für den Frie-
den b efördern sollte .

Ursprünglich geplant vom 1 . bis 5 . August muss-
te die Konferenz wegen des »Kriegsausbruches«
vorzeitig abgebro chen werden . Immerhin gelang
es j edo ch den üb er 8 0 Teilnehmern, am 2 . August
1 9 1 4 in großer Einmütigkeit den »Weltbund für die
internationale Freundschaftsarb eit der Kirchen«
zu gründen, die zur ersten Wurzel der ökumeni-
schen B ewegung des 2 0 . Jahrhunderts wurde .

D as Treffen kam zu sp ät, um no ch etwas gegen
den b eginnenden Krieg au srichten zu können . In
diesem Sinne war die Konferenz gescheitert. Aber
nicht ge scheitert war sie in ihrem B emühen, die Ar-
b eit von Christen und Kirchen auf ein neues Ziel
auszurichten : Die Üb erwindung der B edingungen,
die den Krieg erst möglich machen .

D er englische Teilnehmer Allan B aker b erichtet
vom Konstanzer Treffen : »So wurde inmitten de s
Tumults einer b eb enden Welt, während die Ge-
wehre ihre Arb eit entlang der Frontlinien in Euro-
p a b egannen, während die Männer schweren Her-
zens in die Schlacht zogen und die Frauen und Kin-



27

A
nt

i
m

ili
ta

ris
m

us

Helmut Kramer

Rechtsunsicherheit nicht behoben,
sondern verstärkt
D as Verfassungsgericht zum Rechtsberatungsgesetz

Mit Beschluss vom 2 9 . Juli hat das Bundesver-
fassungsgericht über eine Verfassungsbe-
schwerde Helmut Kramers entschieden, der
wiederholt auch Pazifisten unentgeltlich vor
Gericht vertrat und deshalb wegen angebli-
chen Verstoßes gegen das − aus demJahr 1935
stammende und weltweit einzigartige −
Rechtsberatungsgesetz verurteilt wurde. Hel-
mut Kramer, bis zu seiner Pensionierung
Richter am Oberlandesgericht, beschreibt
die Hintergründe und kritisiert den Be-
schluss des Verfassungsgerichts .

it der Kammerentscheidung vom 2 9 . Juli
2 0 04 hat das Bundesverfassungsgericht

die Verurteilung Helmut Kramers durch das Amts-
gericht und das Ob erlande sgericht B raunschweig

wegen Verstoße s gegen das Rechtsb eratungsge-
setz aufgehob en .

E s geht um folgenden S achverhalt : D as Rechts-
b eratungsgesetz (RB erG) vom 1 3 . 1 2 . 1 9 3 5 verbietet
allen Bürgern, die nicht Rechtsanwälte sind , nicht
nur die kommerzielle , sondern auch die unentgelt-
liche rechtliche B eratung anderer Bürger. D amit ist
zugleich allen ratsuchenden Bürgern die Inan-
spruchnahme altruistischer Hilfe verwehrt.

Um dieses weltweit einzigartige Verbot der
altruistischen Nachb arschaftshilfe zur Überprü-
fung zu stellen, hatte der Richter am Oberlandesge-
richt a. D . Helmut Kramer, Vorsitzender des Forum
Justizge schichte e .V. , im Rahmen einer Verteidi-
gung von mit einem Verfahren wegen Verstoßes ge-
gen das RB erG üb erzogenen Pazifisten Anzeige ge-
gen sich selb st erstattet. Er hatte zu Protokoll gege-
b en, dass er u . a. ko stenlo s Pazifisten b eraten und

der zu Hause weinten, während die Nationen vom
Kriegsfieb er verrückt gemacht und ihre grässli-
chen Lieder von Furcht und Hass anstimmten, da
wurde der Weltbund für internationale Freund-
schaftsarb eit der Kirchen gegründet. «

Und ein anderer Teilnehmer schrieb : »Die Kir-
chenleute aus aller Welt sind nicht davongelaufen .
Sondern als die Kriegswolken üb er Europ a sich zu-
sammenzogen und die Millionen Menschen von
Krieg sprachen, da waren sie dort versammelt und
hab en vom Frieden gesprochen . «

D er einzige deutsche Teilnehmer der Tagung,
Friedrich Siegmund-Schulze , b egleitete die engli-
schen Tagungsteilnehmer am 3 . August in einem
Sonderzug an die holländische Grenze . Während
eine s längeren Halts auf dem Kölner Hauptb ahn-
hof gaben sich der englische Quäker Ho dgin und
Siegmund-Schulze einen Tag vor dem Kriegsein-
tritt Englands das Versprechen, trotz des Kriege s
Freunde zu bleib en . Dieser Kölner Handschlag
wurde zum Gründungsakt des Internationalen Ver-
söhnungsbunde s .

In Konstanz war be schlo ssen worden, für das
künftige Ziel eines Friedens zu arb eiten . In Köln
versprachen sich Angehörige von verfeindeten Na-
tionen, mit dem angestrebten Frieden schon j etzt
zu b eginnen, den anderen nicht mehr als Feind zu
sehen, sich nicht daran zu b eteiligen, ihm Leid zu-
zufügen .

D er Versöhnungsbund war vom ersten Augen-
blick an ein internationaler Bund , nicht nur ein Zu-

sammenschluss von Kriegsgegnern auf nationaler
Ebene . Nur so konnte und kann er auch die Einheit
der Menschheitsfamilie in ihrer Verschiedenheit
und Vielfalt repräsentieren, eine Vielfalt von Spra-
che , Kultur und Lebensb edingungen, die als Reich-
tum erlebt werden kann, aber auch Ursache von
Missverständnissen, Fremdheit und Angst ist.

D en Initiatoren des neuen Bundes war de shalb
schon vor bzw. zu B eginn de s Kriege s b ewusst,
dass wir wegen unserer Verschiedenheit innerhalb
der gleichen Menschheitsfamilie der Versöhnung
b edürfen, nicht als einem einmaligen Akt, sondern
als b e ständiger Korrektur unseres Leb enswege s .

Ich bin sehr dankb ar, dass wir diesen Bund üb er
die nationalen und sprachlichen Grenzen hinweg
an diesem Wo chenende leibhaftig in unserem Zu-
sammensein erleb en dürfen .

In der Erinnerung an die B egegnung in Köln vor
9 0 Jahren bin ich b e sonders dankb ar für das Kom-
men der englischen Freunde ab er auch aller ande-
ren Mitglieder des Versöhnungsbundes aus den
verschiedenen nationalen Zweigen .

Mit den Worten de s Apo stels begrüße ich Sie
nicht mehr als Fremdlinge und auch nicht nur als
Gäste , sondern als Mitbürger und Hausgeno ssen in
dem gemeinsamen Hau s, das uns der Vater im Him-
mel zum Leb en und zum Ge stalten b ereithält.

Herzlich willkommen .

Ullrich Hah n ist der Vorsitzende des dt. Zweigs des
In terna tio nalen Versöh n ungsbundes.
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die Staatsanwaltschaft B raunschweig zur Aufhe-
bung eines NS-To desurteils au s dem Jahre 1 9 4 4 ver-
anlasst hatte . Seine B raunschweiger Kollegen ver-
urteilten ihn in allen Instanzen zu Geldbußen von
insgesamt 8 0 0 Euro . So musste sich auf die Verfas-
sungsb eschwerde Kramers das Bundesverfas-
sungsgericht (BVerfG) mit dem Fall b efassen .

Mit seiner Selb stanzeige ging es Kramer weni-
ger um die eigene Person als um eine Überprüfung
de s Verb ots der altruistischen Rechtsb eratung
üb erhaupt. Einer solchen Überprüfung ist das
BVerfG ausgewichen, indem e s seine Entschei-
dung darauf gestützt hat, dass die rechtliche B era-
tung durch einen Volljuristen und ehemaligen
Richter nicht die so genannten Schutzzwecke des
Ge setzes gefährde .

Ein Kunstgriff zur Weichenstellung

Zum Verständnis der B egründungstaktik der
drei b eteiligten Richter muss man wissen : Um der
durch die Verfassungsb e schwerde aufgeworfenen
verfassungsrechtlichen Grundsatzfrage aus dem
Wege gehen und um anstelle de s Senats entschei-
den zu dürfen ( § 9 3 c I BVerfGG) , muss die Grund-
satzfrage b ereits einmal im Senat entschieden wor-
den sein . Um die se Frage bej ahen zu können, b e-
dient sich die Kammer eine s Kunstgriffs, nämlich
einer bewussten Verwischung der Fragestellung.
Die zur Entscheidung gestellte und von allen B eob-
achtern de s Verfassungskonflikts auch so ge sehene
Frage lautet :

Ist das Verb ot der unentgeltlichen Rechtsb era-
tung mit dem Grundrecht auf freie Entfaltung der
Persönlichkeit (Artikel 2 GG) vereinb ar? Kann der
Schutzzweck de s RB erG − die Bürger vor den Ge-
fahren unsachgemäßer Rechtsberatung zu b ewah-
ren − auch das Verb ot der nichtkommerziellen, un-
eigennützigen Rechtsb eratung rechtfertigen?

Die B eantwortung dieser Grundsatzfrage umge-
hen die drei Richter, indem sie die altruistische und
die kommerzielle Rechtsb eratung in einen Topf
werfen und p au schal, ohne Differenzierung zwi-
schen den beiden Fallge staltungen, munter b e-
haupten : »In der Rechtsprechung de s Bunde sver-
fassungsgerichts ist geklärt, dass der Erlaubnisvor-
b ehalt für die B esorgung fremder Rechtsangele-
genheiten (. . . ) verfassungsgemäß ist. D as RB erG
dient dem Schutz de s Rechtsuchenden sowie der
geordneten Rechtspflege . «

D amit täuschen die drei Richter darüber hin-
weg, dass das Gericht sich bislang ausschließlich
mit Fällen aus dem B ereich der kommerziellen
Rechtsb eratung b efasst, sich ab er no ch nie zu dem
Verbot der unentgeltlichen B eratung geäußert hat-
te . E s handelt sich um grundverschiedene Fallge-
staltungen, b ei denen die nach der so genannten
Wechselwirkungslehre des BVerfG erforderliche
Abwägung zwischen dem Interesse des Bürgers auf
Ausübung de s Grundrechts auf B erufsfreiheit (Art.

1 2 GG) und auf Ausübung des Grundrechts auf
freie Entfaltung der Persönlichkeit (Art. 2 GG) mit
angeblichen Gemeinwohlbelangen sehr unter-
schiedlich ausfallen kann . Die Andersartigkeit der
b eiden Grundrechte war j a auch der Anlass dafür,
dass nach der Ge schäftsverteilung des BVerfG
nicht die sonst immer mit dem RB erG befasste und
wegen ihrer lib eralen Einstellung b ekannte Richte-
rin Renate Jaeger (inzwischen zur Richterin am Eu-
rop äischen Gerichtshof für Menschenrechte ge-
wählt) , sondern der Präsident de s Gerichts Jürgen
Papier als B erichterstatter zuständig wurde .

Eine »lex Kramer«

Die Entscheidungshilfen, die die drei Karlsru-
her Richter den Untergerichten an die Hand geb en,
b estätigen in ihrer diffusen Orakelhaftigkeit die
willkürliche Vorgehensweise der Kammer. D er B e-
schluss hat die Rechtsunsicherheit nicht b ehob en,
sondern eher verstärkt.

Interessant ist bereits die Zumutung, ein Ge-
richt könne trotz Verwirklichung des Verbotstatb e-
standes nach Gutdünken freisprechen, wenn e s,
den Ge setzgeb er korrigierend , im konkreten Fall
ein Verb ot für nicht »geeignet und notwendig« hält.
Vor allem ab er legt die Kammer trickreich dem
Amtsgericht Braunschweig nahe , den B egriff der
» Ge schäftsmäßigkeit« nach Art. 1 § 1 I RB erG so au s-
zulegen, dass er »die unentgeltliche Rechtsb esor-
gung durch einen b erufserfahrenen Juristen nicht
erfasst« . Mit die ser Privilegierung von Volljuristen
unternimmt das BVerfG den Versuch, einen gesp al-
tenen B egriff der »Geschäftsmäßigkeit« zu entwi-
ckeln : einen gewissermaßen personenspezifi-
schen Geschäftsmäßigkeitsb egriff. Nach der merk-
würdigen Logik der drei Richter kann au sgerech-
net ein Jurist mit beruflicher Erfahrung (man
könnte auch sagen : mit Routine in der geschäfts-
mäßigen B earb eitung von Rechtsfällen) schon b e-
griffsnotwendig im Zweifel nicht geschäftsmäßig
handeln; die Zuschreibung geschäftsmäßigen Vor-
gehens und damit des Verfolgungsrisiko bleibt den
gewöhnlichen Sterblichen vorb ehalten .

Die se Aufteilung der Bürger in zwei Klassen er-
innert fatal an eine vom Bundesgerichtshof zum
B egriff der » Gewalt« vorgenommene B egriffsauf-
sp altung: Gewaltsam im Sinne des Nötigungsp ara-
graphen ( § 2 4 0 StGB) handelt der Sitzdemonstrant,
der p sychischen Druck auf die vor den D emon-
stranten wartenden Kraftfahrer au sübt. Keine Ge-
waltanwendung im Sinne des § 1 7 7 StGB a. F. sollte
es aber sein, wenn der Meister das 1 6-j ährige Lehr-
mädchen zur Nachtzeit mit verriegelter B eifahrer-
tür in seinem LKW einsperrte , bis e s ihm zu Willen
war. Gern folgt man den drei Verfassungsrichtern
zwar darin, dass angesichts der Möglichkeit mehre-
rer D eutungen einer Norm (hier: B egriff der Ge-
schäftsmäßigkeit) diej enige den Vorzug verdient,
die den Wertentscheidungen der Verfassung ent-
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spricht. Ab er auch dann muss die gewählte Ausle-
gung eine s vom Gesetzgeb er gewählten B egriffs
für alle Bürger ohne Ansehen der Person gelten .

Ein Gesetz, das seine Unschuld
erst nach 1945 verloren hat

Nichts andere s gilt auch üb er die beherzigens-
werten Worte vom »Alterungsprozess« von Geset-
zen und davon, dass sich mit dem sozialen Wandel
auch der Norminhalt ändern kann . D enn auch hier
darf die Normanp assung nicht nur einigen weni-
gen Privilegierten zugute kommen .

Mit dem Alterungsproze ss von Ge setzen, dem
Rechnung zu tragen die Karlsruher Richter sich
sonst oft so schwer tun, ist es beim RB erG auch
sonst so eine S ache : War gerade die s Ge setz im Zeit-
punkt seiner Entstehung ( 1 9 3 5 !) jugendfrisch und
makello s ? Und hätten die »gesellschaftlichen An-
schauungen« , wie sie nach dem Ende der NS-Mei-
nungsdiktatur endlich offen ge äußert werden
durften, ab er von der Anwaltslobby weiterhin ver-
nebelt wurden, dem Verb ot de s Altruismu s nicht
sp äte stens b ereits 1 9 45 ein Ende setzen müssen?
Die Argumentation der drei Richter hinkt, b ei Lich-
te b esehen, an allen Ecken und Enden .

Der NS-Gesetzgeber als Kronzeuge

Anstelle der B ezugnahme auf angeblich erst in
den letzten Jahren ge änderte gesellschaftspoliti-
sche Anschauungen hätten sich die drei Richter
besser auf die Ge setzesb egründung (Reichssteuer-
blatt 1 9 3 5 , Teil I , S . 1 5 2 9) b erufen können . Nicht
einmal die Nationalsozialisten hatten das Verb ot
der unentgeltlichen Rechtsb eratung mit der Ge-
fährdung der Rechtsuchenden b egründet, son-
dern allein mit der Gefahr von »Umgehungsversu-
chen« und der Zweckmäßigkeit einer (unter der
Herrschaft de s Grundge setzes ab er unzulässigen)
Verdachtsstrafe . Die nationalsozialistischen Juris-
ten in der Erfindung nachträglicher Gesetze szwe-
cke zu übertrumpfen war also den drei Karlsruher
Richtern vorb ehalten .

Um die Verfassungswidrigkeit des Verb ots der
altruistischen Rechtsb eratung zu b egründen, hätte
auch sonst eine schlichte B ezugnahme auf die NS-

Juristen genügt. Was sie einmütig – und au snahms-
weise zutreffend – in ihrem D ank an den »Führer«
rühmend zu dem Ge setz sagten, kann heute nur als
klares Verdikt zur Untermauerung der Verfas-
sungswidrigkeit zuminde st de s Verbots de s Altruis-
mus gelten . Sie bezeichneten das RB erG als ein »Ge-
setzgebungswerk, das im marxistisch-liberalisti-
schem Parteienstaat eine völlige Unmöglichkeit ge-
wesen wäre und das nur auf dem festen B oden na-
tionalsozialistischer und b erufsständischer Welt-
anschauung entstehen konnte . « Für sie war »der
Versuch der Änderung (des lib eralen Grundsatze s
der Gewerb e- und allgemeinen Handlungsfreiheit

(A nm. H. Kramer) im p arlamentarischen Zeitalter
ein vergebliches Unterfangen« (Zita te bei Kramer,
KritischeJustiz 2000, S. 604) .

Scheu, die Kontinuitätsfrage zu stellen

In seiner Weigerung, den diskreten Hinweis auf
den »Alterungsproze ss« des Ge setzes zu konkreti-
sieren, zeichnet sich die b emerkenswerte Enthalt-
samkeit eine s Gerichte s ab , das , wenn e s sonst um
die B ekräftigung grundsätzlicher B e schränkun-
gen von Freiheitsrechten ging, vehement vergan-
genheitspolitische Argumente ins Feld geführt hat.
M an denke an das zu einem Verfassungssatz aufge-
wertete Prinzip der »streitb aren« o der »wehrhaf-
ten« D emokratie und die daraus abgeleitete Pflicht
zur »Verfassungstreue« neb st Rechtfertigung der so
genannten B erufsverb ote (u . a. Radikalenb eschluss
vom 2 2 . 0 5 . 1 975 , BVerfGE 39 , 3 3 4) .

Politische Rücksichtnahmen, wie man sie einem
Verfassungsgericht angesichts umstrittener Ge-
setzgebungsvorhab en grundsätzlich zubilligen
mag, können das strikte Schweigen de s Gerichts zu
der Ge setze sge schichte nicht erklären; schon seit
sp äte stens Frühj ahr 2 0 04 steht fest, dass der vom
Bunde sjustizministerium angekündigte Referen-
tenentwurf das Verbot der altruistischen Rechtsb e-
ratung aufheb en wird und dass selb st die organi-
sierte Anwaltschaft nicht mehr an dem Verb ot
festhält. Warum aber dann die auffällige Verdrän-
gung der Entstehungsgeschichte de s Gesetze s?
Fragt man nach den ungeschrieb enen Entschei-
dungsgründen de s B eschlu sse s , kann man sich ei-
ner Frage nicht erwehren : Soll es nicht öffentlich
werden, dass die deutsche Ju stiz einschließlich de s
BVerfG und sämtliche Rechtshistoriker einer Vor-
schrift eindeutig nationalsozialistischer Herkunft
j ahrzehntelang unkritisch gegenüb erge standen
hab en? In ihrem offensichtlichen B e streb en, kei-
nen schweren Schatten auf das historisch b elastete
Gesetz zu werfen, haben die drei Richter j edenfalls
die letzte Chance der deutschen Justiz verp asst,
sich von dem weltweit einzigartigen Verbot de s
Altruismus zu distanzieren .

Vielleicht ist das letzte Wort üb er das skandalö se
Verb ot ab er no ch nicht gespro chen . B eim Europ äi-
schen Gerichtshof für Menschenrechte in Stras-
b ourg ist die gegen die Verurteilung wegen altruis-
tischer Rechtsb eratung gerichtete B eschwerde ei-
nes deutschen Bürgers anhängig . D e ssen Verfas-
sungsb eschwerde hatte das BVerfG (Zweiter Se-
nat ! ) no ch am 1 7. Mai 2 0 02 ohne ein einzige s Wort
der B egründung mit einem Nichtannahmeb e-
schluss abge schmettert (Az . d . Eu GHM : 4 0 9 0 1 /02 ) .

Weitere Informa tionen über das RBerG, seine Entsteh ungsge-
sch ich te und seine Verwendung durch Gerich te und Beh örden
als Waffe gegen bera tungsbedürftige Bürger sind abrufbar im In-
ternet un ter www.forum-justizgesch ich te. de
Der Beschluss des BVerfG vo m 29. 0 7. 04 ist im In ternet abrufbar
un ter www.forum-pazifism us. de

0 3
I I I / 2 0 04



3 0

Fr
ie

d
e

ns
p

ä
d

a
g

o
gi

k
Kai-Uwe Dosch

Ferien vom Krieg
Eine deutsche Friedensarbeiterin in Mazedonien

riedensfachkräfte sind freundlich und
praktisch . D as ist nicht verwunderlich, das

steht schon in ihren Stellenb e schreibungen . D o ch
Ellen Glissmann integriert b eides perfekt. Ich reise
wegen einer Tagung üb er Kriegsdienstverweige-
rung und Gewaltfreiheit nach Mazedonien und
würde sie gern auf dem Weg dahin treffen und zu
ihrer Arb eit interviewen . Sie holt ein Päckchen ab
und empfängt mich auf dem Weg dahin gleich auf
dem Flughafen in Skopj e . Ich reise einen Tag
früher an und suche noch eine Übernachtungs-
möglichkeit. Sie bietet mir gleich ihr Gästezimmer
an . Ich mü sste allein im Bus von Skopj e zur Tagung
nach Ohrid weiterreisen . Sie wollte ohnehin mit
Freundinnen zum Wochenendausflug dort hin und
hat no ch einen Platz im Auto frei . Diese Verbin-
dung von Freundlichkeit und Pragmatismu s ist
wahrscheinlich notwendig für ihre Arb eit, die sie
immer wieder mit verschlo ssenen Menschen und
organisatorischen Problemen konfrontiert.

Ellen Glissmann führt Kinderfreizeiten durch .
D o ch es sind keine gewöhnlichen Freizeiten, denn
erstens finden sie in einem Land mit komplizierten
Konflikten statt, und zweitens sollen genau die An-
gehörigen der verschiedenen Konfliktp arteien
teilnehmen, no ch genauer gesagt die Kinder der
verschiedenen ethnischen und religiö sen Grup-
pen M azedoniens .

Wer denkt, er kenne die Konflikte in B o snien
o der im Ko sovo und damit auch die in Mazedonien,
wird von Glissmann eines B e sseren b elehrt. In der
»früheren jugo slawischen Republik« , wie das Land
wegen Namensstreites mit Griechenland no ch im-
mer heißt, leb en ca. 70 % Christen und ca. 3 0 % Mu s-
lime , do ch nur ca. 6 5 % M azedonier und ca. 2 5 % Al-
b aner. Die se Zahlen zeigen schon die im Vergleich
zu B o snien no ch schwierigere Lage , denn es gibt
sowohl muslimische Mazedonier als auch christli-
che Alb aner und viele andere Minderheiten wie
Türken, Serb en o der Roma. Diese Identitätskon-
flikte führten nach einer relativ unproblemati-
schen Staatswerdung in den 9 0er Jahren schließ-
lich zu einer massiven Krise im Jahr 2 0 0 1 und zu ei-
ner internationalen Militärpräsenz im Land . Die se
Krise wurde politisch durch das Ohrid-Abkommen
und durch die Amtsführung von Präsident B oris
Trajkovski b eigelegt. Die se B eruhigung der Lage
hält selb st nach Trajkovskis Unfallto d durch einen
Flugzeugab sturz und Branko Crvenkovskis um-
strittener Wahl zu seinem Nachfolger im Frühj ahr
2 0 04 an . Ge sellschaftlich liegt eine Versöhnung
o der gar eine Einigung no ch in weiter Ferne .

Seit mehreren Jahren führt Ellen Glissman j etzt
Sommerfreizeiten für 1 0- bis 14-j ährige Kinder aus
b enachteiligten und vertrieb enen Familien aus al-
len Gruppen durch . Die Freizeiten sind ko stenlo s
und werden für j e ca. 5 0 bis 8 0 Kinder drei- bis vier-
mal im Sommer in einem Hotel in Ohrid angebo-
ten, der zweitgrößten Stadt de s Landes am gleich-
namigen See , der die Grenze zu Alb anien bildet.
Die Freizeiten zielen darauf, den Kindern zu er-
möglichen, dass sie sich nicht von der Gesellschaft
zurückgewiesen fühlen, dass sie gleiche Leb ensb e-
dingungen wie Kindern aus anderen Gruppen er-
fahren, dass sie sich mit diese verständigen, dass sie
Kriegserfahrungen verarbeiten und dass sie ein
b esseres Selb stwertgefühl erhalten . Jede Freizeit
wird von mehreren Mitarbeiterinnen b egleitet, die
p ädagogische , kre ative und sportliche Angeb ote
b etreuen .

Im Jahr 2 0 0 1 nahmen Kinder au s verschiedenen
umkämpften Orten wie Romanovce , Go stivar und
Megj ashi teil . Diese Kinder lebten in B etreuungs-
einrichtungen, mit alleinerziehenden Müttern
o der in gewalttätigen Familien . Als B e sonderheit
wurde ihnen die B eteiligung an einem Kinder-
straßentheater geb oten .

2 0 02 wollten schon mehr Kinder teilnehmen als
es Plätze gab , teils wegen der wundervollen Erfah-
rung des Vorj ahre s , teils wegen der friedlicheren
Lage . Wegen die ser geringeren persönlichen An-
sp annung und B etroffenheit waren j edo ch in die-
sem Jahr Hass , Neid und Vorurteile stärker spürb ar.
D a waren Roma au s dem Ko sovo , die ohne Aussicht
auf Anerkennung im Gastland und ohne Aussicht
auf Rückkehr nach M azedonien geflohen waren,
slawische Mazedonier au s dem Tetovotal, die in
großer Unsicherheit über ihre Zukunft in so ge-
nannten Kollektivzentren in Skopj e lebten, und
mazedonische Alb aner, die aus der Angst vor der
Armee in die Obdachlo sigkeit gerieten . Sie alle
lernten, dass es nicht nur ihnen schlecht geht, son-
dern andere ein ähnliches Schicksal erleiden . E s
üb erwanden auch viele ihre anfängliche Angst und
Ablehnung gegenüb er großen Schiffsausflügen
und Shiatsu-Massagen .

2 0 0 3 fuhren u . a. zurückgekehrte Kinder eine s
D orfe s aus alb anischen, mazedonischen und türki-
schen Familien an den Ohrid-See und entwarfen zu-
sammen ein Friedenslied . Für viele war schon das
Schwimmenlernen eine Steigerung des Selb stwert-
gefühls und das Lernen in einer Gruppe ganz ge-
mischter Herkunft eine b e sonders eindrückliche
Erfahrung der friedlichen Verständigung.
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Wolfram Wette

Die Illusionen der
Wehrpflicht-Romantiker

Die historischen Erfahrungen in Deutschland widerlegen
die Legende vom demokratischen Wesen des Zwangsdienstes

st üb er die Allgemeine Wehrpflicht nicht
längst alles ge sagt worden? Wäre e s so , hät-

te man die Wehrpflicht auch in D eutschland längst
abge schafft. Nach Meinung vieler Mitbürger un-
sere s Lande s wurde die ses traditionsreiche Institut
sp äte stens mit dem Ende des O st-West-Konflikts
1 9 89/9 0 üb erflüssig. B efindet sich D eutschland
seitdem do ch in der komfortablen Lage , »von
Freunden umzingelt« zu sein, während die deut-
schen Führungseliten im 1 9 . und 2 0 . Jahrhundert
mehrfach unter dem Eindruck gestanden hatten,
sich gegen »Feinde ringsum« verteidigen zu müs-
sen; j edenfalls hatten sie ein solche s B edrohungs-
szenario prop agiert. Die meisten unserer Nachb ar-
länder hab en nach dem Ende des Kalten Kriege s
die Wehrpflichtigen denn auch nach Hause ge-
schickt. Nur D eutschland findet den Ab sprung
nicht. Wird das Institut der Wehrpflicht hier nicht

mit der gleichen Elle gemessen wie in anderen D e-
mokratien? We shalb pflegen hierzulande die Ver-
teidigungsminister geb etsmühlenhaft zu wieder-
holen, die Wehrpflicht sei »unverzichtb ar« ? Wie
kommt e s , dass selb st eine schwerwiegende B e-
schädigung de s Grundwertes der sozialen Gerech-
tigkeit, in die sem Falle der Wehrgerechtigkeit, eher
in Kauf genommen wird als ein politischer Ver-
zicht auf die Wehrpflicht?

E s gibt offen ausge spro chene und unterschwel-
lige B eweggründe . Gewiss wird man auch p artei-
politische Unterschiede b erücksichtigen müssen .
Die Konservativen haben au s ihrem spezifischen
Politikverständnis herau s ein eher natürliches Ver-
hältnis zum Militär als einem Instrument von
M achtpolitik. Sie sehen in der Allgemeine Wehr-
pflicht traditionell und ganz pragmatisch ein Mittel
zur Organisation militärischer Macht. Im linken

Die Freizeiten sind auch im Sommer 2 0 0 4 fort-
gesetzt worden, allerdings letztmals unter der Lei-
tung von Ellen Glissmann . Die Verantwortung für
das ganze Unternehmen soll, wie schon zuvor die
Verantwortung für die einzelnen Gruppen, in ein-
heimische Hände üb ergehen . Eine systematische
Evaluation der »Ferien vom Krieg« in Mazedonien
gibt es zwar nicht, do ch die deutsche Leiterin zieht
ein po sitives Resümee ihrer Arb eit. Die mögliche
Nachhaltigkeit die ser Erfahrungen oder gar die
eventuellen po sitiven Effekte auf die D örfer sind
schwer zu üb erprüfen . Alle Kinder entsp annten
sich allerdings offensichtlich und verstanden die
grundsätzlich ähnliche Lage verschiedener Grup-
pe und Familien, viele wollten mehrmals mitfah-
ren, andere hab en ihren Geschwistern die Teilnah-
me vermittelt, einzelne entwickeln sich sogar zu
sp äteren Mitarbeitern, Mitarb eiterinnen bilden
sich persönlich und b eruflich weiter.

Die Ko sten aller Freizeiten werden getragen
vom Komitee für Grundrechte und D emokratie .
Diese »Ferien vom Krieg« für Kinder im früheren

Jugo slawien sind eine der sozial- und friedens-
p ädagogischen Aktionen dieser deutschen Men-
schenrechtsorganisation . In den letzten Jahren
wurden Kinderferienfreizeiten für Tau sende
Flüchtlingskinder organisiert. Insgesamt hat der
Initiator und frühere B e auftragte für die humanitä-
re Hilfe im früheren Jugo slawien, Klau s Vack, b ei

F or u m Pazi fi s mus

über 8 0 Reisen in das Gebiet Hilfsgüter im Wert
von mehr als 6 Millionen Euro überbringen kön-
nen, die das Komitee als ge sonderte Spenden erhal-
ten hatte . Die Arb eit wird derzeit fortgesetzt von
Helga Dieter aus Frankfurt. D as Komitee sieht diese
Aktionen als Au sdruck seines menschenrechts-
und friedenspolitischen Engagements auch gegen
die Kriege und gewalttätigen Konflikte in Südo st-
europ a und anderswo .

Ellen Glissmann verlässt das Komitee und die
Freizeiten in Mazedonien mit einer Portion Stolz
und einer gewissen Wehmut üb er den Erfolg ihrer
Arb eit. D o ch die Gemeindep ädagogin hab en
schon immer die neuen Herausforderungen ge-
reizt. So zog sie der Arb eit wegen innerhalb
Deutschlands von Flensburg im äußersten Norden
nach Freiburg im äußersten Süden um . So kam sie
nach M azedonien und so geht sie nicht etwa
zurück in die Kinder- und Jugendarb eit in D eutsch-
land , sondern üb ernimmt die Leitung einer Ein-
richtung de s b etreuten Wohnens für D eutsche in
Sp anien .

Sowohl dem Grundrechte-Komitee als auch El-
len Glissmann gebühren D ank und be ste Wünsche
für die Zukunft ihres Engagements .

Ka i- Uwe Dosch istF or u m Pazi fi s mus -Redakteur
und Vertreter der DFG- VK bei der War Resisters 'In-
terna tio nal.
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Spektrum dagegen existiert dieses ungebro chene
Verhältnis zum Militär nicht in gleicher Weise . Für
die Wehrpflicht allerdings hab en sich gerade füh-
rende sozialdemokratische Politiker immer wieder
ausgespro chen; j a, sie legten sogar ausdrückliche
öffentliche B ekenntnisse zur Wehrpflicht ab . D arf
man daraus schließen, dass das Verhältnis der Lin-
ken zur Wehrpflicht kein rein pragmatische s ist,
sondern ein idealistische s ? Hat es etwas mit den
ideologischen Wurzeln dieser traditionsreichen
Partei zu tun?

Theorie und Praxis
der Allgemeinen Wehrpflicht

Ihre militärpolitischen Grundpo sitionen legten
die Sozialisten, wie sie sich damals no ch nannten,
in der zweiten Hälfte de s 1 9 . Jahrhunderts fest. D a-
b ei orientierten sie sich an den Ide alen der Franzö-
sischen Revolution, an den preußischen Militärre-
formern um Scharnhorst sowie an den frühlib era-
len Theoretikern de s Vormärz, nämlich den Staats-
rechtlern Karl v. Rotteck und Hans Welcker, die sei-
nerzeit als Exponenten der demokratischen Lin-
ken galten . Sie kritisierten die so genannten Stehen-
den Heere , weil in ihnen die adligen Offiziere den
Ton angab en und weil sie ein Herrschaftsinstru-
ment der Monarchie bildeten . Sie wollten die se
durch eine »Nationalmiliz« ersetzt sehen, also
durch ein Volksheer. D er »Bürgersoldat« o der »Mili-
zionär« − so die frühlib erale Theorie , die sp äter von
den Sozialisten üb ernommen wurde − würde ver-
nunftgemäß handeln, den Frieden b ewahren und
sich nicht zu Angriffskriegen missbrauchen lassen .

In der demokratischen Revolution von 1 84 8/49
wurde der Versuch unternommen, das Militär die-
sem grundlegenden Veränderungsprozess zu un-
terwerfen . Aber er misslang. Was sich erneut
durchsetzte , war die militaristische Strömung der
preußisch-deutschen Militärgeschichte . D as Ste-
hende , also ständig kriegsbereite Heer, blieb die
zentrale Stütze des monarchischen Staates . E s dien-
te auch weiterhin als Herrschaftsinstrument der
Monarchie nach außen und im Innern . Die Offizie-
re waren Gegner aller demokratischen und sozia-
len Neuerungen . Ihr Credo lautete : »Gegen D emo-
kraten helfen nur Soldaten ! «

Wie wollten die Sozialdemokraten gegen die ses
B ollwerk de s Militärstaate s ankämpfen? Ihr Kon-
zept lautete − um es mit einem mo dernen Terminus
zu sagen − , mehr Pluralismus zu re alisieren . Nicht
nur eine b e stimmte Klasse wie der Militäradel und
das B e sitzbürgertum sollten in dem von ihnen er-
strebten Volksheer Militärdienst leisten, sondern
der gesamte männliche Teil des Staatsvolke s . Als
das geeignete Mittel zur Realisierung die ses Mo-
dells wurde die Allgemeine Wehrpflicht ange se-
hen . Innerhalb der Logik des Militärstaate s warb
die Linke damals für die Wehrpflicht mit dem Argu-
ment, mit ihrer Hilfe könne die militärische Effizi-

enz ge steigert werden, weil die ganze Volkskraft
ausgeschöpft würde . Die Sozialdemokraten der
Kaiserzeit b etrachteten die Wehrpflicht als ein
Wehr-Recht für alle Staatsbürger, zudem als ein
Pendant zum Allgemeinem Wahlrecht, mit anderen
Worten, als ein Recht zur Teilhab e an der Staats-
macht.

D a es aktuell j edo ch einen demokratischen Staat
nicht gab , in dem eine solche Zuordnung Sinn ge-
macht hätte , wurde das Konzept in eine Üb ergangs-
strategie umgewandelt:

M an hoffte , die Allgemeine Wehrpflicht als ei-
nen Heb el zu politischen Veränderung einsetzen
zu können . Wenn es gelänge , so das Kalkül, eine
große Zahl von sozialdemokratisch eingestellten
Soldaten via Wehrpflicht in das Stehende Heer ein-
zuschleusen, dann würde sich der Charakter der
Armee von innen herau s ändern . Im Jahre 1 8 72 er-
klärte der sozialdemokratische Parteiführer Au-
gust B eb el der Öffentlichkeit, wie er sich diesen in-
neren Wandlungsprozess vorstellte : »Mit dem Im-
mer-weiter-um-sich-Greifen der sozialistischen
Idee« , sagte er, »werde dieselbe auch unter dem Mi-
litär verbreitet werden, und schließlich könne e s
wohl dahin kommen, dass , wenn das Militär zum
Schießen kommandiert werde , e s ganz wo anders
hin schieße , als ihm geheißen werde . « D ab ei dachte
B ebel zweifello s in erster Linie an den Einsatz de s
Militärs gegen streikende Arb eiter o der gegen poli-
tische Streiks .

So weit die also Theorie . Was die Realge schichte
der Wehrpflicht in D eutschland angeht, so vermö-
gen wir im Rückblick zu erkennen,
� dass e s sich b ei diesen Hoffnungen auf die revolu-
tionierende Kraft der Allgemeinen Wehrpflicht
um Illusionen handelte . Nicht die sozialdemokrati-
schen Wehrpflichtigen prägten die preußisch-
deutsche Armee , sondern umgekehrt wurden die
wehrpflichtigen Sozialdemokraten von den adli-
gen Offizieren ausgebildet, diszipliniert und
zugleich politisch beeinflusst. D enn die Offiziere
de s preußischen Heere s führten einen regelrech-
ten politischen Kampf gegen die Sozialdemokratie
und machten die Armee zur »Erziehungsschule der
Nation« . Ihre Personalpolitik folgte der D evise , nur
j ene Bürgerlichen in das Offizierkorp s aufsteigen
zu lassen, die sich au sdrücklich zur Monarchie b e-
kannten .
� Weiterhin können wir rückblickend erkennen,
wo der Strukturfehler de s damals fortschrittlichen
Reform-Mo delle »Nationalmiliz« beziehungsweise
»Volksheer« lag . Sie waren vom re al existierenden
Militärstaat der Gegenwart her gedacht, den man
zur D emokratie hin verändern wollte , indem man
das Militär veränderte . D as heißt, man glaubte , den
Militärstaat auf dem Umweg üb er die Wehrpflicht
umkrempeln zu können . Konnte die se Strategie j e-
mals funktionieren? Mu sste es nicht so sein, dass
zunächst ein demokratische s Staatswe sen errich-
tet wurde ?
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� Wenn wir die Re algeschichte der Allgemeinen
Wehrpflicht b etrachten, so müssen wir des weite-
ren auf den unb e streitb aren Negativbefund ver-
weisen, dass die bürgerlichen und sozialdemokra-
tischen Vordenker de s 1 9 . Jahrhunderts mit ihren
Wehrpflicht-Mo dellen gewollt o der ungewollt
dem b estehenden Militarismus zu arb eiteten . D enn
unter den B edingungen des kaiserlichen Militär-
staates hatte die konsequente Durchführung der
Allgemeinen Wehrpflicht notwendiger Weise eine
Militarisierung der Ge sellschaft zur Folge . In die-
sem Zusammenhang ist daran zu erinnern, dass Au-
gust B eb el nicht nur die Ab schaffung der Stehen-
den Heere und die Einführung einer Volksmiliz for-
derte , sondern auch die vormilitärische Au sbil-
dung der gesamten männlichen Jugend des Lan-
des . Was in der Zeit de s Kalten Kriege s mit seiner
Ho chrüstung nicht offen ausgespro chen wurde ,
muss wenigstens heute gesagt werden können :
Auch die fortschrittlichen Kräfte hab en in
D eutschland − in ähnlicher Weise übrigens auch in
anderen europ äischen Ländern − zur Militarisie-
rung der Ge sellschaften b eigetragen . E s gab also
auch so etwas wie einen demokratischen Militaris-
mus .
� Schließlich ist zu konstatieren, dass e s den demo-
kratischen Reformkräften seinerzeit nicht gelun-
gen ist, eine Schwächung der M acht der gesell-
schaftlich herausgehob enen Offizierskaste zu er-
reichen . Sie hab en die Machtverhältnisse im mo-
narchischen Militärstaat gründlich unterschätzt.
D as militärische Ordnungssystem blieb stabil . Die
Armee wurde weiterhin »von ob en« geprägt, durch
die B erufsmilitärs, und nicht etwa »von unten« . Ei-
nen erkennb aren B eitrag zur D emokratisierung
des Militärs o der gar de s Staates vermo chten die
wehrpflichtigen Soldaten nicht zu leisten .

Sp äte stens 1 9 14 b egannen die kritischen Köpfe
zu b egreifen, dass die Millionen Wehrpflichtigen,
die schon militärisch au sgebildet waren o der j etzt
au sgebildet wurden, das Personal für die M assen-
heere des nun b eginnenden Kriege s zu stellen hat-
ten . D er Hamburger Pädagoge Wilhelm Lamszus ,
ein Pazifist, hatte schon 1 9 1 1 ein hellsichtiges Buch
veröffentlicht, in dem er prophezeite , was die Men-
schen in die sem Krieg erwartete . Er beleuchtete
die vorhersehb aren Folgen der mo dernen Krieg-
technik, der industrialisierten Kriegspro duktion
und der Wehrpflicht-M assenheere . Sein Buch ver-
sah er mit dem eb enso provozierenden wie zutref-
fenden Titel : »D as Menschenschlachthaus . Bilder
vom kommenden Krieg« . Ohne Wehrpflicht und
ohne Wehrpflichtige hätte dieser erste industriali-
sierte Krieg so nicht geführt werden können, we-
der in D eutschland , no ch in Frankreich, no ch in
England , no ch in Russland . Von den mehr als zwei
Millionen deutschen Soldaten, die während de s
Ersten Weltkriege s den Tod fanden, waren die
meisten Wehrpflichtige . B ei den Millionen von
Kriegsversehrten und Kriegskranken, die für den

Re st ihre s Leb ens an diesem mörderischen Ge sche-
hen zu leiden hatten, verhielt es sich nicht anders .

Nun ist nicht zu üb ersehen, dass es während der
Weltkriegsj ahre 1 9 1 4- 1 9 1 8 unter den »kleinen Leu-
ten in Uniform« auch Kriegsgegner gab . Die zäh-
lebige Legende von der allgemeinen Kriegsbegeis-
terung, die es im August 1 9 14 gegeb en haben soll,
lässt sich − neueren Ergebnissen der Weltkriegsfor-
schung zufolge − nicht mehr halten . D er »Hurrap a-
triotismus« war offenb ar b e schränkt auf die impe-
rialistisch einge stellten adligen und bürgerlichen
Kreise sowie auf die Geisteselite . Die aus der Arbei-
terschaft und aus der Landb evölkerung stammen-
den Wehrpflichtigen dagegen reagierten auf den
Kriegsb eginn mit Sorge , Niederge schlagenheit
und Ablehnung. Seit 1 9 1 7 gab e s eine kriegsgegne-
rische B ewegung unter den Wehrpflichtigen, b e-
sonders in der Kaiserlichen Kriegsmarine . Im
Frühj ahr 1 9 1 8 kam e s b eim deutschen We stheer,
das in Frankreich kämpfen sollte , zu einem »ver-
deckten Militärstreik« : mehr als eine Million deut-
scher Soldaten verweigerte die Fortsetzung de s b e-
waffneten Kampfe s . Im Oktob er 1 9 1 8 schließlich
verweigerten die Matro sen der deutschen Ho ch-
seeflotte in Wilhelmshaven massenhaft den Gehor-
sam und gab en damit das Signal zur deutschen Re-
volution von 1 9 1 8/ 1 9 . Diese Revolte war das erste
und bislang einzige Mal in der jüngeren deutschen
Geschichte , dass wehrpflichtige deutsche Soldaten
au s eigenem Antrieb und mit erkennb arem Erfolg
in das politische Ge schehen eingriffen − zum Ent-
setzen der Offiziere .

. . . kein Zufall

Nach der militärischen Niederlage des deut-
schen Kaiserreiche s verfolgten die alliierten Sie-
germächte des Weltkriege s das Ziel, den Unruhe-
stifter D eutschland , dem sie die Schuld an die sem
Krieg gab en, militärisch so zu schwächen, dass von
ihm künftig keine weitere Störung des internatio-
nalen Friedens mehr au sgehen konnte . Sie nahmen
D eutschland die Wehrpflicht und unterwarfen das
B erufsmilitär massiven B eschränkungen . Was we-
nig b ekannt ist : Die deutsche Regierung unter dem
Ministerpräsidenten Philipp Scheidemann (SPD)
hatte den Siegermächten b ereits im Frühj ahr 1 9 1 9
von sich au s den Verzicht auf die Wehrpflicht ange-
b oten, ohne dass dies allerdings die Entscheidun-
gen der Alliierten b eeinflusst hätte . In D eutschland
gab e s also in den Jahren 1 9 1 9 bis 1 9 3 5 keine Wehr-
pflicht − und auch keinen Krieg, was sicher kein Zu-
fall war.

Im Jahre 1 9 3 5 schob die Regierung Hitler die B e-
stimmungen des Versailler Vertrage s beiseite und
führte die Allgemeine Wehrpflicht per Ge setz wie-
der ein . Gleichzeitig wurde die materielle Aufrüs-
tung forciert mit dem Ziel, Krieg führen zu können .
Während de s Zweiten Weltkrieges leisteten dann
in der deutschen Wehrmacht mehr als 1 7 Millionen
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wehrpflichtiger Männer und fast 5 0 0 . 0 0 0 Frauen
gezwungenermaßen ihren Kriegsdienst. Anders
als 1 9 1 8 revoltierten die deutschen Wehrpflichti-
gen während de s Zweiten Weltkrieges nicht. Zwar
gab es eine b eträchtliche Anzahl von so genannten
Wehrkraftzersetzern und D eserteuren, die von ei-
ner grausamen Militärju stiz mit Tausenden von To-
de sstrafen verfolgt wurden; ab er e s kam es zu kei-
nem wirksamen politischen Widerstand »von un-
ten« gegen den Krieg. Die militarisierte und Hitler-
gläubige deutsche »Volksgemeinschaft« gab erst
auf, als die Wehrmacht gezwungen wurde , b edin-
gungslo s zu kapitulieren .

Der Höhepunkt des Militarismus

Wenn man den Kriegsdienst deutscher Kriegs-
dienstpflichtiger unter der Hitler-Diktatur einmal
− als ein Gedankenspiel − durch die Optik der
frühlib eralen und sozialdemokratischen Wehr-
pflichtb efürworter de s 1 9 . Jahrhunderts b etrach-
tet, so ergibt sich ein niederschmetterndes Gesamt-
bild : In der NS-Zeit wurde mit einer radikal durch-
geführten Allgemeinen Wehrpflicht der ab solute
Höhepunkt des deutschen Militarismus erreicht.
Man muss sich auch klar machen, dass die Wehr-
macht ihrer sozialen Zusammensetzung nach tat-
sächlich ein Volksheer war, mehr als j edes andere
deutsche Heere zuvor, − ab er natürlich nicht j enes
Volksheer, von dem die Reformer einst geträumt
hatten . Also erneut :
� nichts mit Wehrpflicht als »Pendant zum allge-
meinen Wahlrecht« ;
� nichts mit D emokratisierung »von unten« , nichts
mit Veränderung der Militärorganisation von in-
nen heraus ;
� nichts mit Kriegsverhinderung und Friedensb e-
wahrung;
� nur Militarisierung, Gehorsam, Kriege und Ka-
nonenfutter.

Aus der Vergangenheit nichts gelernt

Nach dem Zweiten Weltkrieg be standen die alli-
ierten Siegermächte zunächst auf der vollständi-
gen Ab schaffung des deutschen Militärs . Die 1 9 49
gegründete Bunde srepublik D eutschland wurde
nicht auf dem Umweg üb er die Wehrpflicht errich-
tet. Ja sie wurde nicht einmal aus eigener politi-
scher Kraft gegründet, sondern unter der rich-
tungsweisenden Aufsicht der westlichen Sieger-
mächte , in ideeller Hinsicht allerdings auch in An-
knüpfung an die bis dahin immer unterlegenen de-
mokratischen Traditionen in D eutschland .

Die Wiedereinführung der Wehrpflicht erfolgte
im Sommer 1 9 5 6 , elf Jahre nach Kriegsende 1 9 45
und sieb en Jahre nach der Verab schiedung des
Grundge setzes − und zwar gegen den Willen der
Mehrheit der Menschen in der Bundesrepublik.
Man fragt sich, wie es dazu nach den extrem negati-

ven Erfahrungen mit der Wehrpflicht in den b ei-
den Weltkriegen üb erhaupt kommen konnte . Hat-
te man in diesem Punkt au s der Vergangenheit
nichts gelernt?

D ass 1 9 5 7 die ersten Wehrpflichtigen in Kaser-
nen der Bunde swehr einrückten, war in erster Li-
nie einem pragmatischen Ge sichtspunkt ge schul-
det: Die Regierung Konrad Adenauer (CDU) konn-
te sich nicht vorstellen, die vom Bündnis ge-
wünschte Stärke von 5 0 0 . 0 0 0 Mann ohne Wehr-
pflichtige auf die B eine stellen zu können . Um die-
ses politische Ziel zu erreichen, schob man die his-
torischen Erfahrungen mit der Wehrpflicht mit ei-
ner erstaunlichen Unb ekümmertheit beiseite , wo-
b ei man sich auch das zwischenzeitlich konstruier-
te B ild von der »sauberen Wehrmacht« dienstb ar
machte . Ab er mehr no ch: Man umgab die Wehr-
pflicht − so als sei nichts gewesen − mit dem Heili-
genschein de s D emokratischen . In eklatantem Wi-
derspruch zu allen historischen Erfahrungen wur-
de nunmehr b ehauptet, Wehrpflicht und D emo-
kratie gehörten irgendwie »wesensmäßig« zusam-
men . D ab ei wusste man do ch, dass die alten D emo-
kratien England und USA in Friedenszeiten keine
Wehrpflicht hatten und dass e s wohl kaum eine
Diktatur in der Welt gab o der gibt, die auf die Wehr-
pflicht verzichtet hätte .

Die Wehrpflichtb efürworter der 5 0er Jahre b e-
riefen sich häufig auf den damaligen Bunde spräsi-
denten Theo dor Heuß, einen historisch gebildeten
Mann, der als Politiker aus der Tradition de s Lib era-
lismu s kam . Heuß hatte sich b ereits im Jahre 1 9 49
− rein theoretisch − üb er die Wehrpflicht ge äußert.
Während der B eratungen des Parlamentarischen
Rates prägte er die irritierende Formel, die Wehr-
pflicht sei »das legitime Kind der D emokratie« . His-
toriker hab en viel herumgerätselt, was Heuß damit
gemeint hab en könnte . D enn die preußisch-deut-
sche Geschichte de s 1 9 . und 2 0 . Jahrhunderts
konnte er wohl kaum für seine The se ins Feld füh-
ren . Allenfalls konnte man daran erinnern, dass der
Wehrpflicht in einigen reformerischen D enkmo-
dellen des 1 9 . Jahrhunderts be stimmte Fähigkeiten
angedichtet worden waren, die sich j edo ch in kei-
ner Weise b ewahrheitet hatten .

So , wie Heuß ' Diktum von der Wehrpflicht als
dem »legitimen Kind der D emokratie« sp äter pro-
p agandistisch verwendet wurde , kommt es einer
fatalen Irreführung gleich. Mit seiner Hilfe wurde
ein Mytho s geschaffen, der großen Schaden ange-
richtet hat. Viele Militärpolitiker und − mehr no ch
− B erufsmilitärs haben den S atz von Heuß dankb ar
als eine wohlfeile Legitimationsformel aufgegrif-
fen und sie hernach tausendfach nachgeb etet. Ob
der b ehauptete S achverhalt zutraf o der nicht, war
ihnen dab ei unwichtig. Worauf es damals und
sp äter ankam, war alleine die politische B otschaft,
die von diesem Diktum au sging: D ass nämlich
D emokratie und Wehrpflicht nicht in einem Wi-
derspruch miteinander stünden, sondern dass sie

A
nt

i
m

ili
ta

ris
m

us



3 5

− historische Erfahrungen hin o der her − irgend-
wie do ch zu sammen hingen .

»Der Geist ist identisch«

Die Sicherheitspolitiker der sozialdemokrati-
schen Oppo sition hab en die se M anöver seinerzeit
übrigens durchschaut. Sie argumentierten auf der
B asis der Logik und der historischen Erfahrung,
wenn sie feststellten, dass D emokratie und Militär
im Grund nichts miteinander zu tun hätten . Längst
hatten sie erkannt, dass der politische und gesell-
schaftliche B ereich der D emokratie seiner inneren
Struktur nach keine Ähnlichkeit mit dem B ereich
des Militärs aufweist, da sie gegensätzlichen Herr-
schaftsprinzipien verpflichtet sind .

Anlässlich der B eratungen der Wehrge setze im
D eutschen Bundestag 1 9 5 5 hat der bedeutende so-
zialdemokratische Rechtsexperte Adolf Arndt
eben diese strukturellen Unterschiede klar heraus-
gearb eitet: »D emokratie und Militär« , führte er aus ,
» sind b ei allen Völkern und zu allen Zeiten schwer
miteinander vereinb are Gegensätze gewe sen . D e-
mokratie ist ihrem We sen nach Selb stb e stimmung
und Eigenverantwortung . D as Gesetz des Militärs
ab er ist der Gehorsam in einem Verb and , der durch
B efehl regiert wird . D emokratie ist Aufteilung der
M acht und Gleichgewicht durch gegenseitige Kon-
trolle . Militär ist Zusammenb allung der Macht und
Unterordnung. « Als 1 9 5 6 das von der Regierung
Adenauer eingebrachte Wehrpflichtge setz im
D eutschen Bunde stag b eraten wurde , b egründete
der verteidigungspolitische Sprecher der SPD-Bun-
destagsfraktion, Fritz Erler, die ablehnende Hal-
tung seiner Partei mit einer Erkenntnis , die er nur
durch fundierte historische Erfahrung erworben
hab en konnte : »D er Geist der Gesamtarmee« , führ-
te Erler aus , »hängt − auch wenn Sie die Wehrpflicht
einführen − nicht von der Gesinnung der Wehr-
pflichtigen, sondern von der Gesinnung des Kerns
und der Vorgesetzten ab , . . . denn der ist in b eiden
Fällen identisch. «

Wenn die Sozialdemokraten damals gleichwohl
an der Au sge staltung der Militärgesetzgebung mit-
wirkten, so taten sie dies vor dem Hintergrund
eben dieser historischen Erfahrung, au s welcher
sie nun die Lehre zu ziehen versuchten : Unter kei-
nen Umständen durfte es zu einer neuerlichen Res-
tauration der militärischen und politischen Macht
der B erufsoffiziere kommen, die für den preu-
ßisch-deutschen Militarismus charakteristisch ge-
wesen war und deren fatale Folgen no ch j eder-
mann unmittelb ar vor Augen standen .

D aher halfen die sozialdemokratischen Politi-
ker
� b ei der Einrichtung eine s p arlamentarischen
und politischen Kontrollsystems ;
� b eim Einb au der Bundeswehr in das westliche
Verteidigungsbündnis , das der Bundesrepublik b e-
kanntlich nur eine halb e Souveränität zubilligte ,

� b ei der Re alisierung de s neuen Leitbildes de s
»Staatsbürgers in Uniform« und der »Innere Füh-
rung« . Mit Hilfe die ser vielleicht wichtigsten Re-
formkonzepte sollte der Ab stand zwischen zivilge-
sellschaftlichen und militärischen Umgangsfor-
men vermindert und die Recht der Wehrpflichti-
gen geschützt werden . Vielleicht hat sich der eine
o der andere Politiker damals tatsächlich an das
Volkswehr-Mo dell de s 1 9 . Jahrhunderts erinnert,
an die Idee also , den politischen Pluralismus der Zi-
vilge sellschaft in die Streitkräfte zu üb ertragen und
damit deren Integration in die demokratische Ge-
sellschaft zu erleichtern .
� D es weiteren sollten die Wehrpflichtigen − was
kaum j e offen ausgespro chen wurde , aber gleich-
wohl von großer B edeutung war − so etwas wie ei-
ne Kontrolle de s B erufsmilitärs »von unten« sicher-
stellen . Diese Vorstellung muss auch als ein Reflex
auf das Trauma der 2 0er Jahre interpretiert wer-
den, als sich die Reichswehr zum »Staat im Staate«
entwickelt und ein von der Republik lo sgelö stes Ei-
genleb en geführt hatte .

»Statisten in Uniform«

Ab schließend ist zu fragen : Wie hat sich das
Institut der Allgemeinen Wehrpflicht in der Ge-
schichte der deutschen Bundesrepublik ausge-
wirkt? D ie zur Zeit des Kalten Kriege s gültige Ab-
schreckungsstrategie setzte primär auf die Atom-
waffen . Die konventionellen Streitkräfte mit ihren
Wehrpflichtigen suggerierten eine Verteidigungs-
fähigkeit in einem herkömmlichen Krieg, die
glücklicherweise nicht auf die Probe ge stellt wer-
den musste . Hab en die mehr als zweieinhalb Millio-
nen bundesdeutscher Wehrpflichtiger, die im Lau-
fe der Zeit von der Bunde swehr militärisch ausge-
bildet wurden, zum Erhalt des Friedens beigetra-
gen? Hat ihr bloße s Vorhandensein b ewirkt, einen
heißen Krieg zu vermeiden? D er Sieg im Kalten
Krieg hatte bekanntlich viele Väter hat. Können
auch die Wehrpflichtigen dazu gezählt werden? B ei
nüchterner B etrachtung mu ss j ede Antwort auf
die se Fragen notgedrungen spekulativ bleiben .

Hab en die Wehrpflichtigen der Bunde swehr
das B erufsmilitär domestiziert, die Republik von ei-
ner neuerlichen Entwicklung de s Militärs zu einem
»Staat im Staate« b ewahrt und die se s in die zivile Ge-
sellschaft integriert? Auch üb er diese Fragen kann

− das liegt in der Natur der S ache − nur spekuliert
werden . Ich neige zu der Auffassung, dass bei den
D eb atten hierüb er häufig ideologische Üb er-
höhungen im Spiel waren, die sich aus − historisch
verständlichen − Wünschb arkeiten speisten . B e-
legb ar ist eher, dass auch die Wehrpflichtigen der
Bunde swehr j eweils nicht mehr als »Statisten in
Uniform« waren . Auch die Bundeswehr wurde von
ob en geprägt, nicht von unten . Funktioniert hat
das politische Kontrollsystem, und zwar ganz unab-
hängig von der Wehrpflichtkomponente .
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om 1 9 ./2 0 . April bis offiziell zum 1 . Mai
2 0 0 3 dauerte der Krieg, den die Regierung

der Vereinigten Staaten »Operation Irakische Frei-
heit« genannt hat. Außer US-amerikanischen Trup-
pen b eteiligten sich in großer Zahl solche des Ver-
einigten Königreiche s . D arüb er hinaus waren Sol-
daten von 3 2 weiteren Ländern b eteiligt. D eutsch-
land schickte keine Truppen . War D eutschland
denno ch am Krieg b eteiligt? Waren deutsche Fir-
men durch den Einsatz ihrer Pro dukte mit im Krieg
verwickelt?

Anfang D ezemb er 2 0 02 b esuchte ich als Leiter
einer europ äischen D elegation des Internationa-
len Versöhnungsbunde s auf Einladung de s Mit-
telö stlichen Rate s der Kirchen B agdad . In vielen
Ge sprächen dort vor und hier während und nach
dem Krieg, kam immer wieder die Frage auf: Was
können wir tun?

Oft sind die einfachsten Dinge , die getan wer-
den können, diej enigen, auf die man als Letztes
stößt. Was nützt das leichteste M aschinengewehr,
die beweglichste Panzerkanone , die schnellste
Haubitze und der mo dernste ferngelenkte Marsch-
flugkörper, wenn der Sprengkörper nicht explo-
diert? Immer no ch wird Schaden angerichtet. Aber
die verheerende Wirkung wäre gebremst. Außer
dem Menschen, der diese Waffen b edient, sind
Zünder und Munition die schwächsten Glieder in
der gesamten Kette der Zerstörung . Anders formu-
liert : Diej enigen, die Zünder und Munition herstel-
len, tragen − außer denen, die B efehle erteilen und
ausführen − die größte Verantwortung für das Ge-
schäft des To des .

Wir hab en uns daran gewöhnt, dass in unseren
Städten keine Henker und Sklavenhändler mehr
wohnen . Hinrichtungen und Sklavenhandel sind
ge ächtet. Zu Recht. Würde der B au einer Fabrik zur
Herstellung von mo dernen Hinrichtungsstühlen
als eine Maßnahme zur B eschaffung von Ar-
b eitsplätzen b egrüßt werden? Wird b ei der Herstel-
lung von Massenvernichtungswaffen − wie zu
Recht die Kleinwaffen genannt werden, die in den
letzten Jahren Millionen Menschen das Leb en ge-
ko stet hab en

1 )

− mit anderem Maß gemessen? Die
Pro duktion von Zündern und Munition gilt als eh-
renwerte Tätigkeit − solange Steuern gezahlt, Ar-
b eitsplätze erhalten werden und Umsatz gemacht
wird .

Kann es nicht gelingen, die Pro duktion von Mu-
nition und Zündern genau so zu ächten wie die B e-
rufe Henker und Sklavenhändler? D ass die se geäch-
tet wurden, geschah nicht üb er Nacht, sondern als
Ergebnis einer weltweiten glaub ensgemeinschaft-
lichen, christlichen, gesellschaftlichen, juristi-
schen und politischen Anstrengung, deren Erfolg
zu B eginn keineswegs sicher war. Wäre e s nicht
gleicher Anstrengungen wert, solchen (selb st-)
mörderischen Geschäften mit Zündern und Muni-
tion das Handwerk zu legen?

Matthias Engelke

Die Beteiligung deutscher
Rüstungsfirmen am Irak-Krieg
Eine Übersicht

D amit zurück zum Ausgangspunkt, zu der Frage ,
we shalb die deutsche Politik bislang nicht von der
Wehrpflicht lassen will . Ich denke , man muss fol-
gendes bilanzieren : Die historischen Erfahrungen,
zu denen auch die 5 0 Jahre Bundeswehr in der D e-
mokratie gehören, setzen uns instand , die Legende
zu durchschauen, dass Militär und Wehrpflicht
»we sensmäßig« etwas mit D emokratie zu tun hät-
ten . Sie können uns helfen, die Illu sionen der Wehr-
pflicht-Romantiker offen zu legen und das eigentli-
che Problem zu erkennen, das in der Zukunft gelö st
werden muss : Warum sollte die politische Kontrol-
le des deutschen Militärs künftig nicht auch ohne
Wehrpflicht funktionieren, so wie e s in unseren
we stlichen Nachb arländern der Fall ist?

Prof. Dr. Wolfram Wette lehrt Neueste Gesch ich te
an der Un iversitä t Freiburg im Breisga u und ist
Mitglied der DFG- VK.

Dieser Beitrag wurde als Vortrag bei einem
Symposium zum Thema Bürgergesellschaft und
Militär im Ma i in Rasta tt gehalten. Veröffen tlich t
wurde er in der »Dokumen ta tio n« der »Frankfur-
ter Rundscha u« a m 3. A ugust; da a ber wegen eines
tech n ischen Fehlers [?] die FR a n diesem Tag n ich t
als » Unabhängige«, so ndern als »abhängige Tages-
zeitung« firm ierte, en tschloss man sich, 90 Pro-
zen t der A uflage einzustampfen, so dass lediglich
1 0 Prozen t der Zeitungen, die bereits vor dieser
En tscheidung in der A uslieferung waren, das Pu-
blikum erreich t ha ben.

1 ) Pe te r C roll und M ichael B rz o ska: Auch Armut b e droht die Sicher-
he it. B ewertung vo n Ab rüs tung und Ko nve rs io n im J ahr 2 0 0 3/
E inführung zum »C o nversio n Survey« , in : FR 2 9 . 0 5 . 2 0 0 4 : »Vo n de n
mehr als 1 0 0 Millio ne n M e ns chen, die in den Kriege n de s 2 0 . J ahr-
hund erts ums Leb e n kame n, s tarb e n grob ges ch ätz t we nige r als
e ine M illio n durch Nukle arwaffe n, weniger als 3 0 0 . 0 0 0 durch che-
mis che und nur e ine verh ältnism äßig kle ine Z ahl durch b iologi-
s che Kamp fsto ffe . D ie tö dlichste n Waffe n in den letzten zwe i J ahr-
z ehnten waren Kleinwaffen . «
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Ich meine : M an sollte es wenigstens versuchen .
B e sser gesagt : Ich mö chte e s wenigstens versucht
hab en . Was daraus wird , wird sich zeigen . D o ch da-
zu ist es nötig, genau zu wissen, wer was pro du-
ziert.

Zunächst war ich davon üb erzeugt, es sei leicht,
darüb er Informationen zu b ekommen . B ei der gro-
ßen Anzahl von Friedensforschungsinstituten,
Friedensinitiativen, Anti-Rü stungskamp agnen etc .
dürfte das kein Problem sein, Menschen zu finden,
die sich in die sem Feld auskennen und sachkundig
Auskunft geb en können . B ereits die ersten Tele-
fonate b ei einer Reihe von Einrichtungen im Som-
mer 2 0 0 3 ernüchterten ziemlich. Wenn, dann war
man mit Teilaspekten b e schäftigt, z . B . Landminen-
kamp agne o der Kleinwaffen . O der üb erhaupt
nicht. »M an wird zum Kriegsforscher, statt zum
Friedensforscher« − so eine Stimme eine s weltb e-
kannten Instituts aus Hamburg . Ab er was nützt e s?
Wenn man sich nicht in das Dunkle hineinb egibt,
kann man es nicht erhellen .

Die einzige Einrichtung, die mir gerne ihre Hilfe
anbot war das B erliner Informationszentrum für
Transatlantische Sicherheit (B ITS) unter der Lei-
tung von Otfried Nassauer, allerdings mit der Ein-
schränkung, hier sei alle s M aterial vorhanden, for-
schen müsste schon j emand anders . Alle Mitarb ei-
tenden seien mit anderen Themen b e schäftigt.

Wen j etzt finden? Die B emühungen dauerten
wiederum üb er ein halbe s Jahr und blieb en erfolg-
lo s . Wenn kein Pferd den Karren zieht, soll man ihn
deswegen stehen lassen? Also sp annte ich mich
selb st ein und verbrachte knapp drei Tage im B erli-
ner Informationszentrum im Stadtteil Prenzlauer
B erg und sammelte dort zahlreiche s M aterial .

Am Irakkrieg beteiligte deutsche Firmen

Folgende Firmen sind mit ihren Pro dukten am
Irakkrieg 2 0 0 3 beteiligt gewe sen bzw. haben daran
verdient. Die Üb ersicht b eansprucht keine Voll-
ständigkeit.

2)

E s handelt sich ausschließlich um An-
gab en, die b elegb ar und nachvollziehb ar sind .

1 . Gruppe: Allgemeine Rüstungsfirmen
A nba u-Gra na twerfer AG 3 6
Die Firma Heckler & Ko ch pro duziert den Granat-
werfer H&K AG 3 6 4 0mm als Anb au − u . a. auch für
britische Gewehre . Mit 60 0 die ser Granatwerfer
wurden von Großbritannien Infanteriesoldaten
für den Irakkrieg ausgerüstet.
Quelle:Jane 's Defence Weekly, jdw, 26. 3. 2003, S. 3 0; jdw.ja-
nes. com; A nschrift und Ko n takt: Heckler & Koch Gm bH, Post-

fach 1329, 78 722 Oberndorf, Tel. 0 7423/79-0, Fax 79-249 7,
www. heckler-koch. de

Sch ü tzenpanzerkette
Die Firma Diehl pro duziert spezielle Panzerketten
für den englischen Schützenp anzer AS 9 0 1 5 5 mm,
die be sonders für sandigen B o den geeignet sind .

D er Schützenp anzer AS9 0 war im Irak im Einsatz .
Quelle: www. army-technology. co m/projects/as90/; A nschrift
und Ko ntakt: Diehl Remscheid GmbH, Vieringha usen 1 18,
4285 7 Remscheid, Tel: 02191/9 76-0, Fax: 9 76206, sales @diehl-
remscheid. co m, www. diehl-remscheid. co m

Faltsch wim mbrücke
Im Irakkrieg kam eine Faltschwimmbrücke (Im-
proved Ribb on Bridge , IRB) zum Einsatz, die in Kai-
serslautern gefertigt wird .
Quelle: www.globalsecurity. org/m ilitary/ops/iraq-2002-wea-

po ns. h tm; www.glo balsecurity. org/m ilitary/systems/gro und/
irb. h tm; www.gdsbs. de/de/products/fsb/irb. h tm; A nschrift und
Kon takt: E WK Eisenwerke Ka isersla utern GmbH, Barbarossa-
str. 3 0, 67655 Ka isersla utern, Tel. 0631/3 61 6-0

Panzergesch ütz
D er amerikanische Kampfp anzer M 1 − Abrams ge-
nannt − war ursprünglich mit einem 1 0 5 mm-Ge-
schütz ausgestattet. Von 1 9 8 5 an wurde die ser Typ
durch eine 1 2 0mm-Glattrohkanone aufgerüstet
(M 1 A 1 und M 1 A2 Panzer) , die Rheinmetall für den
deutschen Leop ard II Panzer entwickelt hatte (1).
Inzwischen, so wird b erichtet, wird dieser Kanone
in Lizenz geb aut (Jane s International D efense Re-
view, JIDR, 2/0 0) (2 und 3).
Die 3 . Infanteriedivision (3 . ID) war z . B . mit 2 0 0
M 1 A 1 Abrams-Panzern im Irakkrieg b eteiligt
(Christia n Tobergte: Der Dritte Golfkrieg: Eine Zusa mmenfas-
sung, in: Wissenschaft & Sicherheit 4/2002)(4).

Quelle: (1) www.glo balsecurity. org/m ilitary/systems/gro und/
m 1. h tm; (2) h ttp://66. 1 02. 1 1. 1 04/search ?q =cache:JzkG-2h 4r
UwJ:userpage.fu-berlin. de/ ~a m i/am i _ho mepage/a m i _arch iv/

2001/1 1-01/pdf1 1-01/3-panzer- 1 1-01. PDF+Ja nes + 120mm &hl=
de&lr=la ng_de; (3) www.geopo wers. co m/i- Views/Rheinmetall/
rheinmetall. h tml; (4) www. sicherheitspolitik. de/ PDFs/WuS%
204 _04 %20To bergte.pdf; A nschrift und Ko ntakt: Ko nzernzen-
trale Rheinmetall AG, Rheinmetall Allee 1, 40476 Düsseldorf;
Postfach 1 04261, 40033 Düsseldorf, Tel. 021 1/473-01, Fax
473-4746, www. rheinmetall. de, www. rheinmetall. co m; Toch ter-

firma für die Rüstungsherstellung − gena nn t Defence: Rhein-
metall DeTec AG, Pempelfurtstraße 1, 40880 Ra tingen, Postfach
1 663, 4083 6 Ra tingen, Tel. 021 02/90-0, Fax 021 02/473-553,
www. rheinmetall-detec. de, www. rheinmetall-detec. co m

2 . Gruppe: Munitions- und Zünderfirmen
Treibladungspulver
In ihren firmeneigenen Nachrichten meldet die Ni-
tro chemie am 1 8 . Juni 2 0 0 1 , dass die britische Rüs-
tungsfirma Royal Ordnance Ltd . (ROD) einen
»Langfristigen Partnerschaftsvertrag üb er Treibla-
dungspulverlieferungen« abge schlo ssen hab e . Ro-
yal Ordnance ist der b edeutendste Munitionsher-
steller Englands und gehört zu BAE-Systems .
D er Vertrag wurde am 1 8 . Juni unterschrieb en . Er
b einhaltet die Lieferung von 3 0 0-4 0 0 Tonnen Pul-
ver pro Jahr mit einer Laufzeit von minde stens 1 0
Jahren . D er Vertrag hat den Umfang von mehr als
70 Millionen Euro . Die Lieferungen − so die Mel-
dung − wird 2 0 0 3 mit mehr als 3 0 0 Tonnen Pulver
und 2 0 0 0 0 0 Formteilen b eginnen .
Quelle: h ttp://www. n itrochem ie. com/deutsch/d_news/
d_news/d_news _01 _18-06-2001 _wt. h tm

Adresse und Ko ntakt: Nitrochem ie Ascha u GmbH, 84544
Ascha u a. Inn, L iebigstrasse 1 7, Tel. 08638/68-0; Nitrochem ie
Wimm is AG, CH-3 752 Wimm is, Niesenstr. 44, Tel. 0041/
033/2281 005, info @ n itrochem ie. com, www. n itrochem ie. com

Üb er den gleichen S achverhalt b erichtet die Jane ' s
D efence Weekly am 6 . Februar 2 0 02 . Sie führt ins-
b e sondere die Ausrüstung für die Munition de s bri-

2 ) www. glob als e curity. o rg/military/o p s/iraq_o rb at_co alitio n . htm

S o is t es z . B . b ekannt, d as s z ahlre iche d euts che Firmen mit ihren
Pro dukte n im Kamp fflugz eug To rnad o vertreten s ind .
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tischen Panzers Challenger 2 an ( 1 2 0mm L3 0A 1 ) .
Quelle:Ja ne 's Defence Weekly am 6. Februar 2002, S. 18;

Die Zeitschrift Soldat und Technik meldet im März
2 0 02 , dass die britische Firma Royal Ordnance die
eigene Pro duktion von Munitionspulver und ver-
brennb aren Formteilen bereits zum Jahresende
2 0 0 1 eingestellt hat.
Quelle: Solda t und Techn ik, März 2002, S. 60

Exkurs : Kam der britische Panzer Challenger
2 im Irakkrieg zum Einsatz?

Nach dem von Glob alsecurity veröffentlichten B e-
richt »Non-US Force s in Iraq − 2 0 May 2 0 0 4«

3 )

waren
an englischen Truppen au s der 3 UK Armoured Di-
vision folgende Einheiten im Irakkrieg b eteiligt :
Queen' s Royal Hu ssars ; 1 st BN, The Light Infantry;
1 st BN , The Royal RE GT of Wales ; 2 nd BN, The Pa-
rachute RE GT; 1 st BN , The Royal Scots; 1 st BN, The
Argyll & Sutherland Highlanders ; 2 6 RE GT Royal
Artillery; 3 5 Engineer RE GT
Sowohl auf der Seite der Queen' s Royal Hu ssars

4)

so-
wie der 1 st BN , The Royal RE GT of Wale s

5 )

werden
als Ausrü stung u . a. der Panzer Challanger 2 aufge-
führt, b ei der zuletzt genannten Einheit 1 1 6 Stück.

6)

Einzelheiten üb er den Einsatz die se s Panzers schil-
dert ein B ericht de s britischen Verteidigungsmini-
steriums .

7)

In ihm ist davon die Rede , dass − offen-
sichtlich die se − 1 1 6 Challenger 2 insge samt 1 , 9
Tonnen abgereichertes Uran (D epleted Uranium,
DU) verscho ssen .
Die se s Ergebnis rechtfertigt die Aussage : Von deut-
schen Firmen (mit-)herge stellte Munition explo-
dierte in Irak, sofern von der britischen Armee zu-
mindest von ihren Challenger 2 Panzern au s Ge-
scho sse verwendet wurden, die von 2 0 02 , sp äte-
stens von Anfang 2 0 0 3 an geliefert wurden . D ar-
üb er hinau s profitiert die deutsche Firma Nitro-
chemie durch den Nachkauf der verscho ssenen
Munition am Irakkrieg.

Zünder
Am 1 0 . April 2 0 0 2 meldet die international führen-
de Zeitschrift für Rüstungsindu strie Jane ' s D efen-
ce Weekly eine bemerkenswerte Nachricht: Die
deutsche Firma Junghans Feinwerktechnik Gmb H
& Co KG als Teil der Diehl Gruppe üb ernimmt für
den britischen Rüstungsherstellern BAE Systems,
hier insbe sondere Royal Ordnance , RO D efence ,
die gesamte Herstellung von Zündern, die Royal
Ordnance ihrerseits Mitte des Jahres 2 0 02 einstellt
(Fabrik in Blackburn, England) .
Auch die Zeitschrift Europ äische Sicherheit kenn-
zeichnet die " Strategische Partnerschaft" lakonisch
mit : "Junghans wird damit zum einzigen Zünder−
Lieferanten von RO " .
Quelle:Jane 's Defence Weekly, JDW, 1 0 April 2002, S. 19;
wt II/2003, S. 96; Europä ische Sicherheit 5/2002, S. 5; siehe:
www. europaeische-sicherheit. de/Rel/a usgaben/05ma i2002/

pages/umscha u/umscha u _05. h tml; Military Tech nology MIL-
TECH 5/2002, S. 78; A nschrift und Ko n takt:Junghans Fein-
werktechn ik GmbH & Co. KG, Geißhaldenstraße 49, 78 713
Schra mberg, Tel. 0 7422/18- 1, Fax 21 650, www.junghans-fwt. de;
sowie: Werk Seedorf, Un terbergenweg 1 0, 78655 Dunn ingen,
Tel. 0 74 02/181-0, Fax 181-32; sowie: BAE SYSTEMS Deutsch-
la nd GmbH, Jägerstraße 59, 1 01 1 7 Berlin, Tel: 03 0/2094263 0,
Fax: 20942639, info @ baesystems. de, www. baesystems. de; un-
ter www. baesystems. com/ocs/rodefence/index. h tm A nga ben
über die vo n ROD hergestellten Produkte − u. a. Artilleriem un i-
tio n

Panzerm un itio n
Die Munition für die von der Rheinmetall entwic-
kelten 1 2 0mm Glattrohrkanonen im amerikani-
schen M 1 A 1 und M 1 A2 Panzer werden von Rhein-
metall selb st bzw. in Lizenz hergestellt o der wurde
durch Technologietransfer von amerikanischen
Rüstungsfirmen üb ernommen und weiterentwic-
kelt.
Quelle: www. rheinmetall-detec. co m/index.php?la ng=2&fid=
1 042&actio n =pd; www.glo baldefence. net/index. h tm ?; www.

glo baldefence.net/deutsch/arch ive/mo na te/03-02-m il.h tm;
www. globalsecurity. org/m ilitary/systems/m un iti-
o ns/m83 0a 1. h tm; www. ko tsch88. de/m _120_mm. h tm; A n-
schrift und Ko n takt: s. o.

Die se s Ergebnis rechtfertigt die Aussagen : Die
deutsche Firma Rheinmetall war durch Lieferung
und/o der Nachb au bzw. Technologietransfer ihrer
1 2 0mm Glattrohrkanone sowie der zugehörigen
Munition im amerikanischen Kampfp anzer M 1 A 1
und M 1 A2 am Irakkrieg unmittelb ar verwickelt.
Die deutsche FirmaJunghans war am Irak-Krieg b e-
teiligt, dadurch dass von ihr hergestellte Zünder
dort explo diert sind . Sie profitiert von die sem
Krieg durch den Nachkauf der dort verscho ssenen
Munition .

Pfarrer Dr. Ma tth ias Engelke ist Mitglied im Vor-
stand des Versöh n ungsbundes.

3) www. glob als e curity. o rg/military/o p s/iraq_o rb at_c o alitio n . htm

4) www. qrh . o rg . uk/re cruit. htm

5 ) www. regime nts . o rg/milhist/uk/de p o t/9 6 8 p ow. htm und d o rt
Ve rwe is auf: www. mo d . uk/public atio ns/iraq_les s o ns/annexc_ar-
my. htm; do rt auch aufgeführt de r S chütz e np anz e r AS 9 0

6) N ähe re Info rm atio n üb er die Munitio n de s Panz ers Challenge r 2 :
www.j ane s . c o m/de fenc e/news/j dw/j dw0 1 0 1 0 8_4_n . shtml

7) www. glob als e curity. o rg/military/lib rary/rep o rt/2 0 0 3/iraq-
o p s_les s o ns_ukmo d_de c0 3_o p s iniraq . p df
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A ndreas Peh nke: Bo tschaft der Versöh n ung. Der
Leipziger Friedens- und Reformpädagoge Waldus
Nestler (188 7- 1954). Beucha 2004, Sax Verlag, 152
Seiten, 15. - Euro, ISBN 3-934544-55X

Der Tod durch chemische Waffen ist ein Meister
au s D eutschland . Am 2 2 . April 1 9 1 5 wurde in einer
Schlacht b eim b elgischen Ypern erstmals Giftgas
einge setzt – und zwar von deutscher Seite . Seit dem
Ersten Weltkrieg hab en chemische Waffen qualita-
tive Veränderungen erfahren, heute gehören sie
weltweit zum Vernichtungspotenzial . Gegen diese
Waffen richtete sich schon in den zwanzigerJahren
des letzten Jahrhunderts der Protest der Friedens-
bewegung. Waldu s Nestlers Antikriegsschrift »Gift-
gas üb er D eutschland« aus dem Jahre 1 9 3 2 zählt zu
die sem p azifistischen Spektrum und ist durch An-
dreas Pehnke (Universität Greifswald) durch den
vollständigen Ab druck im Anhang nun wieder
zugänglich gemacht worden . E s ist ein historische s
D okument mit aktueller B edeutung.

Nestler wurde in Meißen geb oren, ab solvierte
das Gymnasium seiner Heimatstadt und studierte
Evangelische Theologie . Wegweisend für sein
theologische s und politisches B ewu sstsein sollte
im Sommersemester 1 9 09 die B egegnung mit dem
führenden religiö sen Sozialisten Leonhard Ragaz
an der Universität Zürich sein . E s entwickelte sich
eine leb enslange Freundschaft. In der Zeit de s Ers-
ten Weltkriegs diente Nestler als Oberleutnant und
Gasschutzoffizier, er wusste also schon sehr genau
B e scheid , wenn er nach 1 9 1 8 über Chemiewaffen
referierte und publizierte .

Im Jahre 1 9 1 9 zählte Nestler zu den Mitb egrün-
dern de s deutschen Zweigs de s Internationalen
Versöhnungsbunde s . Zahlreiche Aktivitäten präg-
ten Ne stlers Engagement in dieser Friedensorgani-
sation, so etwa Vortragsreisen im In- und Ausland
über die Völkerverständigung und die Ächtung von
Chemiewaffen . Enge Kontakte hielt Nestler zu an-
deren Friedensorganisationen .

Die internationale Tagung des Versöhnungs-
bunde s in Ob erammergau 1 9 2 6 forderte eine Auf-
klärung über die Gefahren eine s Gift- und Gas-
kriege s . Nestlers Publikation » Giftgas üb er
D eutschland« erfüllte diese Aufgab e , und wurde
durch die Unterstützung der D eutschen Friedens-
gesellschaft veröffentlicht. Diese Schrift steht in ei-
nem engen Zusammenhang mit anderen Veröffent-
lichungen zur Problematik de s Gaskriege s in der
Zeit der Weimarer Republik. Zwei Vorstudien prä-
sentierte Nestler im Frühj ahr 1 9 2 9 in Schweden,
D änemark und der Schweiz . In seiner wegweisen-
den Schrift erläutert Nestler zunächst die Entwick-
lung der Chemiewaffen und deren Einsatz . D anach
widerlegt er ausführlich die B ehauptung, wonach
es einen Schutz vor diesen Waffen geb e : »Die Leute
vom Luftschutz-Rummel sind heute die größten
Feinde unserer Sicherheit, weil sie uns mit alb er-
nen Spielereien b eruhigen und einlullen, weil sie
die Menschheit daran hindern, sich der ungeheu- F or u m Pazi fi s mus

ren Gefahr b ewusst zu werden und entsprechende
M aßnahmen dagegen zu ergreifen . Schließt euch
zu sammen, Völker, dann b edroht euch niemand ! «

Nestler b eendet seine Publikation mit gezielten
und konkreten Appellen, die mitunter Wolfgang
B orcherts » S ag Nein ! « vorwegnehmen, an Politiker,
Soldaten, Wissenschaftler, Lehrer, Mütter, Chris-
ten, Sozialisten und Menschen, sich den Gaswaffen
zu verweigern : »E s gibt nur einen Schutz : Jagt die
Kriegshetzer rechtzeitig in die empfohlenen Gas-
schleusen . «

Waldus Ne stler ist ein gutes B eispiel dafür, dass
Pazifismus keine swegs nur die Kritik an Gewalt,
Krieg und Militär ist, sondern auch ein sozialrefor-
merische s Proj ekt. Geprägt durch die Kriegserfah-
rungen und enttäuscht von der militaristischen
Haltung großer Teile der evangelischen Kirche , än-
derte Ne stler sein B erufsziel und wurde 1 9 1 9 Leh-
rer (Unterrichtsfächer: Latein, D eutsch, Praktische
Philo sophie im Rahmen des Religionsunterrichts)
– und zwar an einer renommierten reformp ädago-
gischen Schule (ab 1 9 2 7: Gaudig-Schule) in Leipzig .
Im Anhang sind zwei p ädagogische Texte Ne stlers
abgedruckt. Wegen seiner p azifistischen Einstel-
lung erfolgte zunächst Ne stlers B eurlaubung im
April 1 9 3 3 , dann eine Strafversetzung – unter An-
drohung weiterer Strafmaßnahmen . Ne stler trat in
der in der NS-Zeit keiner politischen Organisation
b ei .

Nestlers Antikriegsschrift von 1 9 3 2 sollte ihn
1 9 5 0 auf üble Art einholen . Anlässlich einer Feier-
stunde de s Gedenktage s der Opfer des Faschismus '
zitierte Nestler, da politisch unb elastet inzwischen
Schulleiter der Gaudig-Schule , aus seiner eigenen
Schrift. D em anwesenden Leipziger Stadtschulrat
missfiel dies . B ereits wenige Wo chen zuvor las
Nestler, eb enfalls im B eisein diese s Stadtschulrats ,
auf einer VVN-Feier au s den Schriften de s Pazifis-
ten, Mitglied der Versöhnungsbundes und einzi-
gen evangelischen Kriegsdienstverweigerers Her-
mann Stöhr (hingerichtet : 1 9 4 0) . Alsb ald erfolge
die Strafversetzung Nestlers als »unverbe sserlicher
Re aktionär« im Alter von 6 3 Jahren . Diese Kamp a-
gne der Schulb ehörde warf ein b ezeichnende s
Licht auf die rigide Ausgrenzung der Reform-
p ädagogik ( 1 9 5 1 wurde die Gaudig-Schule ge-
schlo ssen) und die Zurückdrängung p azifistischer
Po sitionen in der stalinisierten DDR.

Karlheinz L ipp

Th o mas Na uerth (Hrsg.): Handbiblio thek Christli-
cher Friedenstheologie. Berlin 2004. Digitale Bi-
blio thek So nderband, ersch ienen bei Directmedia
Publish ing Gm bH Berlin; ISBN 3-89853-013-2;
19, 90 Euro (zzgl. Versandkosten; erhältlich − a uch
− in der Geschäftsstelle des Versöh n ungsbundes,
Sch warzer Weg 8, 3242 7 Minden).
Eine a usführliche Besprech ung der CD-Handbi-
blio thek erschein t in der nächsten A usgabe vo n

F or u m Pazi fi s mus .
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